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Zwei große Irrtümer
Hugo Willi, der 48-jährige Betriebsratsvorsitzende, stöhnt. 
Jetzt hat ihm der IG-Metall-Funktionär erneut fünf Termine 
zugeteilt: Referate im Schulunterricht halten, Heranwach-
senden erzählen, wie wichtig die Gewerkschaften, wie gierig 
viele Manager, wie wichtig Streikrecht und Mitbestimmung 
sind. Zu jedem Termin nimmt er Schulmaterialien der Hans-
Böckler-Stiftung mit, um zu erklären, wie riskant Aktien sind, 
wie schädlich es ist, die gesetzliche Rente abzubauen … Halt, 
alles erfunden, so ist es gerade nicht!
Nicht Gewerkschafter und Betriebsräte gehen in Klassenzim-
mern ein und aus, sondern Daimler, Deutsche Bank, Com-
merzbank, Apple und andere. Es gibt kaum ein bedeutendes 
Unternehmen, das nicht mit Lernmaterialien zu Themen wie 
Finanzen, Wirtschaft oder Arbeitsmarkt in die Schulen drängt. 
Ohne Rücksicht auf den Schonraum Schule haben Konzerne, 
deren Stiftungen oder unternehmernahe Verbände in Geld-
mangel und schlechter Ausstattung der Bildungseinrichtun-
gen ihre Chance entdeckt. Und bombardieren Lehrkräfte 
sowie Schülerschaft mit Broschüren, digitalen Geschenkpa-
keten, ihren Weltsichten, Marken-Logos – ungefiltert und 
ungeprüft. Doch Firmen und Konzerne sehen in den Heran-
wachsenden keine Lernenden, die selbstbewusste, kundige, 
empathische und gebildete Erwachsene werden sollen. Für 
sie sind es „Kunden“: Objekte ihrer Werbung, Kinder von er-
wachsenen Konsumenten, künftige Arbeitskräfte. 
Sich mit dem Vormarsch der Wirtschaft an Schulen kritisch 
auseinanderzusetzen, ist unentbehrlich. Warum? Weil be-
reits hier eine Denkwelt verbreitet wird, die ebenso gefähr-
lich falsch wie unverändert mächtig ist. „Der homo oecono-
micus ist tot“, titelte die Financial Times Deutschland (FTD) 
am 14. März 2001. Inzwischen gibt es diese Zeitung leider 
nicht mehr, aber „der Kerl“ lebt immer noch: Der Mensch, so 
will es die neoliberale Theorie, denkt, tut und fühlt, was ihm 
wirtschaftlich nützt. Er ist nicht das vernünftige und empathi-
sche, sondern das berechnende Wesen. Diese Botschaft geis-

tert durch Sprache und Köpfe vieler Leitartikler, Professoren 
und Politiker, fast aller Manager und Unternehmer. Tausend 
Mal widerlegt von wenigen kritischen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern und vom Alltag der Menschen, die die-
ser Kunstfigur misstrauen, die anders leben, faire Kooperati-
on mehr schätzen als gnadenlosen Wettbewerb. Doch noch 
immer steht die wirtschaftswissenschaftliche Theorie der 
Neoklassik, die vom Menschenbild des homo oeconomicus 
ausgeht, im Mittelpunkt des Fachs Wirtschaft. Auch an den 
Universitäten. Pluralistische Wirtschaftswissenschaften wur-
den zwar schon tausendfach beschworen, in Deutschland 
jedoch nie verwirklicht. Inzwischen verbünden sich Studie-
rende mit kritischen Ökonomen, um für wissenschaftliche 
Vielfalt zu werben und alternative Lehrangebote zu orga-
nisieren (s. S. 14 und 16). Das fachlich und demokratisch 
Selbstverständliche, die Vielfalt im Denken muss also müh-
sam erkämpft werden.
Ein weiterer Irrtum: Manager, Unternehmer, der Referent der 
Bank im Schulunterricht – sie gelten als „die“ Fachleute. In 
der Tat: Sie sind Experten. Ebenso wie Betriebsräte und ge-
werkschaftliche Vertrauensleute, die in unternehmerischen 
Angelegenheiten oft genauso kundig sind. Aber wenn sie – 
der Manager, der Unternehmer, der Bankberater – an Schu-
len und in den Medien auftreten, sind sie zuallererst Interes-
sensvertreter der Aktionäre und Eigentümer. Sonst nichts. Sie 
berichten das, was dem Unternehmen am meisten nützt und 
reden nicht über das, was für alle in der Gesellschaft gut ist. 
Oder über das, was „wahr“ ist. Die Mär von den „objektiven 
Fachleuten“ zu zertrümmern und offenzulegen, welche Inter-
essen wirklich hinter den so unanfechtbar daherkommenden 
ökonomischen Theorien stecken, klärt auf, ist bester Unter-
richt – und nützt der Demokratie.

Wolfgang Storz, 
Publizist
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Bildungsaufbruch sofort!
Die GEW Berlin sieht viel Potenzial im Koalitionsvertrag, den 
die künftige rot-rot-grüne Koalition am 17. November veröf-
fentlicht hat. „Den zwischen SPD, Linken und Grünen verein-
barten Zielen stehen wir mehrheitlich positiv gegenüber. Ent-
scheidend wird jetzt sein, mit welchen konkreten Maßnahmen 
Rot-Rot-Grün diese umsetzen will“, betonte Doreen Siebernik, 
Vorsitzende der GEW Berlin. Bildung steht an erster Stelle des 
270 Seiten starken Koalitionsvertrages – der Landesverband 
wertet das als Aufbruchsignal. Zudem stellt er positiv fest, dass 
die gemeinsame Erklärung mit Finanzsenator Matthias Kollatz-
Ahnen (SPD) zur Bezahlung angestellter Lehrkräfte Bestandteil 
des Koalitionsvertrags geworden sei (E&W berichtete). Es sei 
gut, so Siebernik, dass der neue Senat festschreibt, die Bezah-
lung der Grundschullehrkräfte anzuheben und Diskrepanzen 
zwischen Vergütung und Besoldung abbauen will. „Dieses Be-
kenntnis ist ein wichtiger Schritt, auf dem sich aber niemand 
ausruhen darf“, unterstrich die Landesvorsitzende. 

Lehrplanstreit auch in Hessen
Der GEW-Landesverband Hessen stellt sich ausdrücklich hin-
ter den neuen hessischen Lehrplan für Sexualerziehung an 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen. Er rief Ende 
Oktober gemeinsam mit anderen Organisationen zur De-
monstration „Ihr seid nicht ALLE“ in Wiesbaden auf. Zu der 
gleichzeitig stattfindenden Kundgebung der Initiative „Demo 
für Alle“ hatten auch AfD und NPD Hessen aufgerufen. Beson-
ders begrüßte die GEW, dass im neuen Lehrplan nicht nur von 
„Toleranz“, sondern von der „Akzeptanz von sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt“ die Rede sei. Nur so sei ein „diskri-
minierungsfreier Umgang mit Homo-, Trans- oder Bisexuali-
tät“ zu erreichen. Manon Tuckfeld vom GEW-Kreisverband 
Wiesbaden-Rheingau widersprach dem Vorwurf der Kriti-
ker des Lehrplans, dieser leiste einer „Frühsexualisierung“ 
Vorschub und indoktriniere die Kinder. Sie kritisierte, dass 
der Bischof von Fulda, Heinz Josef Algermissen, der „Demo 
für Alle“ ausdrücklich seinen „bischöflichen Segen“ gegeben 
habe. Teile der Kirche wollten den Menschen offenbar wei-
ter vorschreiben, „wie sie zu leben und zu lieben haben“. Das 
konservative Bündnis hatte bereits in Baden-Württemberg 
gegen den Bildungsplan „Sexuelle Vielfalt“ mobilisiert und ist 
derzeit auch in Bayern aktiv.
Harald Freiling, Redaktionsleiter der hessischen Lehrerzeitung, HLZ

Bock GEW-Chef im Saarland
Der außerordentliche Gewerkschafts-
tag der GEW Saarland hat Thomas 
Bock, Lehrer an der Gemeinschafts-
schule Saarbrücken-Bellevue, am 10. 
November zum neuen Vorsitzenden 
gewählt. 82 Prozent der Delegierten 
votierten für ihn. Bock tritt die Nach-
folge von Peter Balnis an, der Anfang 
des Jahres verstorben ist. 
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„Optimierungsbedarf“
Der aktuelle bundesweite Schulleistungsvergleich „Bil-
dungstrend 2015“, für den Schülerinnen und Schüler Ende 
der 9. Jahrgangsstufe getestet wurden, belegt erneut: 
In Deutschland sind soziale Herkunft und Bildungserfolg 
besonders eng gekoppelt (s. GEW-Kommentar S. 28). 
Ansonsten: In fast allen Kompetenzbereichen der unter-
suchten Fächer Deutsch und Englisch gab es hinsichtlich 
der sozialen Disparitäten zwischen den Vergleichsjahren 
2009 und 2015 „keine wesentlichen Veränderungen“. 
Der Bildungstrend ist eine Studie des Instituts zur Quali-
tätsentwicklung im Bildungswesen (IQB). Lediglich beim 
Lesen (Deutsch) konnten die auf die soziale Herkunft zu-
rückgeführten Benachteiligungen bundesweit etwas ver-
ringert werden. Kultusministerkonferenz (KMK) wie auch 
Bildungsforscher sprachen von „Optimierungsbedarf“. 
Politische Kontroversen lösten vor allem die im Vergleich 
zu 2009 schlechteren Leistungsergebnisse aus Baden-
Württemberg aus. Konservative machen dafür die Einfüh-
rung der Gemeinschaftsschule verantwortlich, obwohl an 
dem Test im Mai 2015 kein einziger Schüler dieser neuen 
Schulform teilgenommen hatte. Bundesweit sind 37 099 
Mädchen und Jungen geprüft worden – deutlich weniger 
als bei früheren Untersuchungen mit jeweils rund 50 000 
Jugendlichen. 
Karl-Heinz Reith, Journalist und Fachautor 

Kita-Qualitätsoffensive
Bund und Länder wollen eine neue Qualitätsoffensive in 
der Kindertagesbetreuung starten. Vorgesehen ist, dafür 
in den nächsten Jahren stetig wachsende Milliardenbeträ-
ge bereitzustellen. Der Finanzbedarf für die gemeinsamen 
Qualitätsziele – mehr Fachpersonal in den Kitas, bessere 
Sprachförderung und Gebührenentlastung der Eltern – lie-
ge bei insgesamt rund zehn Milliarden Euro pro Jahr, sagte 
Familienministerin Manuela Schwesig (SPD) in Berlin. 2018 
soll der Bund zusätzlich eine Milliarde Euro übernehmen 
und diese Summe in einem Stufenplan auf jährlich fünf 
Milliarden Euro erhöhen. Bis zum nächsten Frühjahr sol-
len die Jugendminister der Länder zudem Eckpunkte für 
ein Kita-Qualitätsentwicklungsgesetz erarbeiten, das den 
länderspezifischen Bedürfnissen gerecht wird. „Zehn Mil-
liarden Euro für bessere Rahmenbedingungen in den Kitas, 
das ist genau der Schritt, den wir brauchen. Darin sind sich 
Jugendminister und GEW einig“, erklärte Norbert Hocke, 
im GEW-Vorstand für Jugendhilfe und Sozialarbeit verant-
wortlich. Drei Jahre hätten GEW, Kirchen und Wohlfahrts-
verbände ein Qualitätsgesetz eingefordert, so Hocke, da-
für sei nun die Grundlage geschaffen worden. Jetzt müsse 
man einen gesetzlichen Weg zur Umsetzung finden. „Die 
Bildungsgewerkschaft erwartet ein deutliches Signal“, be-
tonte der GEW-Experte, „dass die vereinbarten Ziele und 
Finanzzusagen auch für die neue Bundesregierung poli-
tisch verbindlich sind, das Geld zügig bereitgestellt wird 
und die Länder die zusätzlichen Gelder in die Kita-Qualität 
stecken.“
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// Wie problematisch es ist, im 
Unterrichtsfach Wirtschaft poli-
tische und ökonomische Bildung 
zu trennen, zeigt sich am Beispiel 
Baden-Württembergs (BaWü). //

„Wie lernen Schülerinnen und Schüler 
Soziale Marktwirtschaft?“ Mit diesem 
Thema beschäftigte sich 2008 ein Sym-
posium des Bundesverbandes deutscher 
Banken. Bereits an dieser Fragestellung 
wird das Kernproblem ökonomischer 
Bildung in der Schule deutlich: Diese 
orientiert sich allzu sehr an den Grund-
prinzipien der vorherrschenden Wirt-

schaftsordnung und zielt darauf ab, 
„spezielle“ ökonomische Denk- und Ver-
haltensweisen zu vermitteln. Wenn Cur-
ricula, wie das niedersächsische, zum 
Denken in Kategorien ökonomischer 
Ordnungszusammenhänge auffordern*, 
sind nicht nur Pädagoginnen und Päda
gogen, sondern ist auch die politische 
Bildung herausgefordert. Hat Schule die 
Aufgabe, Schülerinnen und Schüler so 
zu bilden, dass sie in dem bestehenden 
Wirtschaftssystem lediglich als Arbeits-
kräfte, Mini-Unternehmer oder Kon-
sumenten funktionieren? Oder sollte 
Erziehung zur Mündigkeit, wie sie poli

tische Bildung intendiert, heranwach-
sende Menschen qualifizieren, jedes 
Wirtschaftssystem kritisch zu reflek-
tieren und mit möglichen Alternativen 
vergleichen zu können? 
In Baden-Württemberg hat man mit 
den neuen Bildungsplänen im Schuljahr 
2016/2017 das Fach „Wirtschaft, Be-
rufs- und Studienorientierung (WBS)“ 
eingeführt. Der dafür verantwortliche 
ehemalige Kultusminister Andreas Stoch 
(SPD) begründete das so: „Die Wirt-
schaft hat zehn Jahre lang das Schulfach 
Wirtschaft gefordert. Nun führen wir  
es ein [...].“ Der Wirtschaftsminister der 

Das Fach Wirtschaft als Trojanis ches Pferd?
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damaligen grün-roten Landesregierung 
Nils Schmid (SPD) erklärte im gemeinsa-
men Interview mit Stoch auf ZEIT online: 
„Ein entscheidendes Anliegen dieses Fa-
ches sollte es sein, für die Stärken einer 
dualen Ausbildung zu werben.“** Auch 
die CDU-Opposition stellte diese Posi-
tionen nicht infrage und ging teilweise 
noch darüber hinaus: „Es darf im Grun-
de kein kritisches Verhältnis entwickelt 
werden zu den wichtigen Arbeitgebern 
bei uns im Lande“, betonte CDU-Bil-
dungspolitiker Georg Wacker gegenüber 
dem Deutschlandfunk.*** Hat in dem 
neuen Schulfach vor allem die Wirt-

schaft ihre Interessen durchgesetzt? 
Werden vielleicht sogar Werbezwecke 
als Bildungsziele definiert? 
Fakt ist: Das Land hat sich bei der Pla-
nung von arbeitgebernahen Lobbyis-
ten beraten lassen. Fachverbände und 
Gewerkschaften beklagen, dass man 
sie nicht einbezogen habe. 2015 veröf-
fentlichte die grün-rote Landesregie-
rung die Anhörung zum Bildungsplan 
für WBS. Auf Kritik stieß vor allem die 
monodisziplinäre Ausrichtung des Fa-
ches, die ökonomisches Lernen aus so-
zialwissenschaftlichen Kontexten löse. 
Eine differenzierte Auseinandersetzung 
mit ökonomischen Theorien, Systemen 
und Fragen sei so nicht mehr möglich, 
bemängelten Kritikerinnen und Kriti-
ker. Die Folge, so befürchten diese, sei 
eine verengte Sicht auf die Ökonomi-
sierung in der Gesellschaft, wenn die 
Wirtschaftswissenschaften Hauptbezug 
eines Lerngegenstandes politischer Bil-
dung werden. 
Elternvertretungen, Gewerkschaften und  
Fachverbände reagierten mit einer ge-
meinsamen Stellungnahme****. Sie  
wiesen darauf hin, dass man ökono-
mische Bildung nicht von ihrem ge-
sellschaftspolitischen Zusammenhang 
abspalten dürfe und verlangten eine öf-
fentliche Diskussion des Bildungsplans. 
Doch die Landespolitik reagierte nicht. 
Birgit Weber, Professorin für Sozial-
wissenschaften mit Schwerpunkt öko-
nomische Bildung an der Universität 
Köln, kommt zu einer eindeutigen Be-
urteilung. Die Wissenschaftlerin be-
tont, dass eine Trennung von WBS und 
Gemeinschaftskunde aufgrund „einer 
starken Verschränkung von Inhaltsfel-
dern“ nicht überzeuge. Weber stellt 
fest, dass die Abspaltung ökonomischer 
von politischer Bildung „die Gefahr un-
nötiger Verzerrungen in beiden Fächern 
[birgt]“*****. Auf Webers kritische 
Anmerkung entgegnete das Institut 
der Deutschen Wirtschaft (IDW), dass 
das Unterrichtsfach Wirtschaft „klare 
Zuständigkeiten“****** innerhalb des 
Fächerkanons erfordere. Für die Ausei
nandersetzung mit wirtschaftlichen Pro-
zessen sollten demnach keine Politik-,  
sondern ausgebildete Ökonomie-Lehr-
kräfte zuständig sein. Das IDW unter-
strich die Vorteile einer monodisziplinä-
ren Sichtweise und machte sich zugleich  

für eine grundständige Ausbildung künf- 
tiger Wirtschaftslehrkräfte stark. Die 
Landesregierung erfüllte prompt auch 
diesen Wunsch aus der Wirtschaft und  
vollzog in der ersten Phase der Lehrkräf-
teausbildung einen radikalen Schnitt:  
Das gemeinsame Studienfach „Politik/
Wirtschaft“ wurde, obwohl erst vor 
wenigen Jahren eingeführt, in zwei 
singuläre Studienfächer aufgelöst. Im 
Fach Lehramt Wirtschaftswissenschaft 
an der Universität Stuttgart belegen an- 
gehende Lehrkräfte nunmehr Kurse in  
Mathematik und Statistik für Wirt-
schaftswissenschaftler, Mikro- und 
Makroökonomik und Grundlagen der 
Betriebswirtschaftslehre (BWL) sowie 
Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 
(VWL). Diese Schwerpunkte machen 
mehr als zwei Drittel des Bachelorstu-
diums aus, Wirtschaftspolitik hingegen 
weniger als zehn Prozent. 

Einseitige Perspektiven
Wirtschaftliche Prozesse und Systeme 
von einer gesellschaftspolitischen Ana-
lyse zu entkoppeln, verengt den Blick 
auf Wirtschaft. Wird eine monodiszipli-
näre Sicht auf Gesellschaft zudem noch 
normativ begründet, besteht die Gefahr 
lobbyistischer Einflussnahme in den 
Klassenzimmern. Ökonomie ist aber nur 
ein Teilbereich der sozialen Welt und 
immer in ihren gesamtgesellschaftli-
chen Wechselwirkungen zu sehen und 
einzuordnen. Neben ethischen Prinzipi-
en wie „Gerechtigkeit“ oder „Solidari-
tät“ als Grundlage für ein fundiertes po-
litisches Urteil vernachlässigt der neue 
Bildungsplan Baden-Württembergs 
auch die Folgen wirtschaftspolitischer 
Entscheidungen. Ein notwendiges plu-
rales Verständnis von Wirtschaft und 
ihrer Theorie lässt sich im Unterricht 
auf diese Weise nicht entwickeln.
Ziel ökonomischer Bildung darf es auch 
nicht sein, „Soziale Marktwirtschaft“ 
als alternativlose Wirtschaftsordnung 
zu propagieren. Das widerspräche nicht  
nur den Grundsätzen politischer Bil-
dung. Es wäre darüber hinaus indok
trinierend und stünde nicht im Einklang 
mit Prinzipen unserer Schulgesetze. 
Und auch dem Grundgesetz (GG) wohnt 
keine „ausdrückliche wirtschaftspo-
litische Programmatik“******* inne. 
Obwohl das GG wirtschaftsbezogene 

Das Fach Wirtschaft als Trojanis ches Pferd?
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Freiheitsrechte betont, bleibt es wirt-
schaftspolitisch neutral. Das Vermitteln 
wirtschaftlicher Grundkenntnisse von 
sozialwissenschaftlicher Bildung abzu-
koppeln, lässt sich daher auch nicht mit 
dem Grundgesetz rechtfertigen. 
Akteure wirtschaftsnaher Verbände 
dürften mit dem Ergebnis der Reformen 
in Baden-Württemberg zufrieden sein. 
Für das neue Unterrichtsfach Wirt-
schaft stellt das Internetportal „Wirt-
schaft und Schule“ bereits kostenlose 
Unterrichtsmaterialien zur Verfügung – 
ohne dass diese, wie Bücher der Schul-
buchverlage, von einer unabhängigen 
Stelle geprüft würden. Das Portal wirbt 
bei Lehrkräften für Lernmittel mit der 
„Möglichkeit, sich fundiert über aktu-
elle Ereignisse und deren Hintergründe 
zu informieren“********. Tatsächlich 
bietet die Website vollständig ausge-
arbeitetes Unterrichtsmaterial, ohne 
den Herausgeber auf den Arbeitsblät-
tern kenntlich zu machen. Betreiber 
von „Wirtschaft und Schule“ ist das 
Institut der deutschen Wirtschaft, das 
Arbeitgeber- und Industrieverbände 
finanzieren. Nicht zuletzt deshalb hat 
die Deutsche Vereinigung für Politische 

Bildung (DVPB) einen Transparenz- 
Kodex********* entwickelt. Dieser ver- 
langt von schulischen Bildungsmedi-
en, dass deren Finanzierung und Inte-
ressenabhängigkeit für Schülerinnen, 
Schüler und Lehrkräfte offengelegt wer-
den müsse.

Streit geht weiter
Doch Elternvertretungen und Fachver-
bände in Baden-Württemberg geben 
noch nicht auf. Sie wollen weiter für 
einen ergebnisoffenen Diskurs strei-
ten. Der Bildungsplan wird ab diesem 
Schuljahr aufwachsend in den Jahr-
gangsstufen 1/2 und 5/6 eingeführt. 
Das Schulfach „Wirtschaft/Berufs- und 
Studienorientierung“ beginnt in der 
Sekundarstufe I ab dem kommenden 
Schuljahr, für Gymnasien, an denen 
das Fach erst in der 8. Klasse einsetzt, 
ab dem Schuljahr 2018/2019. Bis dahin 
bleibt der Wunsch nach Nachbesserun-
gen weiter bestehen. 
Eine kritische wie differenzierte Ausei-
nandersetzung mit grundlegenden Fra-
gen des Sozialstaats- und des Wettbe-
werbsprinzips einzufordern, erscheint 
aus der Perspektive politischer Bildung 

unerlässlich. Sozioökonomische Bildung 
bedarf der Integration verschiedener 
sozialwissenschaftlicher Disziplinen so-
wie vielfältiger und unterschiedlicher 
Perspektiven. Ökonomische darf man 
nicht von politischer Bildung entkop-
peln – sonst steht am Ende die Ökono-
misierung von Schule. 

Dirk Lange, 
Professor für Didaktik der Politischen Bildung 
und Bundesvorsitzender der Deutschen  
Vereinigung für Politische Bildung, 
Steve Kenner, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für 
Didaktik der Demokratie, beide Uni Hannover

*Vgl.: Niedersächsisches Kultusminis- 
terium (2006): Kerncurriculum für  
das Gymnasium für das Fach Politik/ 
Wirtschaft
**Jeannette Otto: „Geld fällt nicht vom 
Himmel“, Interview mit Nils Schmid und 
Andreas Stoch, ZEIT online, 1. Januar 2015 
***Michael Brandt: Neues Schulfach  
soll Wirtschaftswissen stärken.  
Deutschlandfunk, 11. Juli 2015
****ARGE, DVPB, Gesamtelternbeirat 
der Tübinger Schulen, GEW Baden-
Württemberg u. a. (29. Oktober 2015): 
Gemeinsame Stellungnahme zum 
geplanten Schulfach Wirtschaft,  
Berufs- und Studienorientierung an 
allgemeinbildenden Gymnasien
*****Birgit Weber (16. September 2015): 
Stellungnahme zu den Anhörungs
fassungen Wirtschaft/Berufs- und  
Studienorientierung an allgemein
bildenden Gymnasien
******Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln/Helmut E. Klein (15. Oktober 
2015): „Bildungsplan Wirtschaft sichert 
ökonomische Grundbildung!“  
Eine Entgegnung auf Birgit Weber
******* Hans-Jürgen Papier (2007): 
Wirtschaftsordnung und Grundgesetz. 
In: APuZ 13/2007, S. 4
********Selbstbeschreibung des 
Internetportals „Wirtschaft und Schule“ 
herausgegeben vom Institut der  
deutschen Wirtschaft Köln: 
www.wirtschaftundschule.de/ueber-uns/
*********Deutsche Vereinigung für 
Politische Bildung (Hrsg.):  
DVPB-Transparenz-Kodex für  
Unterrichtsmaterialien, 2014

Wirtschaft: ja – Ökonomisierung: nein
Wirtschaftliche Themen gehören in die Schule ebenso wie eine gute Berufs- 
und Studienorientierung. Ökonomische Bildung in der Schule muss die Fähig-
keit vermitteln, grundlegende wirtschaftliche Zusammenhänge zu verstehen 
und als wesentlichen Teil gesellschaftlicher Zusammenhänge zu begreifen. 
Erst dieses umfassende Verständnis führt zu wirtschaftlicher Kompetenz, wie 
sie die Schule zu vermitteln hat. Deshalb muss „Wirtschaft“ in Verbindung mit 
Gemeinschaftskunde stehen.
Dass im Zuge der Bildungsplanreform in Baden-Württemberg zum Beispiel am 
Gymnasium Gemeinschaftskunde und Erdkunde zugunsten des Faches Wirt-
schaft gekürzt werden, stößt auf Kritik der GEW.
Muss „die Wirtschaft“ als eigenes Fach in die Schule geholt werden? Hierzu ein 
klares Nein. Die GEW kritisiert die Einführung des Faches Wirtschaft. Es kann 
in diesem Fach nicht gelingen, alle sozioökonomi-
schen Bezüge hinreichend zu berücksichtigen. Des-
halb muss „Wirtschaft“ in Verbindung mit dem Fach 
Gemeinschaftskunde stehen. Die Betonung des so-
genannten „Entrepreneurship“ (Unternehmertums) 
in den Bildungsplänen widerspricht dem Auftrag der 
Schule, den Schülerinnen und Schülern eine freie 
Meinungsbildung zu ermöglichen (Kontroversitäts-
gebot im „Beutelsbacher Konsens“).

Doro Moritz, 
GEW-Landesvorsitzende Baden-Württemberg
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// Über Hintertürchen, aber auch 
offene Tore drängen Unterneh-
men, unternehmensnahe Stiftun-
gen und Interessensverbände in 
Schulen. Nicht uneigennützig. //

Die „gekaufte Schule“ – titelte der 
SPIEGEL im Oktober vergangenen Jah-
res und stellte den seit Jahren wach-
senden Einfluss der Wirtschaft auf 
Schulen an den Pranger. Denn immer 
mehr Unternehmen, Wirtschaftsver-
bände, Industrie- und Handelskam-
mern sowie Unternehmensstiftungen 
nutzen die klammen Kassen der Kom-
munen für ihre Interessen. Sie bieten 
finanzielle Hilfen an, beispielsweise 
wenn kein Geld da ist, um marode 
Schulen zu sanieren – oder Mittel 
für die digitale Ausstattung der Klas-
senzimmer fehlen. So versuchen sie, 
Lehrinhalte – aber auch die Einstel-
lungen Heranwachsender – zu beein-
flussen. Nahezu jedes Unternehmen 
buhlt mittlerweile um die Gunst der  
rund 8,4 Millionen Schülerinnen und 
Schüler.
Besonders auffällig ist die Einflussnah-
me über Unterrichtsmaterialien im  
Bereich der ökonomischen Bildung. Im 
Hintergrund steht das Interesse privat-
wirtschaftlicher Akteure und arbeit
gebernaher Interessensvereinigungen, 
ökonomische Bildung an allgemeinbil-
denden Schulen über ein Separatfach 
Wirtschaft „aufzuwerten“ (s. S. 6 ff.). 
Vorrangig wird dabei versucht, Themen-
felder wie „finanzielle Bildung“ und „En-
trepreneurship Education“ in Lehrplan 
und Unterricht „einzuschleusen“. Argu-
ment: Das Wirtschafts- und Finanzwis-
sen der Jugendlichen sei ungenügend. 
Die lobbyistisch motivierte Forderung 
nach einem eigenen Fach Wirtschaft 
verkennt allerdings, dass zwei von drei 
Bundesbürgerinnen und -bürgern schon 
jetzt als „finanziell gebildet“ anzusehen 
sind, wie eine Ende 2015 veröffentlich-
te Studie der Ratingagentur Standard  
& Poor’s* verdeutlicht. Mit Blick auf  
den Verdrängungswettbewerb zwi- 
schen den Unterrichtsfächern zeigt das, 
dass ökonomische Kenntnisse offen- 

kundig sehr viel weiter verbreitet sind 
als etwa das Wissen über mathema-
tische, historische oder politische Zu- 
sammenhänge.

Geschickte Taktik 
Zudem: Während bei einem Thema wie 
„Humanisierung der Arbeitswelt“ bis in 
die 1980er-Jahre hinein ein sozialwissen-
schaftlicher Zugang aus Arbeitnehmer-
perspektive erfolgte, wird die Analyse 

arbeitsweltlicher Phänomene seit eini-
ger Zeit durch arbeitgeberorientierte In-
itiativen wie „business@school“, „Schü-
ler im Chefsessel“, „Gründerkids“ oder 
„Junior – Schüler erleben Wirtschaft“ 
geprägt, die „Lernpartnerschaften“ mit  
ausgewählten Schulen eingehen. Es 
sind Initiativen, die mit dem Aufbau 
von Schülerfirmen betriebswirtschaft-
liches Denken zum Dreh- und Angel-
punkt sozialwissenschaftlicher Lehr- und 

Kampf um die Köpfe

Fo
to

: z
pl

us
z

Der Einfluss der Wirtschaft auf Schule 
wächst, dringt in Klassenzimmer  
und in die Köpfe der Kinder – und ist 
auch sonst nicht unsichtbar …
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Lernprozesse erklären. Hinzu kommt: 
Finanzbetriebe wie die „Deutsche Ver-
mögensberatung“ bieten den Schulen 
an, Fachleute zur Verfügung zu stellen, 
die mittels als seriös getarntem Lehr
material über Finanzthemen „aufklären“ 
sollen. Auch Verbände wie die „Bundes-
vereinigung der deutschen Arbeitgeber-
verbände“ offerieren „Lernpartner-
schaften“ (s. S. 20) zwischen Schulen 
und Unternehmen. Damit setzen sie 
die vermeintlich monetäre Ahnungslo-
sigkeit Jugendlicher geschickt als wer-
bewirksames Vehikel ein, um diese  – 
beispielsweise mit Blick auf sinkende 
Renten  – für die „notwendige“ private 
Altersvorsorge zu sensibilisieren. 
Der Versicherungskonzern Allianz, die 
Deutsche Börse, die Deutsche Kredit-
bank, die Cornelsen Akademie, die Klett 
MINT GmbH, die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft KPMG oder die Unterneh-
mensberatung McKinsey & Company – 
sie alle reihen sich in ein Lobbybündnis 
ein, das seine Finance Coaches gerne 
ökonomischen Unterricht in Schulen 
erteilen lässt. So heißt es etwa auf der 
Homepage der Initiative „My Finance 
Coach“ (MFC): „Finance Coaches kom-
men auf Einladung der Lehrkräfte kos-
tenfrei in die Klasse und führen die 
Schülerinnen und Schüler durch die von 
Ihnen zuvor gewählten Unterrichtsein-
heiten. Acht Trainingsmodule zum The-
ma ökonomische Grundbildung stehen 
für die Unterrichtsgestaltung zur Aus-
wahl, die sich für die Sekundarstufe I 
aller Schulformen eignen.“
Doch warum unterstützen OECD, die 
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, UNESCO 
sowie der Deutsche Philologenverband 
privatwirtschaftliche Initiativen an Bil-
dungseinrichtungen? Glauben diese 
ernsthaft, dass Unternehmensange
hörige lediglich externen Sachverstand 
in den schulischen Regelunterricht ein-
bringen? Oder geht es beispielsweise 
vielmehr darum, erst die Ängste junger 
Menschen vor Altersarmut zu schüren 
und dann die private Altersvorsorge 
als Allheilmittel zu propagieren? Das 
ist beinahe so, als ob ein Fastfood-Res-
taurantleiter Kinder über Ernährung in-
formiert oder Pharma-Referenten den 
Biologie- und Chemieunterricht halten. 
Wollen wir das? Es wird Zeit, dass der 

Gesetzgeber solchen Aktivitäten einen 
Riegel vorschiebt.
Hoffen lässt hingegen der Fall ExxonMo-
bil. Der weltgrößte Energiekonzern för-
derte über mehrere Jahre hinweg zwei 
Schulen in Niedersachsen – nicht zufällig 
in einer Region, in der es mit einer Kette 
von Erdgasfeldern einen der größten Bo-
denschätze gibt. So schloss ExxonMobil 
im Jahr 2007 z. B. einen Pakt mit einem 
Gymnasium in dem kleinen Ort Sulingen. 
Der Ölkonzern kündigte an, Praktikums-
plätze für Oberstufenschüler einzurich-
ten und der Schule jährlich 10 000 Euro 
zu überweisen. Im Gegenzug öffnete die 
Schulleiterin dem Konzern die Türen zu 
den Klassenzimmern. „Man kennt sich, 
man hilft sich“, zitiert die digitale Kreis-
zeitung im September 2011 Norbert 
Stahlhut aus der Öffentlichkeitsabtei-
lung von ExxonMobil in einem Artikel 
über die Schulkooperation. PR-Mitarbei-
ter des Unternehmens erläuterten den 
Jugendlichen die Erdgasförderung und 
warben zugleich für eine Ausbildung im 
Konzern. Bereits 2013 sorgte das Koope-
rationsprojekt für Aufsehen, nachdem 
das Fernsehmagazin Frontal 21 darüber 
berichtet hatte. Mehr als ein Jahr später 
stellte dann auch die damalige rot-grüne 
Landesregierung klare Verstöße gegen 
die landeseigenen Antikorruptionsricht-
linien fest und beendete die umstrittene 
Zusammenarbeit zwischen Gymnasien 
und den Energiekonzernen ExxonMobil, 
RWE, GDF SUEZ sowie der Wintershall 
Holding. Somit ist zumindest in Nieder-
sachsen ein erster wichtiger Schritt ge-
tan, wirtschaftlichen Interessen Einhalt 
zu gebieten. Wenngleich der Branchen-
verband WEG nach eigener Auskunft be-
reits an neuen Verträgen arbeitet, „die 
den geänderten Sponsoring-Vorgaben 
der Landesregierung entsprechen“.**

Regelwerk nötig
Auch wenn Kooperationen von Schule 
und Praxis durchaus zu begrüßen sind, 
bedarf es angesichts nachhaltiger in-
haltlicher Einflussnahme durch Lobby-
isten eines staatlichen Regelwerks, das 
eine klare Trennung zwischen Schule 
und Privatwirtschaft garantiert. Denn 
während die Semantik des Begriffs „Bil-
dungspartnerschaft“ eine Begegnung 
auf Augenhöhe suggeriert, geht die-
se längst über eine gleichberechtigte 

Partnerschaft hinaus. Fakt ist: Wenn 
Privatakteure mit firmeneigenen Unter-
richtsmaterialien in die Klassenzimmer 
strömen, hat das auch Konsequenzen 
für das öffentliche Image des Lehrer-
berufs. Denn die professionsbezogene 
Ausbildung erfährt mit dieser Form der 
Öffnung von Schule einen Reputations-
verlust. Überdies werden allgemeinbil-
dende Schulen zu einem Handlungsfeld, 
in dem Repräsentanten der Unterneh-
men curriculare Vorgaben ignorieren 
können, wie die Inhalte ihrer unzähligen 
Unterrichtsbroschüren zeigen. So ent-
steht kein Verhältnis unter „Gleichen“, 
sondern ein Ungleichgewicht, das sich 
in finanziellen und inhaltlichen Abhän-
gigkeiten niederschlägt.
Schulen aber sind der Auf- und nicht 
der „Verklärung“ verpflichtet und soll-
ten keine eindimensionalen Weltbilder 
verbreiten. Doch längst ist im früheren 
„Schonraum Schule“ ein Kampf um die 
„Köpfe“ der Kinder entbrannt, der die 
Unterrichtsqualität gefährdet. Ein Bil-
dungsverständnis, das auf Mündigkeit 
zielt, wird so ausgehöhlt. Es ist also an 
der Zeit, dass die bildungspolitischen 
Entscheidungsträger den schulischen 
Allgemeinbildungsauftrag nicht länger 
auf dem Altar privatwirtschaftlicher In-
teressen opfern. Schulen dürfen nicht 
zur Werbeplattform verkommen. 

Tim Engartner, 
Professor für Didaktik der Sozialwissenschaf-
ten an der Goethe-Universität Frankfurt am 
Main und Direktor der dortigen Akademie für 
Bildungsforschung und Lehrerbildung (ABL)

Literaturhinweis:
Tim Engartner:  
„Staat im Ausverkauf. 
Politik der Privatisie-
rung“, 2016 erschienen 
im Campus Verlag, 22,95 
Euro, www.campus.de/
buecher-campus-verlag/
wissenschaft/politik 
wissenschaft/staat_im_ausverkauf- 
10427.html
*http://gflec.org/wp-content/ 
uploads/2015/11/Finlit_paper_16_ 
F2_singles.pdf
**www.lobbycontrol.de/2015/05/ 
exxonmobil-fliegt-von-der-schule/
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Sie kümmern sich um alles. Aber haben Sie dabei  
auch an sich gedacht? Viele Frauen im Öffentlichen  
Dienst arbeiten nur Teilzeit oder pausieren ganz.  
Gründe hierfür sind meist Kindererziehung oder  
die Pflege von Angehörigen. Zu dieser speziellen  
Situation hat die DBV sich Gedanken gemacht.  
Die Versorgungsanalyse zeigt Ihnen:

✔	mit welchen Bezügen Sie im Alter rechnen können

✔		wie Sie Ihre Versorgungslücke intelligent schließen  
können und trotzdem flexibel bleiben

✔	wie Sie Ihre finanzielle Unabhängigkeit im  
 Alter bewahren

Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen  
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen:  
FrauenimOeffentlichenDienst@dbv.de  
oder Telefon 0800 292 22 74.
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Microsoft-Werbevideo 
an Schule verboten
// Die Bezirksregierung Köln  
hat Werbung von Microsoft – 
einen Videofilm und ein Banner –  
an einem Kölner Berufskolleg 
untersagt. //

Helmut Schorlemmer findet deutli-
che Worte: „Der Film verstößt gegen 
die Vorgabe, keine Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrpersonal in Werbe-
maßnahmen für den Sponsor einzu-
binden.“ Schorlemmer war bis 2014 
Schulsponsoring-Beauftragter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (NRW). Nach 
seiner Auffassung verletze der Film das 
„Verfassungsgebot der Neutralität der 
Schule“ und verstoße gegen das NRW-
Schulgesetz, Paragraph 99, Absatz 1. 
Der ehemalige Leiter eines Gymnasiums 
im westfälischen Unna rügt auch die 
Werbeplakate im Foyer der Einrichtung: 
Banner „dieser Größenordnung“ seien 
„unzulässige Produktwerbung“, deren 
Einsatz nur erlaubt ist, wenn eine Aus-
nahmegenehmigung des Schulministe-
riums vorliegt.  
Schorlemmers Kritik richtet sich gegen 
ein YouTube-Video und ein Werbeban-

ner am Erich-Gutenberg-Berufskolleg 
(EGB) in Köln. Das Banner mit dem Slo-
gan „Microsoft in Education“ und dem 
Logo von Microsoft hing im Foyer der 
Schule. Den Videofilm „Lernen für die 
Zukunft am Erich-Gutenberg-Berufs-
kolleg“ habe Microsoft Deutschland in 
Auftrag gegeben und bezahlt, räumte 
die EGB-Schulleitung gegenüber E&W 
ein. Den Link zum Film hatte die Schu-
le auf ihrer Homepage veröffentlicht. 
Im Video lobt ein Lehrer am EGB die 
Bürosoftware „Office 365“ von Mi-
crosoft. „Office ist ein Standard in der 
Wirtschaft“, verkündet der Pädagoge. 
Und: „Alle unsere 800 Ausbildungs-
betriebe arbeiten schwerpunktmäßig 
auch mit Office.“ Auch eine nament-
lich genannte Schülerin des EGB tritt 
im Video auf. Sie spricht über das 
schuleigene Lernportal, das über das 
Office-Paket von Microsoft läuft und 
erklärt: „Das ist einfach sehr gut.“ 
Schulleiter Rolf Wohlgemuth zeigt 
sich im Video ebenfalls überzeugt von 
„Office 365“: „Da wissen wir, das ori-
entiert sich an europäischen Sicher-
heitsstandards.“ 

Der Videofilm ist im Rahmen der Zusam-
menarbeit zwischen EGB und Microsoft 
entstanden. Screenshots belegen, dass 
das Video auf der Schulhomepage noch 
im August 2016 abzurufen war. Das 
Kölner Berufskolleg bezeichnet sich 
als „Microsoft Showcase School“*. Für 
ihre Kooperation erhielten EGB und 
Microsoft Deutschland Ende 2015 eine 
Auszeichnung der unternehmensnahen 
Initiative „SCHULEWIRTSCHAFT“.
Bettina Zurstrassen, Professorin für Di-
daktik der Sozialwissenschaften, warnt: 
Das Schulsponsoring von Microsoft 
führe „zu einer Wettbewerbsverzer-
rung gegenüber den Anbietern, die kein 
Schulsponsoring betreiben“. Zurstras-
sen kritisiert, dass die Schülerinnen und 
Schüler im Unterricht an die Microsoft-
Software „Office“ herangeführt und 
an deren Gebrauch gewöhnt werden. 
Das erschwere neuen Anbietern den 
Eintritt in diesen Markt – „weil die Op-
portunitätskosten des Wechsels für die 
Lernenden erhöht werden“. Zudem, so 
die Hochschullehrerin der Universität 
Bielefeld, „werden Ausbildungsbetrie-
be unter Druck gesetzt, ebenfalls auf 

Die Bezirksregierung Köln hat das Werbebanner „Microsoft in Education“, das 
im Foyer des Erich-Gutenberg-Berufskollegs Köln hing, inzwischen verboten. 
Das Banner ist mittlerweise abgenommen worden.
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Willkommen bei der didacta – der weltweit größten Bildungsmesse!
www.didacta.de | #didacta17

14.–18. Februar 2017
Messe Stuttgart

Microsoft Office umzustellen“. Zurstras-
sen betont: „Microsoft sichert sich mit 
Schulsponsoring also nicht nur den Mil-
liardenmarkt an Schulen, sondern auch 
den freien Markt.“ Was sagt die Kölner 
Bezirksregierung, zuständig für Schul-
aufsicht, zu dem Fall? Auf E&W-Anfrage 
reagiert die Behörde prompt: „Unsere 
Prüfung hat ergeben, dass sowohl das 
genannte Video als auch das Banner ge-
gen das Werbeverbot verstoßen.“ Der 
Schulleiter des Berufskollegs habe „auf 
unsere Aufforderung hin sowohl den 
Link zum Video auf der Schulhomepage 
als auch das Banner entfernt“. Wohlge-
muth habe Microsoft zudem gebeten, 
„das Video auch aus dem YouTube-Ka-
nal des Konzerns zu entfernen“. Inzwi-
schen ist der Film auch dort nicht mehr 
aufzufinden. „Das im Video erwähnte 
Produkt ‚Office 365 Education‘ wird von 
Microsoft allen Schulen und Universitä-
ten kostenlos zur Verfügung gestellt“, 
heißt es weiter in der Stellungnahme 
der Bezirksregierung. Da es sich bei 

dem Film aber nicht um eine Verkaufs-
förderung handele, habe die Schule die 
Werbewirkung vermutlich als „nachran-
gig“ betrachtet. „Die Bezirksregierung 
Köln hat diese Fehleinschätzung kor-
rigiert.“ Die „Angelegenheit“, so EGB-
Schulleiter Wohlgemuth, sei „durch das 
Löschen des Videos und die Abnahme 
des Banners abgeschlossen“. Microsoft 
Deutschland äußert sich auf Anfrage 
weder zur Kritik von Schorlemmer und 
Zurstrassen noch zur Entscheidung der 
Kölner Bezirksregierung. Stattdessen 
erklärt Pina Kehren von der Microsoft-
Pressestelle schriftlich: „Microsoft 
sponsert generell keine Schulen.“ Das 
Unternehmen biete „Bildungsprogram-
me“, an denen Schulen oder Lehrkräfte 
„freiwillig“ teilnehmen könnten. Und: 
„Es liegt in der Verantwortung jedes 
einzelnen Lehrers bzw. Schulleiters 
(…), wettbewerbsneutral mit unter-
schiedlichen Anbietern zu arbeiten.“ 
Die GEW sieht allerdings Handlungs
bedarf. „Die Ausstattung von Schulen 

mit digitalen Medien ist in der Regel 
nicht gut“, urteilt Maike Finnern, stell-
vertretende Vorsitzende des GEW-
Landesverbandes in NRW. „Daher ist 
die Versuchung für viele Schulen groß, 
auf Kooperationsangebote von Firmen 
einzugehen.“ Das nordrhein-westfäli-
sche Schulgesetz erlaube den Schulen 
zwar eine „Zuwendung von Dritten, 
um ihre Aufgaben zu erfüllen“, Finnern 
stellt jedoch klar: „Eine Schule darf 
sich auf keinen Fall als Werbeträger zur 
Verfügung stellen oder ein bestimmtes 
Produkt bevorzugen.“ Die Schulauf-
sicht müsse Schulen „stärker sensibi-
lisieren und bei Verdacht auf Verstoß 
gegen das Werbeverbot von sich aus 
tätig werden“.

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

*www.egb-koeln.de/index.php/ 
schul-profil/microsoft-mentor-school
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„Zu eindimensional“
// Die Einführung von Wirtschaft 
als Pflichtfach an den allgemein-
bildenden Schulen in Baden-
Württemberg hat für viel Auf
regung gesorgt. Aber wie sieht  
es in der Lehrkräftebildung aus?  
Ein Blick in die Hochschulen. //

Was sind Realzinsen? Wie soll die Euro-
päische Zentralbank (EZB) agieren? Und 
was hat das alles mit meinem Leben zu 
tun? Dass sozioökonomische Bildung in 
den Schulen einen wichtigen Stellen-
wert hat, spiegelt sich schon seit den 
1960er-Jahren in den Lehrplänen wi-
der: Hier sind die Bereiche Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik verankert und 
werden oft in einem Schulfach unter-
richtet – ob es nun „Gemeinschaftskun-
de“, „Powi“ oder „Wirtschaft und Recht“ 
heißt. Und auch an den berufsbildenden 
Schulen steht das Fach Wirtschaft und 
Betriebslehre oder Wirtschaft und Sozi-
ales in den Stundenplänen. „Dieses Jahr 
haben wir niemanden für Wirtschaft, 
Beate. Mach du mal!“, nach diesem 
Prinzip wird das Fach an vielen Schulen 
besetzt, mit fachfremden Lehrkräften 
oder Quereinsteigern. Während die 
Forderungen nach mehr Wirtschafts-
unterricht an den Schulen immer lauter 
werden, steht die dafür notwendige 

Qualifizierung der Lehrerinnen und Leh-
rer selten im Fokus. 
Kein Wunder, dass das ökonomische 
Wissen, das Lehrkräfte von den Hoch-
schulen mit an die Schulen bringen, 
nicht nur von Bundesland zu Bundes-
land, sondern auch von Uni zu Uni stark 
variiert. In Baden-Württemberg (BaWü, 
s. S. 6 ff.) wurde mit Einführung des neu-
en Schulfachs Wirtschaft auch das da-
zugehörige Studium, bisher Politik und 
Wirtschaft, an den Hochschulen aufge-
teilt: Seit dem Wintersemester 2015/16 
können angehende Lehrkräfte dort  
Wirtschaft mit Lehramtsoption wählen. 
So wie Maike Gässler, 20, die an der Uni-
versität Freiburg im dritten Semester 
Biologie und Wirtschaftswissenschaften 
für das Gymnasiallehramt studiert: „Un-
ser Bachelor enthält, neben der Fach-
didaktik, hauptsächlich Fachwissen,  
also zum Beispiel Statistik, Mikroöko
nomik, Einführungen in die Betriebs-
wirtschaftslehre (BWL) und Volkswirt
schaftslehre (VWL). Das studieren wir 
zusammen mit den anderen Wirt-
schaftswissenschaftlern. Später, im 
Master, kommt dann mehr Anwendung 
für die Schule dazu. Es ist aber auch jetzt 
schon Praktisches dabei: Wir haben uns 
z. B. den Aktienmarkt angeschaut, was 
sind Käufer, wie entsteht ein Preis? Wir 

haben uns damit beschäftigt, wie uns 
Werbung beeinflusst. Später als Leh-
rerin sollte ja das Ziel sein, das Fach 
auch mit aktuellen gesellschaftlichen 
Themen zu verknüpfen, etwa wie Wirt-
schaft und die Wahlen in den USA zu-
sammenhängen.“
Politikwissenschaftliche Anteile gibt es 
in Gässlers Studium nur wenige, sozi-
alwissenschaftliche kommen gar nicht 
vor. „Die Politiklehrer haben dann kei-
ne Ahnung von Wirtschaft, die Wirt-
schaftslehrerinnen haben keine Ahnung 
von Politik, ganz abgesehen davon, dass 
beide keine Ahnung von Gesellschaft 
haben“, kritisiert der Bielefelder Didak-
tiker und Wirtschaftssoziologe Rein-
hold Hedtke die fehlende Verbindung 
zwischen den Disziplinen an den Hoch-
schulen. Ein weiteres Problem liege im 
Selbstverständnis der Wirtschaftswis-
senschaften: „Die BWL ist eine Wis-
senschaft für das Management – sie ist 
nicht darauf ausgerichtet, Verbraucher 
oder Arbeitnehmer zu stärken. Und die 
VWL richtet sich vorwiegend an Politi-
kerinnen und Politiker.“ Insofern seien 
die Wirtschaftswissenschaften weit 
weg vom demokratischen Auftrag der 
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler  
zu kompetenten Bürgern zu erziehen, 
betont Hedtke. 

Eine plurale Ökonomik betrachtet wirtschaftliche Zusammenhänge aus verschiedenen 
theoretischen Perspektiven.

Maike Gässler
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Das Medienpaket enthält

• die Geschichte » Dem Leben auf der Spur «
• das Lexikon » Das kleine Körper ABC «
• das Faltblatt » Das Baby im Bauch der Mutter «
• das doppelseitige Plakat » Wenn Eizelle und Samenzelle sich treffen «
• die Anschreiben für Lehr- und Fachkräfte sowie 

für Eltern und Erziehungsberechtigte.

Dem Leben 
auf der Spur
Das Medienpaket zur Sexualaufklärung

Das Baby 
im Bauch der 
Mutter

Das 
kleine 
Körper

LebenDem

auf
derSpur

Vier Freunde auf Klassenfahrt

Für Mädchen und Jungen

Für das selbstständige Lesen

Für das gemeinsame Lesen mit den Eltern

Für den Einsatz im Unterricht

Bestellen Sie das Medienpaket kostenlos unter order@bzga.de oder 
per Post bei der BZgA, 50819 Köln mit dieser Bestellnummer: 13160000

Wenn Samenzellen 
einer Eizelle begegnen …

Hallo,
ich bin eine 
Samenzelle

1

2

3

2

1

3

4

5

6

7

8

In der Pubertät wirst 
du fruchtbar

Schaue auch 
ins Körper ABC

WENN EIZELLE UND SAMENZELLE SICH TREFFEN

FÜR JUNGEN SSIERTE MÄDCHEN UND INTERES N
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Die Reise zur Eizelle beginnt nach dem Samenerguss. Zwischen 50 und 
500 Millionen Samenzellen sind nun in der Scheide der Frau. 

Warum so viele? Weil der weibliche Körper die Samenzellen erst 
einmal bekämpft wie Bakterien oder Viren. Das muss so sein, 

damit die Frau nicht krank wird. Gleichzeitig will der 
weibliche Körper, dass eine Eizelle befruchtet 

wird. Daher lässt er immer ein paar 
Samenzellen durchkommen.

Für die Samenzellen zählt nun jede Minute. Schaffen sie es nicht 
innerhalb von drei Stunden bis zur Gebärmutter, sterben sie ab und 
lösen sich auf. Der Eingang zur Gebärmutter ist meistens von einem 

Schleimklümpchen versperrt. Dieses Klümpchen löst sich nur 
einmal im Monat für ein paar Tage auf. Nur dann können 

die Samenzellen durchschlüpfen. Dabei hilft ihnen der 
Muttermund: Wie ein richtiger Mund saugt er sie 

in die Gebärmutter hinein. Dort gibt ihnen 
der aufgelöste Schleim sogar 

neue Energie.

Die Samenzellen, die es geschafft haben, ruhen sich erst einmal aus. 
Dann geht es weiter durch die Gebärmutterhöhle. Doch trotz 
der Ruhepause geht vielen bald die Puste aus. Während sie 

von den Abwehrkräften der Frau weggeschafft werden, 
ziehen die anderen weiter. Viele verirren 

sich aber in den Ritzen und Falten 
der Gebärmutterhöhle.

Oben in der Gebärmutter geht es zu den beiden Eileitern. In einem 
wartet die Eizelle. Links oder rechts? Der weibliche Körper hilft den 

Samenzellen. Wie, das weiß niemand so genau. Man glaubt, 
dass sich die Öffnung des Eileiters mit der Eizelle ein wenig 

zusammenzieht. Dadurch werden die Samenzellen 
in die richtige Richtung gelenkt. In dem Eileiter mit 

der Eizelle ist es auch ein bisschen wärmer. 
Trotzdem biegen viele falsch ab.

Jetzt müssen die übrig gebliebenen Samenzellen den Schalter auf ihrem 
Kopf aktivieren. Bei vielen ist der Schalter aber kaputt. Für sie ist die Reise 

vorbei. Die anderen spüren plötzlich eine starke Gegenströmung. 
Die entsteht durch Flimmerhärchen, mit denen der Eileiter die Eizelle 

in die Gegenrichtung schiebt. Aber die Samenzellen sind nun 
nicht mehr aufzuhalten. Denn da ist jetzt eine Kraft, 
die sie anzieht wie ein Zauber. Aufgeregt folgen sie 

einem Lockstoff, der von der Eizelle ausgeht. 
Man sagt, er rieche wie 

Maiglöckchen.

Endlich am Ziel! Aber welche Samenzelle darf mit der Eizelle 
verschmelzen? Die stärkste? Oder die schönste? Nein. Teamarbeit 

ist gefragt. Alle zusammen versuchen, den Eingang zu finden. 
Plötzlich tut sich irgendwo ein winziges Schlupfloch auf. 

Und die Samenzelle, die gerade an dieser Stelle 
ist, schlüpft hinein. Im nächsten Moment 

wird der Eingang für alle anderen 
geschlossen.

In der Eizelle wirft die Samenzelle ihren Schwanz ab. Wichtig 
ist jetzt nur noch der Kopf, in dem sich der halbe Bauplan 

für einen neuen Menschen befindet. Weil die Eizelle 
die andere Hälfte hat, dauert es nicht lang und 

Eizelle und Samenzelle legen ihre Pläne 
zusammen. Alles fügt sich 

ineinander.

Ein paar Stunden nach der Verschmelzung teilt sich die befruchtete Eizelle. Die 
beiden neuen Zellen sind vollkommen gleich und haften fest aneinander. 

In den nächsten fünf Tagen werden sie zur Gebärmutter gebracht – und teilen 
sich weiter. Sie sehen bald aus wie eine winzige Himbeere. Das nennt man 

Embryo. Hat sich der Embryo in der Gebärmutter eingenistet, teilen sich 
die Zellen immer schneller. In jeder Sekunde bilden sich Tausende 

neuer Zellen, aus denen nach dem Bauplan von 
Mutter und Vater ein neuer Mensch entsteht. 

Schon drei Wochen später beginnt 
das winzige Herz des Babys zu 

schlagen.
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beiden Eierstöcken ungefährb id 400.000 von uns. Wir war-
ten auf einen großen Tag: Den Tag des Eisprungs. Dann
wird eine von uns größer, schlüpft aus dem Eierstock und
wird von einem der Eileiter vorsichtig aufgenommen. In
meinem Kern steckt alles, was eine Mutter ihrem Baby 

vererbt. Das ist die Hälfte des Bauplans für einen neuen
Menschen. Die andere Hälfte steckt in der männlichen
Samenzelle. Damit ein Baby entstehen kann, muss ich
also eine Samenzelle treffen und mit ihr verschmelzen.
Das nennt man Befruchtung. Übrigens hat eine Frau in
ihrem Leben ungefähr 400-mal einen Eisprung. Daraus
entsteht nicht jedes Mal ein Baby. 399 Geschwister wä-
ren wirklich zu viel.

WENN EIZELLE UND SAMENZELLE SICH TREFFEN

FÜR MÄDCHEN UND INTERESSIERTE JUNGEN

Hallo,
ich bin eine 
Eizelle
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aus deiner Scheide: der Weißfluss. Einige Monate später wirst du deine
erste Menstruation haben.

50–80 Milliliter Blut aus der Scheide. Es wird mit Binden oder Tampons 
aufgefangen.

Wenn die Eizelle 
einer Samenzelle 
begegnet …
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Schaue auch 
ins Körper ABC
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In der Pubertät wirst 
du fruchtbar

Die Eizelle wächst in einem Bläschen, das mit Flüssigkeit gefüllt ist. 
Am Tag des Eisprungs schlüpft sie heraus und wird vom Eileiter 

aufgenommen. Ab jetzt hat die Eizelle 12 bis 18 Stunden Zeit, eine 
männliche Samenzelle zu treffen. Damit das besser klappt, 

sendet sie einen Lockstoff aus. Selbst bewegen kann 
sie sich nicht – winzige Härchen schieben 

die Eizelle zur Gebärmutter.

Machen Frau und Mann Sex, kann der Mann einen Samenerguss in der 
Scheide der Frau haben. Dann machen sich viele Millionen Samenzellen 

auf den Weg zur Eizelle. Warum so viele? Der weibliche Körper hat 
Abwehrkräfte, um sich gegen alles zu schützen, das von draußen 
kommt. Abwehrkräfte bekämpfen die Samenzellen genauso wie 

Bakterien oder Viren. Das muss so sein, damit die Frau nicht 
krank wird. Gleichzeitig will der weibliche Körper, dass 

eine Eizelle befruchtet werden kann. Daher lässt 
er immer ein paar Samenzellen zur 

Eizelle durch.

Meistens verschließt ein Schleimklümpchen den Eingang zur Gebärmutter. 
Es löst sich für ein paar Tage auf, wenn sich eine Eizelle auf die Reise 

macht. Jetzt ist der Weg frei für die Samenzellen. Der Muttermund 
hilft ihnen: Wie ein richtiger Mund saugt er die Samenflüssigkeit 

in die Gebärmutter hinein. Hier ruhen sie sich erst mal 
aus. Das aufgelöste Schleimklümpchen gibt ihnen 

neue Energie, dann geht es weiter durch 
die Gebärmutterhöhle.

Ein paar Stunden nach der Verschmelzung teilt sich die befruchtete Eizelle. 
Zwei Zellen entstehen. Sie sind vollkommen gleich und haften fest aneinander. 
In den nächsten fünf Tagen werden sie zur Gebärmutter gebracht – und teilen 

sich dabei immer weiter. Am zweiten Tag sind es vier Zellen, dann acht, 
dann 16 ... Sie sehen bald aus wie eine winzige Himbeere. Das nennt 

man Embryo. In der Gebärmutter teilen sich die Zellen immer 
schneller. Bis in jeder Sekunde Tausende neuer Zellen 
gebildet werden – daraus entsteht ein neuer Mensch. 

Geschützt im Bauch der Mutter und ernährt 
von ihr durch die Nabelschnur.

In der Eizelle legt die Samenzelle ihren Schwanz ab. Bald 
berühren sich der Kern der Eizelle und der Kopf der 

Samenzelle. Sie verschmelzen. Damit verbinden 
sich die Eigenschaften von Mutter 

und Vater. Alles fügt sich 
ineinander.

Geschafft! Endlich trifft die Eizelle mit den Samenzellen 
zusammen. Die Samenzellen versuchen, den Eingang 

zu finden. Nach kurzer Zeit öffnet die Eizelle tatsächlich 
ein Schlupfloch. Die Samenzelle, die gerade an der 

richtigen Stelle ist, darf hineinschlüpfen. 
Für alle anderen macht sie das 

Schlupfloch zu.

Achtung Gegenströmung: Die Härchen im Eileiter schieben 
die Eizelle Richtung Gebärmutter. Trotzdem schwimmen 
die Samenzellen jetzt eifrig zur Eizelle hin. Denn da ist 

plötzlich eine Kraft, die sie wie ein Zauber anzieht. 
Sie folgen dem Lockstoff der Eizelle. Von 

diesem Lockstoff sagt man, er rieche 
wie Maiglöckchen.

Trotz der Pause geht vielen Samenzellen bald die Puste aus. In den Ritzen 
und Falten der Gebärmutterhöhle verirren sich einige. Aber der Körper 
der Frau hilft ihnen. Wie, das weiß niemand so genau. Man glaubt, 

dass sich die Öffnung des Eileiters mit der Eizelle ein wenig 
zusammenzieht. Dadurch werden die Samenzellen 
in die richtige Richtung gelenkt. In dem Eileiter mit 

der Eizelle ist es auch ein bisschen wärmer 
als in dem anderen. Ganz schön 

schlau!

Alles verändert sich in der 
schneller, bekommst mehr M
Über dem Penis wachsen d
Achselhaare, und im Gesicht
Bart. Auch deine Hoden und 
werden deine Hoden Millione

n ddddeeeeerrrr PP
du u fffrrrruuuuccch

Die Reise zur Er EEEizelle bele be i teginnt ninnt n
5500 M0 Milliolioononen Sen Samn Sammenmenmen lzellezelle

Warurum sm so vo vieviele? ele? Wei? WeiWeil der wl der wder w
eineinmmall bebekekäkämmpfmpft wft wiewie BB kakak

dadammimit t ddieie Fe FraFrau au nichnichtt t 
wweeiiblblicichche e KöKörperper

wwiwirdrd. . Daaher 
Saamemenze

Pubertät. Plötzlic
Muskeln und breite

ie Schamhaare. D
t wächst irgendwa
dein Penis werden
en von Samenzelle

uubeer
httbaar

nanaach dach demem Sm SSSaSamameenn
enennn sin si si dnd nnd nunuunun inn inin d d
weiblichweibliche liche e KörKörpeKörperrperer
ktkterien odkterien oder en oder Vier Virere
krank wkrank wird. Gwird. GleGlei
dr, dass eine eine Eizelzel

 lässt eässt er immmer e
ellen en durchkokomm

5

6

7

Alles verändert sich in der Pubertät. Plötzlich wächst du schneller. Hüfte
und Po werden meist runder. Schamhaare und Achselhaare wachsen. 
Auch die Brüste formen sich. Nicht nur dein Körper verändert sich, auch
deine Gefühle tun es.

Irgendwann wächst die erste Eizelle in deinen Eierstöcken. Das 
Schleimklümpchen, das deinen Muttermund bisher verschlossen hat, 
wird zum ersten Mal flüssig. Ein wenig durchsichtige Flüssigkeit kommt 

Was passiert da genau? Die Eizelle schlüpft aus dem Eierstock und wird 
vom Eileiter aufgenommen. Kleine Härchen im Eileiter schieben sie in 
Richtung Gebärmutter. Dort baut sich eine dünne Schicht aus Blut auf. 
Wird die Eizelle im Eileiter von einer Samenzelle befruchtet, kann sie 
sich in der Gebärmutter einnisten und zum Baby heranwachsen. Wird 
die Eizelle nicht befruchtet, löst sie sich auf. Die dünne Schicht aus Blut 
wird nicht mehr gebraucht und kommt langsam aus der Scheide raus. 
Das ist die Menstruation. Ein paar Wochen später beginnt das Ganze 
wieder von vorn.

Bei der Menstruation kommt über ein paar Tage verteilt etwa 
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man Embryo. In der Gebärmutter teilen sich die Zellen immer 
schneller. Bis in jeschneller. Bis in jeder Sekunde Tausendeder Sekunde Tausende neuer Zellenneuer Zellen 
gebildet werden – dagebildet werden – dag raus entsteht ein neraus entsteht ein neuer Menschuer Mensch. 

Geschützt im Bauch dGeschützt im Bauch dGeschützt im Bauch der Mutter und ernährer Mutter und ernährer Mutter und ernährttt 
ih d h di Nvon ihr durch die Navon ihr durch die Nab l hbelschnurbelschnur.

In der Eizelle legt die SamenzIn der Eizelle legt die Samennzelle ihren Schwanz ab. Bald elle ihreen Schwaanz ab Bald
berühren sich der Kern der Eizelle und der Kopf der 

Samenzelle. Sie verschmelzen. Damit verbinden 
sich die Eigenschaften von Mutter 

und Vater. Alles fügt sich 
ineinander.

Geschafft! Endlich trifft die nzellen Eizeelle mit den Samen
zusammen. Die Samenzellen verzusammen. Die Samenzellen vversuchen, den Eingang ngangsuchen, den Ein

zu finden. Nach kurzer Zeit öffnet die Eizelle tatsächlich 
ein Schlupfloch. Die Samenzelle, die gerade an der 

richtigen Stelle ist, darf hineinschlüpfen. 
Für alle anderen macht sie das 

Schlupfloch zu.

Achtung Geegenströmung: Die Härchen im Eileiteer schieben 
die Eizelle Richtung Gebärmutter. Trotzdem schwimmen 
die Samenzellen jetzt eifrig zur Eizelle hin. Denn da ist 

plötzlich eine Kraft, die sie wie ein Zauber anzieht. 
Sie folgen dem Lockstoff der Eizelle. Von 

diesem Lockstoff sagt man, er rieche 
wie Maiglöckchen.

TrotTrotottz der Pause gehttz der Pause gehtt de ause ge t vielen Samenzvielen Samenzellenmenzellen llen vielen Sa bbbbald die Pdie Puste aste aubald db tzen s. In d. In den Rit
und Falten der Gebärbäund Falten der Gebärmutterhöhle vöhle verirre verirrrrmutterhömd F lt d G bd F lt d G bä tt höhl i en sich ein sich einigh einige. Aige. AberAberen sic  deder KörKörper i h i i Ab d Kö
der Frau hilft ihnender Frau hilft ihnen. Wie, das Wie, das weiß nweiß niemanß niemand smand so gend so genao genanau. ManMan glan glaubaubt, ,u. Mu. 

dass sich die Öffnundass sich die Öffnung des EileitEileitg des ers mitrs mit der der EizelEizelle elleee ein wn wenwenienig igeine
zusammenzieht. Dadurrchch werden die den die Samee Samenzmenzelnzellellwe en enen
in die richtige Richtung gelenkt. In demn dem ileiterter mmitmit tEileit

der Eizelle ist es auch ein bisschen wärmärmerer 
als in dem anderen. Ganz schön 

schlau!
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Auch Martina Schmerr, Schulreferentin 
beim GEW-Hauptvorstand, sieht den 
Trend hin zu einer monoperspektivi-
schen Ausbildung an den Hochschulen 
kritisch: „Die GEW ist für eine umfas-
sende sozioökonomische Bildung, in 
der wirtschaftliche Fragen eingebettet 
sind in gesellschaftliche und politische 
Zusammenhänge. Die Ausbildung von 
Lehrkräften muss genauso ausgerich-
tet sein: interdisziplinär und plural.“ 
Das in den Standards der Kultusmi-
nisterkonferenz (KMK) für die Lehr-
kräfteausbildung festgehaltene Gebot 
der Gleichverteilung für den Fächer-
verbund wird aber nicht nur in BaWü 
nicht erfüllt: An der Universität Kiel 
ist das wirtschaftswissenschaftliche 
Studium für das Schulfach Wirtschaft/
Politik an Gymnasien fast doppelt so 
umfangreich wie das der Politikwissen-
schaft, an der FU Berlin hingegen wird 
im Studium Politikwissenschaften auf 
Lehramt nur ein wirtschaftliches Wahl-
modul angeboten. 

An den berufsbildenden Schulen gibt es 
Wirtschaft schon lange als Pflichtfach. 
„Laut KMK soll in Wirtschaft und Be-
triebslehre eigentlich so etwas wie öko-
nomische Bildung stattfinden, es kom-
men aber fast ausschließlich der Betrieb 
und die Berufsrolle vor“, betont Hedtke. 
Das spiegelt sich auch an der Uni wider, 
bestätigt Aneli Hüttner, 29, die an der 
Humboldt-Universität Berlin im ersten 
Mastersemester Wirtschaftspädagogik 

und Englisch für das berufliche Lehr-
amt studiert: „Im Bachelor studieren 
wir, abgesehen von der Fachdidaktik, 
zusammen mit den Wirtschaftswissen
schaftlern: VWL, BWL, Marketing, Rech-
nungswesen, Wirtschaftsinformatik, Mi- 
kro- und Makroökonomie. Viel Theorie,  
viel Rechnen, viel Beweise führen. Ich 
finde es gut, dass wir tief in den Stoff 
eindringen. Allerdings nutzen wir durch-
weg quantitative Ansätze – das neoklas-
sische Wachstumsmodell –, qualitative 
Ansätze kommen kaum vor. Das ist 
schade. Aber als Lehrerin muss ich mir 
die meisten Unterrichtsinhalte sowieso 
noch einmal komplett neu erarbeiten, 
sodass sie für Schülerinnen und Schüler 
verständlich sind. Ich finde es unglaub-
lich wichtig, dass die Jugendlichen ler-
nen, wie z. B. Kapitalismus funktioniert, 
was daran gut ist und was nicht.“ 
Die mangelnde Pluralität sei auch ein 
Grundproblem des VWL-Studiums an den  
meisten deutschen Hochschulen, kriti-
siert Lino Zeddies. Der 25-jährige Volks-
wirt ist Mitglied im „Netzwerk Plurale 
Ökonomik“*, einem Verein, der sich für 
Theorie- und Methodenvielfalt in den 
Wirtschaftswissenschaften einsetzt. 

Mainstream Neoklassik
Denn das neoklassische Dogma vom ef-
fizienten Markt und seinen rational agie-
renden Teilnehmern ist mittlerweile der 
Mainstream. Laut einer Studie des Ham-
burger Wirtschaftsprofessors Arne Hei-
se und der Hans-Böckler-Stiftung wurde 
in den vergangenen 15 Jahren nur noch 
einer von derzeit 700 Lehrstühlen mit 
einer heterodoxen Professur, also nicht 
mit einem Vertreter der neoklassischen 
Theorie, besetzt. In den 1970er-Jahren 
waren es noch 22. „Oft wird Studieren-
den gar nicht klar gemacht, dass die 
Neoklassik nur ein Ansatz von vielen 
ist – sie denken: Das ist Volkswirtschaft“ 
(s. Gastkommentar S. 2). Unter ande-
rem liege das daran, „dass sehr selten 
überhaupt Wirtschafts- oder Dogmen-
geschichte gelehrt wird“, bemängelt 
Zeddies. Man arbeite daher fast aus-
schließlich mit einer Modellwelt, in 
der weltfremde Annahmen getroffen 
werden: perfekte Kapitalmärkte, kein 
Geld, ein Wirtschaftssystem in mathe-
matischen Formeln. „Dabei macht je 
nach Fragestellung ein anderer Ansatz 

Sinn: Für Nachhaltigkeit die ökologische 
Ökonomik, für Fragen der globalen Fi-
nanzkrise oder der Arbeitslosigkeit der 
Postkeynesianismus – mehr Vielseitig-
keit würde die VWL sehr bereichern“ 
(s. Grafik S. 14 unten). 

Lehramtsanwärterinnen und -anwärter, 
egal welcher Schulform, erwerben im 
Studium daher nicht die Pluralitätskom-
petenz, die sie brauchen, um Lernenden 
verschiedene wissenschaftliche und 
gesellschaftliche Positionen näher zu 
bringen und deren Urteilskraft zu stär-
ken. Als „völlig unzulässig“ bezeichnet  
Wirtschaftssoziologe Hedtke diese Art 
von Lehramtsstudium und appelliert 
an die Kultusministerien, von den wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultäten 
eine pluralistische Ausbildung für Lehr-
kräfte zu fordern. „Als Student wähle 
ich mein VWL-Studium selbst, aber als 
Schüler habe ich Schulpflicht, sitze in 
der Klasse. Wenn mir ein Lehrer dann 
einseitige VWL-Kenntnisse vermittelt, 
ist das in keiner Weise mit dem Kontro-
versitätsgebot vereinbar.“ Ein Dilemma, 
aus dem es bis zum Umsteuern durch 
die Bildungspolitik derzeit nur einen 
Ausweg gibt: Lehrkräfte, die wirtschaft-
liche Fächer unterrichten, müssen sich 
selbst die entsprechenden Kompeten-
zen aneignen. 

Eleonora Pauli, 
freie Journalistin

*www.plurale-oekonomik.de

Lino Zeddies

Aneli Hüttner
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Wie nehmen Lernende  
die Globalisierung wahr? 
Das Thema Globalisierung ist aus 
didaktischer Perspektive beson-
ders geeignet, ökonomische und 
politische Lernfelder zusammen-
zuführen. Grundlage des Bandes 
„Globalisierung und Politische Bil-
dung“ ist eine empirische Unter-
suchung subjektiver Vorstellun-
gen von Schülerinnen, Schülern 
und Schulen. Viele der Befragten 
zeigten dabei ein sehr enges Po-
litikverständnis, andere eine Per-
spektive von „Alternativlosigkeit“ 
oder auch eine ausgeprägt „un-
ternehmernahe“ Einstellung. Be-
funde also, die auch aus gewerk-
schaftlicher Sicht interessant sind. 
Das von der gewerkschaftsnahen 
Hans-Böckler-Stiftung geförderte  
Buch gibt zudem Hinweise für die 
Praxis einer pluralistisch ausge-
richteten sozioökonomischen Bil-
dung, die in der Lage ist, die de-
mokratische Handlungsfähigkeit 
junger Menschen zu stärken.

Fischer, Sebastian / Fischer, Florian /  
Kleinschmidt, Malte / Lange, Dirk:  
„Globalisierung und Politische 
Bildung“ – Eine didaktische Unter-
suchung zur Wahrnehmung und 
Bewertung der Globalisierung, 
Springer VS Wiesbaden, 2016,  
29,99 Euro

Blog: Wirtschaft für Gesell-
schaft

Für die griechischen Philosophen 
Plato und Aristoteles war klar: 
Politik, Wirtschaft und Ethik wir-
ken nur als Ganzes. Für Dieter 
Zetsche, Daimler, und Paul Ach-
leitner, Deutsche Bank, ist sicher 
klar: Nur die Wirtschaft wirkt. 
Einst war die Ökonomie in die Ge-
sellschaft eingebettet, heute ist 
es umgekehrt. Die Wirtschafts-
berichterstattung der meisten 
Medien hat das Wohl der Wirt-
schaft, nicht aber das der Men-
schen im Blick. Seit diesem Jahr 
tritt „oxiblog.de“ mit einer Web-
site und der Zeitschrift „OXI  – 
Wirtschaft für Gesellschaft“ an, 
Wirtschaftsberichterstattung zu 
liefern sowie Zusammenhänge 
von Macht, Wirtschaft und De-
mokratie offenzulegen. Die erste 
Ausgabe der regelmäßig erschei-
nenden Zeitung des Blogs hat den 
Schwerpunkt Bildung. 

https://oxiblog.de/ – OXI kann 
via abo@oxiblog.de oder unter 
030/2978-4678 abonniert werden 
und ist in größeren Städten an rund 
2 000 Einzelverkaufsstellen erhält-
lich. Herausgeber: Kathrin Gerlof, 
Tom Strohschneider und Wolfgang 
Storz. Blog und Blatt erscheinen in der 
Commanverlagsgenossenschaft eG.

Lesetipps
 
 // Zum Thema „Ökonomische Bildung“ zwei Lektürehinweise //
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Die Lesetipps hat Martina Schmerr, 
Referentin im GEW-Vorstandsbereich Schule, zusammengestellt. 
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Sport als Lockvogel
// Eine dubiose Werbe-Idee und 
ein Beispiel für Lobbyismus an 
Schulen: Das Berliner Unterneh-
men „speed4 System Germany 
GmbH“ organisiert Laufwett-
bewerbe an Schulen – und lädt 
Kinder und deren Eltern anschlie-
ßend zum „Finale“ ins Autohaus 
oder in den Baumarkt. Eltern 
reagieren verärgert. //

„Meine Tochter brachte eine Mappe 
von speed4 mit nach Hause“, erzählt 
Vanessa Mohnke, Angestellte in Ham-
burg. Es ging um einen Laufwettbewerb 
an der „Schule Turmweg“, einer Grund-
schule im gutbürgerlichen Hamburger 
Stadtteil Harvestehude. „Ich sah, dass 
es um Werbung geht und speed4 da-
mit Geld verdient“, erinnert sich die 
36-Jährige. 
Wer als Kind bei speed4 mitmacht, läuft 
zunächst durch einen geschätzt etwa 
15 Meter langen Parcours. Anschlie-
ßend erhalten die Schülerinnen und 
Schüler einen ausgedruckten Bon, auf 
dem die erzielte Laufzeit steht. „Ein 
echter Wettbewerb, der hochmotivie-

rend wirkt“, schreibt das Unternehmen 
auf seiner Homepage. Nach der Vorrun-
de in der Turnhalle organisiert speed4 
ein „Finale“, an dem viele Schulklassen 
teilnehmen. Dieses findet am Wochen-
ende statt, zumeist in den Räumen 
eines „lokalen Förderpartners“. Mal 
ist es der örtliche Baumarkt, mal ein 
Autohaus, mal die Sparkasse. Speed4 
lädt dazu Zielgruppen ein, die auch 
für den „Förderpartner“ interessant 
sein dürften: „Nutzen Sie das Finale als 
Familienevent, um mit Geschwistern, 
Großeltern und Freunden als Fanblock 
aufzutreten“, wirbt die Firma. 
Finanziert wird die „speed4-Meister-
schaft“ ausschließlich über Beiträge der 
lokalen Sponsoren. Deshalb könne man 
den Wettbewerb für die Kinder kos-
tenlos anbieten, so das Unternehmen. 
Als Gegenleistung dürfen die Sponso-
ren Werbung platzieren – abgedruckt 
auf den Bons mit den Laufzeiten oder 
während der Final-Veranstaltungen auf 
Bannern und Aufstellern. Wie speed4 
mitteilt, nahmen bereits 2013 bundes-
weit 500 000 Kinder in 340 Städten an 
den Wettbewerben teil. Medien wie 

SAT 1 sowie die Online-Ausgaben der 
„Rheinischen Post“ und „Märkischen 
Allgemeinen“ berichteten wohlwollend. 
Wer die speed4-Homepage aufruft, fin-
det im Impressum die „speed4 System 
Germany GmbH“ mit Sitz in Berlin (sie-
he Kasten).

Ohne Proteste
Mohnke erzählt, dass die Leiterin der 
„Schule Turmweg“ am Laufwettbewerb 
nichts auszusetzen gehabt hätte. Die 
Veranstaltung ging im Frühjahr 2014 
über die Bühne, ohne Elternproteste. 
„Mich hat geärgert, dass die Aktion 
überhaupt nicht kritisch gesehen wur-
de“, entfährt es der Hamburger Mutter. 
Auch der sportliche Effekt halte sich in 
Grenzen, findet die 36-Jährige. „Die Kin-
der stehen die meiste Zeit nur herum.“ 
Doch die Lehrkräfte „lassen sich von 
den speed4-Mitarbeitern einlullen“. 
Und zwar mit der Ansage: „Das ist ein 
Event“ und „ihr müsst überhaupt nichts 
tun.“ Die Schulleitung der „Schule 
Turmweg“ äußert sich auf E&W-Anfrage 
nicht zu dem Thema. 
Mohnke ließ nicht locker. Sie recher-
chierte im Internet und entdeckte: Das 
NDR-Fernsehmagazin „Panorama 3“ 
hatte bereits im Januar 2014 kritisch 
über speed4 und dessen Schulaktivitä-
ten berichtet. „Ich habe mich darauf-
hin an die NDR-Redaktion gewandt.“ 

Das Unternehmen „speed4 System Germany GmbH“ bietet Schulen an, Laufwett
bewerbe zu organisieren – anschließend gibt es Events für Familien wie hier in einem 
Autohaus. 
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Die Geschäfte der „speed4 System 
Germany GmbH“ laut Handels-
register: „Die Entwicklung, der  
Betrieb und die Führung einer Fran-
chisesystemzentrale von Leistungs-
messsystemen für Sport und Spiel“ 
sowie „Verkauf und Vermietung 
von solchen Systemen“. Außerdem 
die „Durchführung von Veranstal-
tungen“ sowie die „Erstellung von 
Marketing und Werbekonzepten“. 
Geschäftsführer ist Wolfgang Ale- 
xander Paes, ein ehemaliger Tennis-
Bundesligaspieler. Um Organisati-
on und Umsetzung der „speed4-
Meisterschaften“ kümmerten sich, 
so die Firmenhomepage, „ausge-
wählte Agenturen, die umfangrei-
che Erfahrungen im Eventmanage-
ment“ vorzuweisen haben.*
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Du machst Musik und/oder schreibst eigene Songs?
Du bist zwischen 10 und 25 Jahre alt?
Du schaust gern über den eigenen Tellerrand und 
denkst, die EINE WELT geht uns alle was an?

Dann mach mit beim Song Contest „Dein Song für EINE 
WELT!“, der Begleitmaßnahme des Schulwettbewerbs 
des Bundes präsidenten zur Entwicklungspolitik! Auf 
die  Gewinnerinnen und  Gewinner warten tolle Geld- und 
Sachpreise im Wert von über 40.000 Euro! Die besten 
Songs werden professionell im Studio zu einem Album 
produziert! produziertproduziert! 

#eineweltsong
Weitere Informationen unter www.eineweltsong.de

produziertproduziertproduziertproduziert! ! 

#Start der nächsten Runde im Frühjahr 2017!

Weitere Eltern hätten sich verärgert 
gemeldet, berichtete „Panorama 3“  – 
und strahlte im Mai 2014 erneut ei-
nen Report aus. Auch Peter Albrecht, 
Pressesprecher der Hamburger Schul-
behörde, kam hier zu Wort. „Ich finde 
das sehr schwierig“, lautete sein Kom-
mentar zu den speed4-Aktivitäten. 
Und: „Das muss geprüft werden.“ Auf 
Nachfrage erklärt die Schulbehörde 
jetzt, „dass den Schulen untersagt 
worden ist, Angebote wie speed4 zu 
nutzen“. Weil, so Peter Albrecht, „die 
werblichen Aspekte des Angebots 
eindeutig im Vordergrund standen“. 
Eine Genehmigung widerspreche der 
Sponsoring-Richtlinie der Hamburger 
Schulbehörde. 
Kritik an speed4 gab es 2014 auch an 
der „Schule am Hang“ im Frankfurter 
Stadtteil Bergen-Enkheim. „Der Wider-
stand der Eltern verhinderte die Teil-
nahme der Grundschule an dem Sport
event“, meldete die Frankfurter Neue 
Presse. Auch Julia Hanauer, Vorsitzende 

des dortigen Schulelternbeirats, hatte 
damals protestiert. „Ich ärgere mich 
sehr über die Dreistigkeit der speed4-
Macher und über die Naivität derje-
nigen, die solche Werbeaktionen an 
Schulen zulassen“, stellt Hanauer klar. 
Nach E&W-Informationen plant die 
SPD-Fraktion im hessischen Landtag, zu 
speed4 eine Kleine Anfrage an die Lan-
desregierung zu stellen. 
Was sagt die „speed4 System Germany 
GmbH“ zu den Vorwürfen und zur Ent-
scheidung der Hamburger Schulbehör-
de? Statt Antworten erhält der Autor 
einen pauschal formulierten, zweiseiti-
gen Text. Die speed4-Veranstaltungen 
„werden wissenschaftlich durch Sport-
wissenschaftler der Universitäten Hei-
delberg, Wuppertal und Leipzig beglei-
tet“, heißt es in diesem Text. Beteiligt 
sei etwa Professorin Petra Wagner von 
der Sportwissenschaftlichen Fakultät 
der Uni Leipzig. Und weiter: „Zur Finan-
zierung der speed4-Veranstaltungen 
(…) finden sich engagierte Unterneh-

men.“ Deren Beteiligung habe gezeigt, 
„dass die Förderung der körperlichen 
Fitness gerade der Kinder eine wichtige 
Aufgabe unserer Gesellschaft ist“. Be-
tont wird zudem: „Diese Förderung hat 
mit Werbung nichts gemein.“ Teilneh-
mende Mädchen und Jungen „werden 
in keiner Weise in Kontakt mit Produk-
ten gebracht, noch werden Produkte 
vorgestellt oder empfohlen“. 
Die umstrittenen Laufwettbewerbe ge-
hen weiter. Im November lud speed4 
zu „Stadtfinal“-Wettbewerben nach 
Dresden, Berlin und Lindau. Als „lokale 
Förderpartner“ werden genannt: „Flug-
hafen Dresden“, „Mercedes Benz AG 
Spandau“ und „Volkswagen Autohaus 
Seitz“. 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

*www.speed4.de/finanzierung,  
www.speed4.de/impressum
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Hessen geht gegen 
Schulwerbung vor
// „Offenkundige Werbung für 
Unternehmen – mit direkter Auf-
forderung an die Schülerinnen 
und Schüler, geht doch mal auf 
deren Homepage“, kritisiert der 
Wiesbadener Gesamtschullehrer 
René Scheppler das Schulbuch-
Angebot des Vereins Network 
For Teaching Entrepreneurship 
(NFTE) im Interview. //

E&W: Gab es ein Schlüsselerlebnis, das 
Sie bewegt hat, aktiv zu werden? 
René Scheppler: Ein Auslöser war, dass 
mir der Verein Network For Teaching 
Entrepreneurship (s. Kasten S. 21) in der 
Schule begegnet ist. Besonders auffällig 
war dessen Komplettangebot. Zunächst 
ein Schulbuch mit dem Titel „Von der 
Idee zum Ziel“. Außerdem Lehrer- und 
Schülerarbeitshefte, gekoppelt mit einer 
dreitägigen Lehrerfortbildung. Wer teil-
nimmt, wird anschließend als sogenann-
ter CET, also Certified Entrepreneurship 
Teacher, in die Schulen geschickt. 

E&W: Was missfiel Ihnen am Schulbuch 
des Network For Teaching Entrepre-
neurship? 
Scheppler: Offenkundige Werbung für 
Unternehmen – mit direkter Aufforde-
rung an die Schülerinnen und Schüler, 
geht doch mal auf deren Homepage. 
Außerdem der Versuch, einen Menta-
litätswechsel durchzusetzen. Ziel ist, 
ein positives Verständnis des Unterneh-
mertums zu verankern. Gewerkschaf-
ten oder Personalräte kommen nicht 
zu Wort. Dass die Möglichkeit besteht, 
sich in Betrieben gewerkschaftlich zu 
engagieren, fällt komplett hinten run-
ter.
E&W: Das NFTE-Lehrbuch sorgte in 
Hessen für Gesprächsstoff. Was ist da 
passiert? 
Scheppler: Der GEW-Kreisverband 
Wiesbaden hat die Kritik an dem Lehr-
buch veröffentlicht. Wir haben Gehör 
gefunden, vor allem bei der SPD-Frak-
tion im hessischen Landtag. Die formu-
lierte eine Kleine Anfrage an die Lan-
desregierung – zum Thema Lobbyismus 
an Schulen und zu NFTE im Speziellen. 
Wir konnten dann feststellen, dass die 
abwiegelnde Haltung des Kultusminis-
teriums zunehmend bröckelte. Schließ-
lich hat das Ministerium zu Beginn die-
ses Schuljahres den Schulen per Erlass 
untersagt, das Lehrbuch dieses Vereins 
zu verwenden. 
E&W: Für Zündstoff sorgte in Hessen 
auch, dass die CDU-Mittelstandsverei-
nigung Fulda eine „Lernpartnerschaft“ 
(s. Kasten S. 21) mit zwei osthessischen 
Schulen abgeschlossen hat. Wie lautete 
die Kritik?
Scheppler: Das war ein besonderer 
Fall. Weil eine Organisation, die der 
CDU nahestehende Unternehmen 
fördert, in die Schulen ging. Da stell-
te sich die Frage nach der Neutralität 
von Schule. Die war aus Sicht der GEW 

und der SPD-Fraktion im Landtag nicht 
gegeben. So dass auch hier das Kultus-
ministerium eingestehen musste: Die 
Nähe zu einer Partei sei zu groß. Laut 
dem Kreisverband Fulda der Mittel-
standsvereinigung sind beide Schul-
partnerschaften im Sommer beendet 
worden. 
E&W: Wie reagieren Ihre Kolleginnen 
und Kollegen und die Schulleitungen, 
wenn Sie das Thema Werbung und Lob-
byismus ansprechen?
Scheppler: Wir haben einerseits Lehr-
kräfte, die mit Erschrecken reagieren. 
Auf der anderen Seite gibt es immer 
wieder Abwehrreaktionen. Angebote 
von Wettbewerben, Programmen oder 
Kooperationen, die aus der Wirtschaft 
kommen, enthalten ja oft auch Dinge, 
für die in Schulen Bedarf besteht. Etwa 
Sport- oder Ernährungsförderung. Da 
reagieren Schulen häufig mit: „Ja, wenn 
wir das jetzt nicht machen, dann findet 
es ja gar nicht statt.“ Die GEW macht 
klar, dass es nicht darum geht, die ein-
zelne Schule oder die einzelne Lehrkraft 
zu diskreditieren. Unser Ziel ist, Kolle-
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René Scheppler

Das von dem Verein „Network For 
Teaching Entrepreneurship“ (NFTE) he-
rausgegebene Schulbuch „Von der Idee 
zum Ziel“ ist dank des Engagements der 
GEW Hessen vom Kultusministerium in 
diesem Schuljahr verboten worden.
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Die Habichtswald-Klinik ist eine Klinik der Wicker-Gruppe.* aus dem deutschen Festnetz

Leisten Sie pädagogische Schwerstarbeit?

Fühlen Sie sich ausgebrannt und müde?
. . . bei uns können Sie wieder Atem schöpfen und neue Kraft-
quellen erschließen. 

Seit über 20 Jahren kombinieren wir aktuelle und bewährte Therapiever-
fahren der Psychotherapie, der Schulmedizin, des Gesundheitssports und 
der Naturheilkunde zu einer Ganzheitsmedizin, die zum Ziel hat, Körper, 
Geist und Seele wieder in eine gesunde Balance zu bringen. So können  
eigene Fähigkeiten frei entfaltet werden und zur Heilung beitragen.  
Weitere Informationen zu unseren Spezialkonzepten z.B. bei Burnout,  
Tinnitus, Depression oder Angsterkrankungen erhalten Sie unter  
www.habichtswaldklinik.de oder gebührenfrei* unter 0800 890 11 00.

Habichtswald-Klinik · Wigandstraße 1 · 34131 Kassel-Bad Wilhelmshöhe

gien für Lobbyismus und Werbung zu 
sensibilisieren.
E&W: Was müsste sich ändern, damit 
derlei Werbe-Aktivitäten an Schulen 
dauerhaft unterbunden werden?
Scheppler: Die Unterfinanzierung von  
Bildung müsste beseitigt werden. 
Schulen wären nicht mehr darauf 
angewiesen, Unterstützung von inte-
ressegeleiteten Einrichtungen oder 
Unternehmen zu bekommen. Eine 
andere Möglichkeit: eine Monito-
ringstelle einzurichten. Damit Lehr-
kräfte in der Lage sind, merkwürdig 
erscheinendes Material einzureichen. 
Die Monitoringstelle prüft dann und 
meldet, wer dahintersteckt. Außer-
dem: Wir haben in Hessen die Situa-
tion, dass Politik teilweise zu über 50 
Prozent von fachfremden Kolleginnen 
und Kollegen unterrichtet wird. Das 
ist kein Vorwurf an die einzelne Lehr-
kraft. Aber wie soll jemand alleine 
einen Lobby-Angriff abwehren, wenn 
sie oder er dafür gar nicht ausgebildet 

ist? Eine weitere Forderung: ein um-
fassendes Werbeverbot an Schulen. 
Die Formulierungen in den Schulge-
setzen sind deutlich zu lax. In Hessen, 
bei der anstehenden Neuformulie-

rung des Schulgesetzes, sehen wir 
einen ersten Fortschritt. 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

NFTE und CDU-Mittelstandsvereinigung Fulda  
nehmen Stellung 
Guido Neumann, Geschäftsführer des NFTE Deutschland e.V., weist die Kritik 
von René Scheppler zurück. „Wir finden, dass der Vorwurf der Werbung un-
gerechtfertigt ist.“ Es gehe NFTE nicht darum, Unternehmen anzupreisen. „Es 
geht uns darum, Unternehmergeist zu fördern.“ Zum Erlass des hessischen 
Kultusministeriums erklärt Neumann: „Verboten wurde lediglich das Buch. 
Alle anderen Materialien von uns dürfen weiterhin in Schulen verwendet 
werden.“ Der NFTE Deutschland e.V. sei als gemeinnützig anerkannt. Finan-
ziert werde der Verein vor allem durch das Bundesministerium für Wirtschaft 
sowie durch private Stiftungen. 
Edwin Balzter vom Kreisverband Fulda der CDU-Mittelstandsvereinigung erklärt: 
„Wir wollten helfen, Schülerinnen und Schülern einen Praktikumsplatz oder eine 
Lehrstelle zu vermitteln.“ Er räumt allerdings ein: „Aus der Ferne betrachtet“ 
habe der Eindruck entstehen können, dass die Partnerschaft die Neutralitäts-
pflicht der Schule verletzt. Man habe deshalb „Verständnis“ für die Kritik. Beide 
Schulpartnerschaften seien im Sommer dieses Jahres beendet worden.� M. H.-L.
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„Homo politicus 
als Bildungsziel“ 
// Wird die politische Bildung 
durch die ökonomische ver-
drängt? Ein Interview mit Tho-
mas Krüger, der seit Juli 2000 
Präsident der Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb) ist. //

E&W: Wir diskutieren heute darüber, 
wie wehrhaft die Demokratie ist. Aber 
wie wehrhaft ist die politische Bildung? 
Thomas Krüger: Politische Bildung 
kann einen wichtigen Beitrag leisten, 
Demokratie wehrhaft und somit Men-
schen resilient gegen Extremismus zu 
machen. Wer die Grundlagen der De-
mokratie kennt, diskutiert und verin-
nerlicht hat, ist weniger anfällig für aus-
grenzende Politikentwürfe. Er schaut 
kritisch auf populistische Politikerinnen 
und Politiker, die meinen, die Wahrheit 
mit Löffeln gefressen zu haben und sich 
gegen jeden Kompromiss sträuben. Die 
große Herausforderung liegt allerdings 
auch darin, noch breitere Bevölke-
rungsschichten zu erreichen – und da-
mit auch diejenigen, die bereits demo-
kratieverdrossen sind. 
E&W: Laut Studien wächst der Einfluss 
von Wirtschaftsverbänden und unter-
nehmensnahen Stiftungen in den und 
auf die Schulen. Wie sehen Sie das? 
Krüger: Ich beobachte seit einiger Zeit 
einen ziemlichen Zuwachs an kosten-
losen Materialien. Diese sind demnach 
von 2011 auf 2012 um fast 70 Prozent 
gestiegen. Das belegt auch eine Studie 
der Uni Augsburg*. Ein Teil der Anbieter 
sind Wirtschaftsunternehmen oder von 
ihnen gegründete Stiftungen, Vereine 
etc. Dagegen wäre an sich nichts einzu-
wenden, sofern die Interessen der da-
hinter stehenden Anbieter in den Mate-
rialien eindeutig transparent dargestellt 
werden – so wie es die Deutsche Ver-
einigung für Politische Bildung e. V. in 
ihrem „Transparenzkodex“ fordert. An-

dererseits sind Lehrkräfte leider nicht 
selten in der Situation, dass sie unver-
mittelt fachfremd unterrichten müssen, 
da kommen schnell verfügbare und 
kostenlose Unterrichtsmaterialien häu-
fig gelegen. Umso wichtiger ist es des-
halb für Lernende, dass klar ersichtlich 
ist, wer mit welchen Interessen hinter 
einem Lernmaterial steht.
E&W: Wird politische zunehmend durch 
eine – interessengelenkte – ökonomi-
sche Bildung abgelöst?
Krüger: Ökonomische Bildung, insbe-
sondere wenn sie reduziert wird auf 
eine Art Grundbildung in Finanzfragen, 
wird niemals den umfassenden Bil-
dungsansatz politischer Bildung, wie 
wir sie verstehen und praktizie-
ren, ersetzen können. Politische 
Bildung hat bereits in den 1960er- 
Jahren begonnen, sich von staats-
bürgerlicher Institutionenkunde 
abzugrenzen und sich in den dar-
auffolgenden Jahrzehnten immer 
weiter anderen Gebieten, der 
kulturellen Bildung oder Me- 
dienpädagogik, um nur 
zwei zu nennen, 
geöffnet. Ich 
halte es für 
undenkbar, 
hinter diese 
eminent 
produktive 
Entgrenzung 
zurückzu
fallen. 
Insofern 
sehe ich 
ökonomi-
sche Bil-
dung zwar 
als wertvolle 

Bereicherung, die aber mit ihrer spezi-
fischen Perspektive politische Bildung 
nicht ersetzen kann. Meines Wissens 
wird das auch nicht gefordert. Schule 
hat immer auch einen Demokratie-Auf-
trag und darauf müssen auch Lerninhal-
te der ökonomischen Bildung bezogen 
sein. 
E&W: An Facebook und Google liefern 
die meisten Menschen ihre Daten bei-
spielsweise freiwillig aus. 
Krüger: Genau diese Debatte über den 
Umgang mit den eigenen Daten ist ja 
Gegenstand unserer Angebote. Ob bei 
den „Bonner Gesprächen“ im Frühjahr 
unter dem Schwerpunkt „Big Data“ 

oder in der Schriftenreihe 
der bpb, in der wir z. B. 

den Band „Digitale 
Diktatur“ angeboten 

haben oder eben auch 
online auf bpb.de im 

Dossier „Datenschutz“. 
Hier wie stets gilt für 

uns der „Beutelsbacher 
Konsens“, das 

heißt: 

Fo
to

: b
pb

/M
ar

tin
 S

ch
er

ag

Thomas Krüger

Erziehung und Wissenschaft  | 12/2016

22 LOBBYISMUS – ÖKONOMISCHE BILDUNG



„Was in Wissenschaft und Politik kon
trovers ist, muss auch im Unterricht 
kontrovers erscheinen.“
Aber eins sollte auch klar sein: Wenn wir 
jene ansprechen wollen, die man eher 
nicht über ein didaktisch aufbereitetes 
Arbeitsblatt im Unterricht am Gymna-
sium erreichen kann, müssen wir auch 
dorthin gehen, wo sich viele Jugend
liche primär aufhalten. „Aufsuchende 
politische Bildung“ heißt für mich auch, 
Angebote auf Facebook, YouTube und 
Co. zu realisieren. So wie wir es beim 
Projekt „YouTuber gegen Nazis“ oder 
„Begriffswelten Islam“ gemacht ha-
ben. Gerade über die Zusammenarbeit 
mit YouTube-Stars bekommen Themen 
eine breite und positiv besetzte Identi-
fikationsfläche. Und wir alle wissen ja, 
wie wichtig das für Lernerfolge ist. Wir 
wollen das Netz nicht nur den „Hatern“, 
den Verfassern von Hasskommentaren, 
überlassen, sondern verstehen uns als 
„Meinungsermöglicher“: Internet und 
Social Media müssen als öffentliche 
Räume des Dialogs und der Meinungs-
bildung erhalten bleiben. 
E&W: Was kann die Bundeszentrale 
tun, um die Bedeutung politischer Bil-
dung zu stärken?
Krüger: Nun ist es ja nicht so, dass diese 
nicht gesehen wird. Die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages haben un-
sere Haushaltsmittel in den vergange-
nen Jahren erfreulicherweise erhöht. 
Angebote wie der Wahl-O-Mat spre-
chen ein Millionen-Publikum an. Die 
„Informationen zur politischen Bildung“ 
haben Generationen Heranwachsender 
in Deutschland begleitet und begleiten 
sie immer noch. Politische Bildung und 
ihre besondere Bedeutung ist nicht nur 
in Deutschland, sondern europaweit 
in aller Munde. Und auch in den Bun-
desländern, in denen man lange dach-
te, man könne mehr oder weniger auf 
diese verzichten, entsteht langsam ein 
Bewusstsein, dass es neben der bauli-
chen Infrastruktur auch eine „mentale 
Infrastruktur“ benötigt. 
E&W: Sie spielen auf Sachsen an? 
Krüger: Ja, zum Beispiel. Sachsen ist das 
Bundesland, in dem politische Bildung 
viele Jahre klein geschrieben wurde. Vor 
allem halte ich es für notwendig, in poli-
tische Bildung an Schulen zu investieren. 
Hier war Sachsen laut einer Studie der 

Konrad-Adenauer-Stiftung** Schluss-
licht unter den Ländern. Ich hoffe, dass 
die inzwischen eingeleiteten Anstren-
gungen keine Eintagsfliegen sind. Schul-
politik sollte von dieser „PISA-Manie“ 
abrücken und neben dem wirtschaft-
lich denkenden Menschen, den „Homo 
oeconomicus“, auch den politischen 
denkenden Menschen, den „Homo poli-
ticus“, als Bildungsziel definieren.
E&W: Als bpb haben Sie den Einfluss der 
Wirtschaft bereits gespürt: Eine Bro-
schüre über Lobbyismus musste nach 
Protesten von Lobbyisten zurückgezo-
gen werden (E&W berichtete). Schrei-
ben Sie jetzt vorsichtiger? 
Krüger: Es handelte sich nicht um eine 
„Broschüre“ zum Thema Lobbyismus, 
sondern um eine Ausgabe unserer Reihe 
„Themen und Materialien“ zum Thema 
„Ökonomie und Gesellschaft“ mit insge-
samt zwölf Bausteinen zur Unterrichts-
gestaltung, von denen einer sich dem 
Thema „Lobbyismus“ widmete – nur 
um die Geschehnisse richtig einordnen 
zu können. Die bpb war am 14. Juli 2015 
seitens der Fachaufsicht des Bundes-
innenministeriums (BMI) aufgefordert 
worden, von der weiteren Auslieferung 
des Themen- und Materialienbandes 
„Ökonomie und Gesellschaft“ einstwei-
lig bis zum Abschluss der erforderlichen 
fachlichen Prüfung der Publikation Ab-
stand zu nehmen. Das BMI hatte darum 
gebeten, den Wissenschaftlichen Beirat 
der bpb einzubinden und dessen fachli-
che Expertise zu nutzen. 
E&W: Und das Resultat dieser Prüfung?
Krüger: Der Wissenschaftliche Beirat 
hat sich in seiner Sitzung am 16. Okto-
ber 2015 ausführlich mit dem Thema 
befasst. Im Ergebnis dieser Befassung 
hat das Innenministerium entschieden, 
dass der vorübergehende Vertriebs-
stopp wieder aufgehoben und die Publi-
kation wieder vertrieben werden kann. 
Insofern hat der Beirat der Publikation 
die Eignung für die politische Bildung 
bescheinigt und wir sehen keinen An-
lass unsere Publikations- und Quali-
tätssicherungspraxis grundsätzlich zu 
überdenken. Unsere Bildungsaufgabe 
erfüllen wir in eigener gesellschaftspo-
litischer, pädagogischer und publizisti-
scher Verantwortung unter Berücksich-
tigung des wissenschaftlichen Diskurses 
und in dem Bemühen um Pluralität und 

vielfältige Perspektiven. Das wird und 
kann nicht immer in einem einzelnen 
Angebot gelingen, aber über die Breite 
und Vielfalt unserer Aktivitäten. Also, 
nein, selbstverständlich schreiben wir 
nicht anders, nur manchmal noch bes-
ser! 
E&W: Politische Bildung sei ein Rand-
fach in vielen Schulen, kritisieren Sie. 
Auch wenn die bpb in der föderalen 
Schulpolitik nichts fordern darf, was 
würden Sie sich wünschen? Mehr Un-
terrichtsstunden? Neue Ansätze in der 
Ausbildung der Lehrkräfte? 
Krüger: Generell muss man das von 
Land zu Land differenziert beantwor-
ten. Aber es gibt durchaus einige Län-
der, die mehr Unterrichtszeit für diesen 
Bereich bräuchten. Wünschenswert 
wäre auch ein früherer Bildungsbeginn. 
Eine deutliche Markierung politisch 
bildnerischer Anteile bereits im Sach-
unterricht der Grundschule wäre ein 
guter Schritt. Sehen Sie in mir einen 
großen Befürworter des Föderalismus, 
aber eben da, wo er Sinn macht. Die 
politische Bildung im Grundschulbe-
reich wäre aus meiner Sicht ein Thema, 
bei dem Bund und Länder gemeinsame 
Modelle entwickeln könnten, um schon 
ganz junge Menschen an die großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
heranzuführen. Und da politische Bil-
dung in allen Bundesländern nicht nur 
als Fach, sondern auch als Aufgabe der 
ganzen Schule verstanden wird, wäre es 
wichtig, sie in der Lehramtsausbildung 
zum obligatorischen Pflichtfach für alle 
Studierenden zu machen, unabhängig 
vom Fach, das sie später unterrichten. 

Interview: Esther Geißlinger, 
freie Journalistin

Der Band „Ökonomie und Gesellschaft“ 
der Reihe „Themen und Materialien“ ist 
als Print-Ausgabe bei der bpb vergrif-
fen – eine Online-Version findet sich in 
Kürze unter www.bpb.de/shop/lernen/
themen-und-materialien.  

*www.bildungsmedien.de/index.php/
presse/pressedownloads/item/ 
46-forschungsprojekt-augsburg
**www.kas.de/wf/doc/kas_ 
20184-544-1-30.pdf?140127145043
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// Dem ständigen Bildungstest-
Sieger Sachsen gehen die Lehr-
kräfte aus. Nach langem Zaudern 
hat die Dresdner CDU-SPD-Koali-
tion nun ein 200-Millionen-Hilfs-
paket geschnürt, um den Mangel 
zu bekämpfen. Doch die Probleme 
würden damit nicht gelöst, sagt 
die sächsische GEW-Chefin Uschi 
Kruse. //

Bei der Präsentation des jüngsten „Bil-
dungstrends“ der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) Ende Oktober war es wieder 
so weit: Sachsen konnte sich im Ran-
king des Instituts zur Qualitätsentwick-

lung im Bildungswesen (IQB) auf dem  
Siegertreppchen präsentieren (s. S. 4 
und Kommentar S. 28). Der Freistaat 
hatte mit knapp 62 Prozent die meis-
ten Neuntklässler, die im Fach Deutsch 
den Regelstandard für einen mittleren 
Schulabschluss erreichten. Spitzenplät-
ze in Bildungstests ist man in Sachsen 
schon gewohnt. Doch die Realität in 
den Lehrerzimmern bilden die Ergebnis-
se von PISA, IGLU, TIMSS und Co. nicht 
ab. Im Gegenteil. Das Ost-Land, dessen 
Ruf durch rechte Umtriebe ohnehin 
ramponiert ist, leidet inzwischen unter 
deutlich spürbarem Lehrermangel. Die 
statistisch überalterte Kollegenschaft 

scheidet in Scharen aus dem Schul-
dienst aus – aber der Nachwuchs fehlt.

Defizit eingestanden
Die CDU-SPD-Koalition in Dresden hat  
ihr Defizit im Schulbereich mittlerweile  
eingestanden und Ende Oktober ein 
„Maßnahmenpaket zur Lehrerversor-
gung“ präsentiert, das bundesweit be-
achtet worden ist. Denn immerhin ver-
sucht die Landesregierung, an einigen 
Brennpunkten gleichzeitig zu löschen: 
Mehr Gehalt in Mangelregionen und 
-fächern, höhere Einstiegsgehälter an 

„Typisch sächsische 
Flickschusterei“
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Ober- und Förderschulen, Entlastungen 
für ältere Kolleginnen und Kollegen, 
eine Pflichtstunde weniger für Grund-
schullehrkräfte, Zulagen für Bewerber 
aus anderen Bundesländern und eine 
bessere Qualifizierung von Seitenein-
steigern. Außerdem werden 722 neue 
Stellen geschaffen. 213 Millionen Euro 
plant das Land für die Kosten des Pakets 
allein 2017 und 2018 ein. „Im Wettbe-
werb um Lehrerinnen und Lehrer sattelt 
Sachsen jetzt auf“, verkündete Kultus-
ministerin Brunhild Kurth (CDU). „Wir 
wollen mehr Pädagoginnen und Päda-
gogen für den sächsischen Schuldienst 
gewinnen und binden. Gleichzeitig wol-
len wir die Leistungen der seit Jahren 
tätigen Lehrerinnen und Lehrer finanzi-
ell anerkennen und sie entlasten.“
Doch die Begeisterung bei der GEW 
hält sich in Grenzen. Uschi Kruse, seit 
anderthalb Jahren Landesvorsitzende 
und seit 1990 Landes-Vize, sitzt in ihrem 
schlichten weißen Büro in der Leipziger 
GEW-Zentrale und raucht – vor Wut. 
Monatelang hatte sie mit der Regierung 
über ein Rettungspaket für die Schulen 
verhandelt. Umsonst. Ende September, 
nach etlichen Gesprächsrunden, wur-
den die Verhandlungen abgebrochen. 
„Das Konzept, einige wenige Lehrkräfte 
besser zu bezahlen, die Belastungen zu 
erhöhen und gleichzeitig bestehende bil-
dungspolitische Herausforderungen zu 
ignorieren, konnten wir nicht unterstüt-
zen“, sagt Kruse. Individuelle Zulagen 
und ungleiche Bezahlmodelle für neue 
Kolleginnen und Kollegen würden vor 
allem neue Ungerechtigkeiten schaffen. 
„Das Signal an die Lehrkräfte, die schon 
im System sind, ist ziemlich verheerend.“ 
Mit typisch sächsischer Flickschusterei 
würden vor allem die Kollegien noch 
stärker in die Pflicht genommen, um den 
erheblichen Bedarf abzufedern. „Wer in 
Teilzeit arbeitet, soll in Vollzeit gedrängt 
werden. Vollzeitbeschäftige sollen noch 
mehr Überstunden leisten“, betont  
Kruse. Auch die große Anzahl neuer Sei-
teneinsteiger jedes Jahr sei eine Zusatz-
belastung. „Es gibt Grundschulen, an de-
nen drei Lehrkräfte vier Seiteneinsteiger 
einarbeiten. Ich frage mich, wie da die 
pädagogische Qualität garantiert wer-
den kann.“

Jörg Becker, 52, Lehrer für Mathematik, 
Physik und Informatik an einer Leipzi-
ger Oberschule, ist einer, den das be-
trifft. „In den Lehrerzimmern wird das 
Maßnahmenpaket vor allem als Fuß-
tritt wahrgenommen“, erzählt er. Be-
cker ist seit 31 Jahren im Schuldienst. 
Er hat die Wende, Zwangsteilzeit und 
die langsame Ost-West-Angleichung 
mitgemacht und stets das Schulsys-
tem mitgetragen. Jetzt muss er zuse-
hen, wie neu eingestellte Kolleginnen 
und Kollegen mehr verdienen, weil sie 
Zulagen bekommen und bereits in hö-
heren Entgeltstufen starten. „Die Un-
terschiede im Kollegium werden nur 
vergrößert“, kritisiert er. „Und die älte-
ren Lehrkräfte müssen mehr arbeiten.“ 
Denn Mentoren für Seiteneinsteiger 
bekämen lediglich eine Ermäßigungs-
stunde, bräuchten aber sechs bis acht. 
So werde der Lehrerberuf nicht attrak-
tiver gemacht – im Gegenteil. Deshalb 
hat Becker Mitte November mit Mit-
streitern vor dem Dresdner Landtag 
demonstriert, als das Paket dort ver-
handelt wurde.

Notprogramm keine Lösung
GEW-Landeschefin Kruse erzählt, sie 
schlafe angesichts der Misere manch-
mal schlecht. „Dieses Notprogramm der 
Regierung löst die Probleme der Lehrer-
versorgung nicht – es erhöht vor allem 
den Druck im System.“ Zwar sei das Er-
gebnis nach Verhandlungserfolgen der 
SPD besser als erwartet ausgefallen. 
„Aber ein wirklich mutiges Anpacken 
der Personalprobleme sieht anders 
aus.“ Und Personalprobleme habe das 
Land mit seinen gut 30 000 Pädagogin-
nen und Pädagogen auf 29 000 Stellen 
genug: Die Schere zwischen Schüler- 
und Lehrerzahlen gehe immer weiter 
auseinander.
Nach Angaben des Kultusministeriums 
lernen im Freistaat inzwischen wieder 
knapp 400 000 Schülerinnen und Schü-
ler – 25 000 mehr als vor fünf Jahren. 
Die zugewanderten Kinder und Jugend-
lichen haben den demografischen An-
stieg noch verstärkt. Doch parallel sinkt 
die Zahl der Lehrkräfte weiter. „Künftig 
gehen jedes Jahr etwa 1 300 Kolleginnen 
und Kollegen in den Ruhestand“, rech-
net Kruse vor. „Wir bräuchten massen-
haft neue Lehrerinnen und Lehrer – und 

zwar mehr als aus dem Dienst ausschei-
den.“ Doch durch den Geburtenknick 
Anfang der 1990er-Jahre, der seit eini-
ger Zeit die Hochschulen erreicht hat, 
fehlt es an Nachwuchs. „2011 hätte ein 
Viertel der Abiturienten Lehramt stu-
dieren müssen, und dies auch noch in 
den richtigen Fächern und für die richti-
gen Schularten“, so Kruse. Das drohen-
de Problem sei seit mindestens zehn 
Jahren abzusehen. Der Freistaat hätte 
daher schon beizeiten umsteuern und 
über den Bedarf hinaus Lehrkräfte ein-
stellen müssen, um die kommende Lü-
cke zu schließen. Stattdessen mussten 
reihenweise Kolleginnen und Kollegen 
in andere Bundesländer abwandern. 
Nun seien alle Reserven aufgebraucht, 
Seiteneinsteiger müssten in großem 
Maßstab aushelfen, sagt Kruse.
Tatsächlich sind diesen Sommer nach 
offiziellen Ministeriumsangaben 45 Pro-
zent der freien Stellen in Sachsen mit 
Seiteneinsteigern besetzt worden. An 
Oberschulen waren es sogar mehr als 
die Hälfte, an Gymnasien dagegen vier 
Prozent. Ministerin Kurth räumt ein, ihr 
sei „sehr wohl bewusst, dass der deut-
liche Anteil von Seiteneinsteigern vor 
allem an den Oberschulen und Grund-
schulen eine zusätzliche Herausforde-
rung für die Lehrerkollegien bedeutet“. 
Die Seiteneinsteiger hätten allerdings 
auch einen Vertrauensvorschuss ver-
dient: „Mit ihrer beruflichen Experti-
se“, so Kurth, „können Seiteneinsteiger 
auch eine Bereicherung sein.“
Sachsens Dilemma dürfte auch Thema 
der neuen Tarifrunde für die Länder 
Anfang nächsten Jahres werden. Der 
Freistaat, fordert Kruse, müsse seine 
Lehrkräfte besser eingruppieren, damit 
Referendare nicht mehr in andere Bun-
desländer abwandern, in denen sie bis 
zu 700 Euro mehr im Monat verdienen. 
„Nach 35 Dienstjahren“, meint Kruse, 
„entspricht das einem Einfamilien-
haus.“ Der Freistaat hält politisch daran 
fest, seine Lehrkräfte nicht zu verbeam-
ten. Unter dem Strich bezahlt der stän-
dige Bildungstest-Sieger seine Lehrkräf-
te bundesweit am schlechtesten. „Beim 
Gehalt“, unterstreicht Kruse, „stellt sich 
Sachsen immer ganz hinten an.“

Sven Heitkamp, 
freier Journalist
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// In Vorbereitungsklassen lernen 
geflüchtete Kinder und Jugend­
liche die deutsche Sprache – auch 
im Fachunterricht. Darauf sind 
Schulen und Lehrkräfte bisher 
nicht gut oder gar nicht vorbe­
reitet. //

Nicole Hemmers beugt sich zu Eldis und 
Khalil und deutet auf den Arbeitszettel. 
„Was schätzt du, wie viel wiegt ein Eis-
bär?“, fragt die Mathematiklehrerin den 
15-jährigen Albaner Eldis langsam und 
deutlich. „Viel, viel“, antwortet der. „Du 
weißt es nicht, aber was glaubst du?“, 
umschreibt sie die Arbeitsanweisung 
„schätzen“. Sein Sitznachbar, der gleich-
altrige Khalil, hat verstanden. Er tippt 
„Eisbär“ in sein Handy ein, um den Be-
griff ins Arabische zu übersetzen. „200 
Kilogramm“, antwortet der junge Syrer. 
Die Lehrerin nickt und fordert die Jun-
gen auf, die Antwort in den Lückentext 
einzutragen. 
Während Eldis und Khalil Längenmaße 
und Gewichtseinheiten lernen, beschäf-
tigen sich die anderen Schülerinnen und 
Schüler der internationalen Vorberei-
tungsklasse an der Anne-Frank-Real-
schule in Oberhausen mit schriftlicher 
Multiplikation, Division oder Geome-
trie. Die 15 Jugendlichen zwischen 13 
und 15 Jahren kommen aus Albanien, 
Syrien und dem Iran. Einige haben in 
ihrer Heimat ein Gymnasium besucht, 
andere waren nur kurz in der Schule 
und sind noch unerfahren mit der la-
teinischen Schrift. Ihre einzige Gemein-
samkeit: Sie sind neu in Deutschland 
und müssen die Sprache innerhalb von 
zwei Jahren so gut lernen, dass sie in die 
neunte Realschulklasse wechseln kön-
nen. 
In den vergangenen zwei Jahren sind 
bundesweit mehrere Tausend Vorberei-
tungsklassen eingerichtet worden, um 
geflüchteten Kindern und Jugendlichen 
im schulpflichtigen Alter den Eintritt ins 
deutsche Schulsystem zu ermöglichen. 

Neben Deutsch stehen vom ersten Tag 
an auch Mathematik, später Erdkunde, 
Politik, Wirtschaft oder Geschichte auf 
dem Stundenplan. Während für den 
Sprachunterricht ausgebildete Lehr-
kräfte für Deutsch als Zweitsprache 
(DaZ) eingesetzt werden, erteilen Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem regulären 
Schulbetrieb den Fachunterricht. Die 
meisten haben keine DaZ-Kenntnisse. 

Große Anforderungen
„Wie bringe ich Kindern und Jugendli-
chen, die Deutsch weder sprechen noch 
verstehen, Mathematik bei?“, fragte 
sich Lehrerin Hemmers, als sie zum ers-
ten Mal in die Vorbereitungsklasse kam. 
Abgesehen vom Inhalt sind die sprach-
lichen Anforderungen im Mathematik-
unterricht enorm. „Wer die komplexe 
Bildungssprache nicht versteht, kann 
weder Textaufgaben mit bekannten Re-
chenarten lösen noch meine Erklärun-
gen für neue Rechenarten verstehen“, 
so die Pädagogin. 
Hemmers kann auf ihre Kenntnisse und 
jahrlange Erfahrung als DaZ-Lehrerin 
zurückgreifen. „Um diese jungen Men-
schen in Mathematik oder anderen 
Fächern zu unterrichten, ist es wichtig, 
den Hintergrund des Spracherwerbs zu 
kennen und zu verstehen“, betont sie. 
Ganz praktisch gesehen müsse die Lehr-
kraft nicht nur langsam und deutlich 
sprechen, sondern Fragen und Erläute-
rungen auch sprachlich vereinfachen. 
Also: Simple Sätze im Präsens bilden, 
Nebensätze weglassen. Mehr noch: 
„Wir müssen Begriffe und ihren Kontext 
erläutern und Wortfelder einüben“, so 
die Mathelehrerin. 
„Auch der Fachunterricht hat zum Ziel, 
Deutsch zu vermitteln“, bringt es Re-
nate Reble auf den Punkt. Die ausge-
bildete DaZ- und Mathematiklehrerin 
ist Studienleiterin an einer beruflichen 
Schule in Kiel. „Viele Lehrkräfte ohne 
DaZ-Kenntnisse fühlen sich überfor-
dert“, bestätigt die erfahrene Päda-

gogin. „Ich ermuntere sie, in kleinen 
Schritten vorzugehen.“ Sie empfiehlt 
beispielsweise, vor jeder neuen Unter-
richtseinheit die 20 wichtigsten Fach-
vokabeln spielerisch einzuführen. Dazu 
gehöre, jedes Substantiv mit Artikel und 
Pluralform zu notieren. Sie selbst greife 
auf Piktogramme zurück, um Sprache 
zu erklären. „Dabei übernehme ich viel 
aus der Grundschuldidaktik“, so Reble. 
Zudem sei es sinnvoll, zunächst Opera-
toren wie „addieren“ oder „darstellen“ 
einzuführen, um Arbeitsaufträge einzu-
üben. 

Stolperfallen erkennen
Spätestens wenn die Schülerinnen und 
Schüler aus den Vorbereitungs- in die 
Regelklassen wechseln, sind auch dort 
die Lehrkräfte mit dem Thema Mehr-
sprachigkeit konfrontiert. Christiane 
Wagner hat an einer Münchner Mit-
telschule unterrichtet, bevor sie in die 
Lehrerausbildung der Ludwig-Maximi-
lians-Universität München wechselte. 
„Jeder Sachtext verfügt über einen 
Fachwortschatz, den deutschsprachi-
ge Kinder meist bereits in ihrer Kind-
heit gelernt haben“, erläutert Wagner. 
„Wenn Schülerinnen und Schüler mit 
Fluchthintergrund in die Regelklassen 
kommen, fehlt ihnen der entsprechen-
de Wortschatz.“ Deshalb gelte es, das 

Mathe ohne 
Deutschkenntnisse

in
Willkommen

Deutschlandin
Willkommen
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Bewusstsein der Kolleginnen und Kol-
legen zu schärfen und klarzumachen, 
dass selbst Leistungsstarke weiterhin 
im Deutschen gefördert werden müs-
sen. „Pädagoginnen und Pädagogen 
müssen in der Lage sein zu erkennen, 
ob Probleme mehr im fachlichen oder 
eher im sprachlichen Bereich liegen.“ 
Wichtig sei zudem, dass die Lehrkräfte 
die sprachlichen Stolperfallen in ihren 
Fächern kennen. 
Die Hamburger Erziehungswissenschaft
lerin Ingrid Gogolin plädiert seit vielen 
Jahren dafür, Deutsch als durchgän-
gige Bildungssprache in allen Fächern 
zu vermitteln – und in allen Schulfor-
men. „Im Idealfall kooperieren alle 
Lehrkräfte und tauschen sich über die 
sprachlichen Themen in den jeweili-

gen Fächern aus“, erläutert Gogolin ihr 
Konzept. Während die Alltagssprache 
zu Hause und auf der Straße gespro-
chen wird, definiert die Professorin Bil-
dungssprache als Werkzeug, mit dem 
sich die Heranwachsenden in der Schu-
le Wissen aneignen (s. E&W 10/2013 
und 1/2016). Insbesondere die Berufs-
schulen sieht Gogolin in der Pflicht. 
„Die beruflichen Schulen haben den 
Auftrag, berufsbezogene sprachliche 
Fähigkeiten zu vermitteln. Doch damit 
beschäftigen sie sich traditionell eher 
nicht“, kritisiert sie. Vielen Lehrkräften 
sei nicht bewusst, dass Kinder das Kon-
zept eines Wortes verstehen müssen. 
Es reiche nicht, nur das Wort selbst zu 
lernen. „Zunächst muss Bedeutung ver-
mittelt werden, bevor die Vokabel Sinn 
macht“, erklärt die Wissenschaftlerin. 
Das gelte aber noch mehr für mehr-
sprachige junge Menschen an berufli-
chen Schulen. 

„Fast nichts verstanden“
Der 26-jährige Iraner Nader A. zum 
Beispiel hat im Sommer seine Gesellen-
prüfung zum Segelmacher bestanden. 
Doch während ihm die Ausbildung in ei-
nem Hamburger Betrieb leicht von der 
Hand ging, bereitete ihm der schulische 
Teil enorme Schwierigkeiten. „Ich habe 
fast nichts verstanden und wollte die 
Ausbildung hinschmeißen“, erinnert er 
sich an seine ersten Wochen Blockun-
terricht an der Berufsschule. Durch in-

tensive Nachhilfe und viel Fleiß schaffte 
er es, sich das nötige theoretische Wis-
sen anzueignen. Ein entscheidender 
Moment war, als seine Fachlehrerin be-
gann, Schlüsselbegriffe an die Tafel zu 
schreiben. Die konnte Nader fortan im 
Heft und auf Karteikarten notieren und 
dann im Wörterbuch oder online nach-
schlagen. 
Dem angehenden Anlagenmechaniker 
Ousmane D.* hilft es allerdings nur sel-
ten weiter, wenn er Fachbegriffe wie 
„Strömung“ nachschaut. Denn auch die 
französische Übersetzung hat der junge 
Mann, der in seiner westafrikanischen 
Heimat Guinea nur vier Jahre die Schule 
besuchte, nie zuvor gehört. 
Nicht nur Schulsystem, Lehrerausbil-
dung und Lehrkräfte müssen sich auf 
die mehrsprachige und unterschied-
lich vorgebildete Schülerschaft einstel-
len, auch die Schulbuchverlage sind 
gefragt. Für den Anfängerunterricht 
fehlen bisher für neu Zugewanderte 
ohne Deutschkenntnisse entsprechend 
ausgerichtete Unterrichtsmaterialien. 
So suchte Lehrerin Hemmers vergeb-
lich nach einem Mathematik-Lehrbuch, 
das nur wenig Sprachkenntnisse vor-
aussetzt. „Selbst die Jugendlichen, die 
fachlich in der Lage waren, die Inhalte 
zu begreifen, verstanden weder Ar-
beitsaufträge noch Erläuterungen. Ich 
war verzweifelt“, erinnert sie sich. Sie 
griff zur Selbsthilfe und entwickelte ei-
gene Arbeitsblätter mit Anleitungen in 
einfacher Sprache. 

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*Name von der Redaktion geändert

Eldis aus Albanien, links, und Khalil aus 
Syrien, beide aus ihren Heimatländern 
geflüchtet, sprechen kein Deutsch. Im 
Fachunterricht ist das eine besondere 
Herausforderung für die Lehrkräfte. 
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Evaluation statt Tests
„Man kann nur verbessern, was man messen kann“, so das 
Credo von Andreas Schleicher, dem Leiter der Bildungsabtei-
lung der OECD, der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung. Dieses Credo machen sich auch 
Bildungspolitiker in Deutschland zu eigen und nennen die 
regelmäßigen, auf Durchschnittswerten und Stichproben be-
ruhenden internationalen und nationalen Vergleichsuntersu-
chungen „Bildungsmonitoring“. Natürlich nutzen auch wir die 
gewonnenen Daten für die politische Argumentation, sie be-
stätigen doch das, was wir schon lange wissen: Dass trotz ge-
ringfügig besserer Schülerleistungen der Bildungserfolg nach 
wie vor von der sozialen Herkunft der Kinder und Jugendlichen 
abhängt. Bei jeder neuen Test-Runde, so auch jetzt wieder bei 
der aktuellen Studie des Instituts zur Qualitätsentwicklung in 
der Bildung (IQB, s. S. 4), stellen die Autorinnen und Autoren 
fest, dass die Stadtstaaten schlechter abschneiden als die Flä-
chenländer. 
Konservative, die weitgehend an separierenden Schulstruktu-
ren festhalten wollen, zeigen regelmäßig mit dem Finger auf 
Bremen und Berlin und verweisen auf deren abgeblich „leis-
tungsfeindliche“ Experimente mit integrativeren Schulfor-
men. Zuweilen unterliegt Politik auch vereinzelt dem Reflex, 
allein die Lehrkräfte für mangelhafte Leistungen der geteste-
ten Schülerschaft verantwortlich zu machen. 
Die besonderen pädagogischen Herausforderungen durch 
soziale Notlagen vieler Familien und die hohe Zahl einge-
wanderter Kinder und Jugendlicher in den Städten blendet 
Politik dagegen weitgehend aus. Bringt uns das weiter? Sind 
wirksame Maßnahmen für die Bildung von Kindern und Ju-
gendlichen aus psychosozial benachteiligten und einkom-
mensschwachen Familien ergriffen worden? Nein! Die Bil-
dungsforschung misst weiter eine „Bildung“, die sich damit 
begnügt, gewisse Standards in bestimmten Fächern zu er-
zielen. Und: Man versucht, anhand durchschnittlicher Leis-
tungswerte auf das Bildungsniveau eines Landes zu schlie-

ßen. Das aber ist genauso wenig aussagekräftig, als wenn 
man die Armut in Deutschland anhand der Durchschnitts-
einkommen der Bevölkerung messen würde. 
Anders ausgedrückt: Was nützt es einem Wohnungslosen, 
wenn das Jahreseinkommen in Deutschland im Schnitt bei 
etwa 35 000 Euro liegt? Gar nichts. Das ist eine Messlatte, 
die nichts über die tatsächliche gesellschaftliche Spaltung in 
Deutschland aussagt – die sich auch auf Bildungseinrichtun-
gen und -biografien auswirkt.
Bildung findet in höchst unterschiedlichen Schulen und 
Schulformen statt. Und sie hat dann Erfolg, wenn alle Kin-
der und Jugendlichen in ihrer jeweils spezifischen Lern- und 
Lebenssituation Fortschritte machen, wenn sie Partizipation 
und Selbstwirksamkeit erleben sowie im Alltag erfahren, 
was Zugehörigkeit und Demokratie bedeuten. Und wenn 
Bildung ihnen dazu verhilft, sinnvolle Ziele für ihr Leben zu 
entwickeln  – und Pädagoginnen und Pädagogen sie unter-
stützen, diese zu realisieren. 
Das, was Bildung für die Gemeinschaft und den einzelnen Men-
schen ist, lässt sich nicht in Zahlen und Durchschnittswerten er-
fassen. Qualität von Bildung misst sich daran, ob jeder Einzelne 
an allgemeinen Bildungsangeboten teilhaben kann. 
Ein echtes Bildungsmonitoring müsste deshalb jede Schule in 
die Lage versetzen, individuelle wie kollektive Lernfortschrit-
te ebenso wie das Schulklima regelmäßig zu evaluieren. Hier 
ist die Wissenschaft gefragt, Instrumente gemeinsam mit den 
Schulen zu entwickeln und die Lehrkräfte dabei methodisch 
zu begleiten. 
Politik ist gefragt, die Rahmenbedingungen (Zeit, Freiräume, 
personelle und materielle Ressourcen) dafür zu schaffen. 
Auf Durchschnittswerte von Leistungstests können wir ge-
trost verzichten. 

Ilka Hoffmann, 
Leiterin des GEW-Vorstandsbereichs Schule
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Im Fokus: Ungelernte  
und Arbeitslose
// Was kann Erwachsenenbildung 
leisten, um in einer gespaltenen 
Gesellschaft Langzeitarbeitslose, 
prekär Beschäftigte oder geflüch­
tete Menschen zu stärken? 
Darüber hat die „Herbstakade­
mie 2016“ der GEW in Halle an 
der Saale mit Gästen aus Wissen­
schaft, Volkshochschulen und 
Politik diskutiert. //

Der Gast zeigte Lust an der Provokati-
on. Konferenzen, auf denen über Mig-
ranten gesprochen wird, erlebe er als 
„Orte der Borniertheit“, erklärte Pro-

fessor Paul Mecheril. Angeblich gehe es 
um interkulturelle Kompetenz. Doch ge-
meint sei, dass geflüchtete Menschen 
Deutsch lernen, als „Zwangsunterneh-
men“. Denn: „Wer sich nicht integriert, 
der fliegt.“ Der Erziehungswissenschaft-
ler an der Universität Oldenburg forder-
te: „Schaffen wir so schnell wie möglich 
Strukturen, in denen Ein- und Zuge-

wanderte sagen können, ob sie über-
haupt Deutsch lernen möchten.“ Auch 
die GEW bekam ihr Fett weg. Ob die 
Gewerkschaft denn bereits ein Mento-
renprogramm zugunsten Geflüchteter 
gestartet habe? Mecheril forderte die 
Tagungsteilnehmer auf, ihre „eigene 
imperiale Lebensweise zu überdenken“. 
Er wies dabei auf eine Fluchtursache 
hin – die brutalen Arbeitsbedingungen, 
unter denen in Afrika Coltan gewonnen 
wird. Ein Erz, unverzichtbar für die Pro-
duktion von Smartphones. 
Professor Jörg Dinkelaker von der Uni-
versität Halle-Wittenberg erinnerte 
daran, dass Erwachsenenbildung be-
reits in früheren Zeiten darauf zielte, 
„gesellschaftliche Spaltung zu überwin-
den“. Gleichzeitig, so Dinkelaker, habe 
sie am Entstehen und Aufrechterhalten 
von sozialer Spaltung mitgewirkt. Als 
Beispiel nannte er die Arbeiterbildungs-
vereine im frühen 19. Jahrhundert. 
Hier habe oft „keine Begegnung von 
Gleichen“ stattgefunden. Stattdessen 
lernten Handwerker von gebildeten 
Bürgern. Die Volkshochschulbewegung, 
die nach dem Ersten Weltkrieg ihren 
Aufschwung erlebte, habe die „geistig 
Suchenden“ versammelt. „Doch das 
waren nicht alle“, betonte Dinkelaker. 

„Bruchlinien“
Und die Gegenwart? Der Wissenschaft-
ler zitierte den ungarischen Philoso-
phiehistoriker Endre Kiss: „Die Spal-
tung ist ein Produkt des Erstarrens von 
Bruchlinien.“ Auch heute gebe es zahl-
reiche gesellschaftliche „Bruchlinien“. 
Eine verlaufe zwischen den Menschen, 
die im Grundbildungskurs lesen und 
schreiben lernen, und jenen, oft „aus 
dem Bürgertum“, die diese Kurse leiten. 
Weitere sieht Dinkelaker zwischen „Ent-
wicklungsländern“ und „Wissensgesell-
schaften“ sowie zwischen „Zuwande-
rern“ und „Einheimischen“. 

In einem der vier Foren präsentierte 
Anne Beck vom Diakonischen Werk 
Württemberg das „Welcome Center 
Sozialwirtschaft“, das das Wirtschafts-
ministerium Baden-Württemberg för-
dert: In einem Pilotprojekt absolvieren 
zwölf Menschen aus Kamerun, Mazedo-
nien und Afghanistan eine Ausbildung 
zum Altenpflegehelfer. Dauer: ein Jahr, 
„bei erhöhtem Sprachbedarf“ zwei Jah-
re. Beck räumte ein, „dass wir als Sozial-
träger auch ein ökonomisches Interesse 
an dem Modellprojekt haben“. Im Raum 
Stuttgart gebe es viele Häuser der Al-
tenhilfe, die nicht voll belegt sind, „weil 
Fachkräfte fehlen“. 
„Gibt es Erfahrungen mit Abwerbung?“, 
wollte eine Teilnehmerin wissen. Sie 
schilderte, was sie in Nürnberg erlebe: 
Sobald Geflüchtete etwas Deutsch ge-
lernt und erste berufliche Kenntnisse ge-
sammelt hätten, „kommen Firmen und 
ziehen uns die Jugendlichen ab“. Ange-
lockt vom schnellen Geld landeten diese 
dann in der Schwarzarbeit, ungeschützt, 
ohne Sozialversicherung. Beck nickte: 
„Das Problem kennen wir auch bei uns.“ 
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Erziehungswissenschaftler Prof. Paul 
Mecheril von der Universität Oldenburg 
provozierte während der Herbstakade­
mie der GEW und forderte die Tagungs­
teilnehmer auf, ihre „eigene imperiale 
Lebensweise zu überdenken“.

Prof. Jörg Dinkelaker von der Universität 
Halle-Wittenberg erinnerte daran, dass 
es schon immer Ziel der Erwachsenen­
bildung gewesen sei, „gesellschaftliche 
Spaltung zu überwinden“.

Erziehung und Wissenschaft  | 12/2016

30 BERUFLICHE BILDUNG / WEITERBILDUNG



E&W Ausgabe 12/2016 Seite 3109.11.2016 16:28

www.bsw.de/mitglied2016Tel. 0800 444 00 120
(gebührenfrei: Mo-Fr. 8:00 - 19:00 Uhr)

Werden Sie Mitglied im Beamtenselbsthilfewerk!

Unser Dankeschön - 10x Autowäsche

Alle Informationen fi nden Sie hier.

gegr.
1960BE

AM
TE

NS

ELBS
THILFEW

ERK

„Wir müssen uns den Ungelernten und 
Arbeitslosen widmen“, gab Professor 
Rolf Dobischat in dem Zusammenhang 
als Richtschnur für die Erwachsenenbil-
dung aus. Deren Bereitschaft zur Wei-
terbildung sei gering, „weil sie keine 
Aufstiegschancen sehen“. Der Bildungs-
forscher an der Universität Duisburg-
Essen befürchtet, dass sie auch bei der 
Digitalisierung der Wirtschaft „den An-
schluss nicht finden“. Er sehe die „Rie-
sengefahr“, dass diese Gruppe „zu den 
Demagogen überläuft“. Gegenstrategi-
en seien erforderlich. 

Keine Aufstiegschancen
Referierende und Diskutierende er-
innerten aber während der Tagung 
auch daran, dass die GEW mit ihren 
Bündnispartnern Erfolge für prekär 
Beschäftigte vorzuweisen habe. So gilt 
inzwischen ein Mindestlohn für die 
Weiterbildungsbranche (E&W berich-
tete). Für freiberufliche Lehrkräfte in 

Integrationskursen wurden deutlich hö-
here Honorare erkämpft – 35 Euro pro 
Unterrichtsstunde. Um weitere Verbes-
serungen zu erreichen, habe sich aktu-
ell „ein Zeitfenster“ geöffnet, stellte die 
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe mit Blick 
auf Geflüchtete fest. Der Grund: „Wei-
terbildung kann zur Integration beitra-
gen.“ Dazu brauche die Branche mehr 
Mittel. Im Vorfeld der Bundestagswah-
len im kommenden Jahr habe die GEW 
die Initiative „Bildung. Weiter denken!“ 
gestartet, mit der sie sich auch dafür 
stark macht, dass der Staat mehr öf-
fentliche Gelder in den Weiterbildungs-
bereich investiert. 
Rosemarie Hein, Bundestagsabgeord
nete der Linken, plädierte für ein 
„Bildungs-Rahmengesetz“, das dem 
Bund erlaube, auch im Bereich Wei-
terbildung aktiv zu werden. Allerdings 
müsse dazu das Kooperationsverbot, 
das die finanzielle Unterstützung der 
Länder durch den Bund in der Bildung 

verhindert, gelockert werden. Zudem 
verlangte Hein, freiberufliche Lehr-
kräfte sozial besser abzusichern. Ernst 
Dieter Rossmann, SPD-Bundestags-
abgeordneter, erwiderte, dass eine 
Arbeitsgruppe seiner Fraktion derzeit 
überlege, wie sich die Situation die-
ser „Solo-Selbstständigen“ verbessern 
lasse. Als Möglichkeit sieht er, „die 
Pflichtversicherungsbeiträge einkom-
mensabhängig zu gestalten“. 
Ansgar Klinger, im GEW-Vorstand für 
Berufliche Bildung und Weiterbildung 
verantwortlich, appellierte an die Ar- 
beitgeber, „die Beschäftigten der Bran-
che nach Tarif zu bezahlen“ und „damit 
die Planungssicherheit der Einrichtungen 
zu erhöhen“. Klinger: „Eine Gesamtstra-
tegie von Bund, Ländern und Gemeinden 
ist für ein zukunftsfähiges lebenslanges 
Lernen dringend notwendig.“ 

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist
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Gerecht bezahlen!
// Die Tarifverhandlungen für den kommunalen 
Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) haben den 
Beschäftigten viele Fortschritte gebracht. Die 
Bezahlung bei freien Trägern ist im Bundesvergleich 
jedoch sehr unterschiedlich: Sie liegt mitunter weit 
unter den tariflichen Standards. Anlass für die GEW, 
in acht Bundesländern die Initiative „Tariflohn für 
Alle“* zu starten. //

Fest steht: Die von den Gewerkschaften ausgehandelten Ta-
rifverträge erfassen bei weitem nicht alle Kita-Beschäftigten. 
Etwa ein Drittel ist im öffentlichen Dienst der Kommunen 
beschäftigt. Für sie gilt der Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD). Ihre Gehälter sind durch die erfolgreichen Ver-
handlungen der Gewerkschaften in den Tarifrunden vergange-
ner Jahre erheblich angestiegen. Darüber hinaus erstritten die 
Gewerkschaften in der Tarifauseinandersetzung zur Aufwer-
tung der Berufe des Sozial- und Erziehungsdienstes (SuE) nach 
langen Streikwochen in 2015 eine neue Eingruppierung mit 
weiteren Gehaltszuwächsen (E&W berichtete). Etwa ein wei-
teres Drittel ist bei den kirchlichen Wohlfahrtsorganisationen, 
Caritas und Diakonie, beschäftigt, die ihre Arbeitsvertrags-
richtlinien überwiegend an die jeweiligen Tarifabschlüsse im 
öffentlichen Dienst anpassen. Von solchen Gehaltszuwächsen 
können viele Beschäftigte bei freien, vor allem kleineren Trä-
gern allerdings nur träumen. Denn deren Bereitschaft, sich 
nach dem TVöD zu richten, schwindet zunehmend, sodass die 
Einkommensschere immer weiter auseinandergeht. Die klei-
neren Träger, die an keinen Tarifvertrag gebunden sind, zah-
len in der Regel weitaus schlechter als die tarifgebundenen, 
die Kirchen sowie der öffentliche Dienst. Mehr Geld gibt es 
hier, wenn überhaupt, nur nach Gutdünken des Arbeitgebers. 
Nach dem im Mai von der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
veröffentlichten „Entgeltatlas“ – er erfasst die Gehälter aller 
Erzieherinnen und Erzieher, egal, wo sie erwerbstätig sind – 
kamen in 2014 vollzeitbeschäftigte Kita-Fachkräfte im bun-
desweiten Schnitt auf ein Bruttomonatsgehalt von 2 928 Euro. 
Weit darunter rangiert das Verdienstniveau z. B. in Meck

lenburg-Vorpommern. Nach mehreren Privatisierungswellen 
betreiben dort überwiegend freie Träger Kindertageseinrich-
tungen. Die Folge: Kita-Fachkräfte erhalten im Schnitt ledig-
lich 2 359 Euro brutto. Auch in anderen Ost-Ländern liegen 
die Verdienste aufgrund des hohen Anteils freier Träger weit 
unter dem Bundesschnitt. Die höchsten Einkommen haben 
Erzieherinnen und Erzieher in Rheinland-Pfalz (3 044 Euro) 
und Hessen (3 034 Euro brutto).

„Verbindliche Tariftreueklausel“
Warum die Bezahlung bei freien Trägern so auseinanderklafft, 
hat auch mit unterschiedlichen Refinanzierungsbedingungen 
vor Ort zu tun. Denn: In einigen Ländern werden Fachkräf-
te nicht im Umfang des TVöD refinanziert. Die GEW fordert 
deshalb von den Landesregierungen, öffentliche Mittel zum 
Betrieb von Kindertagesstätten freier Träger nur dann zu 
vergeben, wenn diese ihre Beschäftigten nach Tarif bezah-
len. Gleichzeitig ist die Politik gefordert, eine auskömmliche 
Finanzierung der Kindertagesbetreuung sicherzustellen. Die 
Kita-Gesetze und ihre Finanzierungsverordnungen sollten 
deshalb eine verbindliche „Tariftreueklausel“ enthalten. 
Umso wichtiger wird es sein, die Beschäftigten davon zu über-
zeugen, dass erst gemeinsame Aktivitäten ermöglichen, die 
Gehälter anzugleichen. Klar ist: Die Politik bewegt sich erst 
dann, wenn sich öffentlich bemerkbar macht: Erzieherinnen 
und Erzieher sind nicht länger bereit, ihre qualifizierte und 
verantwortungsvolle Arbeit für einen Dumpinglohn zu leisten 
und verlangen mit Nachdruck eine „tarifliche Entlohnung für 
alle“.  

Bernhard Eibeck, 
Referent im GEW-Vorstandsbereich Jugendhilfe und Sozialarbeit, 
Oliver Brüchert, 
Tarifkoordinator im GEW-Vorstandsbereich Tarif- und Beamtenpolitik

*Weitere Infos finden Sie auf der GEW-Homepage: 
www.gew.de/tariflohn-fuer-alle
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Wenn wir Ihre Bestellung des Probe-Abos bis zum 19. Dezember erhalten, bekommen Sie das
Debatten-Buch „DER SCHOCK – die Silvesternacht von Köln“ zu dem gerade für LehrerInnen und
SchülerInnen so wichtigen Thema, plus die aktuelle EMMA, die Jubiläumsausgabe zum 40sten.
Alles noch vor Weihnachten! Und sonst gleich Anfang nächsten Jahres. Übrigens: In dem von
Alice Schwarzer herausgegebenen SCHOCK sind vier von acht AutorInnen MuslimInnen. Sie alle
kritisieren die ungebremste Agitation der Islamisten. Hier geht’s zur Bestellung:

www.emma.de/schock • T 0711/7252 285

& 1Buch &
2 EMMAs

nur12.50 Euro
(statt 22.99)

Die September- und die November-Ausgabe

Az_EMMA_E&W_V1_Layout 1  11.11.16  16:58  Seite 1

Wenn wir Ihre Bestellung des Probe-Abos bis zum 19. Dezember erhalten, bekommen Sie das 
Debatten-Buch „DER SCHOCK – die Silvesternacht von Köln“ zu dem gerade für LehrerInnen und
SchülerInnen so wichtigen Thema, plus die aktuelle EMMA, die Jubiläumsausgabe zum 40sten.
Alles noch vor Weihnachten! Und sonst gleich Anfang nächsten Jahres. Die zweite Ausgabe
folgt Ende Februar. Übrigens: In dem von Alice Schwarzer herausgegebenen SCHOCK sind vier
von acht AutorInnen MuslimInnen. Sie alle kritisieren die ungebremste Agitation der Islamisten.
Hier geht’s zur Bestellung:

www.emma.de/schock • T 0711/7252 285

Wir gratulieren! 
Wie gut, dass 
es Emma gibt.

        

www.emma.de
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& 1Buch &
2 EMMAs

nur12.50 Euro
(statt 22.99)

Frei Haus: Diese aktuelle und die nächste Ausgabe

Az_EMMA_E&W_Druckdatei_Layout 1  29.11.16  18:24  Seite 1

// Die GEW hat Veröffentlichungen zu ihrer Geschich- 
te gesichtet. Jetzt will die Bildungsgewerkschaft 
renommierte, unabhängige Historikerinnen und 
Historiker für ein Forschungsvorhaben gewinnen. //

Die GEW arbeitet ihre Geschichte auf. Nach Sichtung bisheriger 
Veröffentlichungen durch den Historiker Jan Kellershohn will die 
GEW in Zusammenarbeit mit der GEW Hamburg jetzt renom-
mierte, unabhängige Historikerinnen und Historiker insbeson-
dere für die Erforschung der Gründungsgeschichte der GEW und 
der folgenden Jahre gewinnen. „Die Literaturrecherche zeigt, 
dass sich die GEW seit vielen Jahren und an ganz unterschiedli-
chen Stellen mit ihrer Geschichte auseinandergesetzt hat – rund 
30 Seiten Literaturliste zeugen von der Intensität der Diskussi-
on. Die Übersicht macht aber auch deutlich, dass die Geschich-
te der GEW bis heute nicht systematisch aufgearbeitet worden 
ist. Wir haben die Hinweise des Erziehungswissenschaftlers  

Benjamin Ortmeyer aufgenommen, der der GEW-Spitze in ei-
nem persönlichen Gespräch interessante Informationen und 
einen Impuls gegeben hat, diese große und wichtige Aufgabe 
anzugehen“, sagte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe.
„Die GEW will sich ihrer Vergangenheit stellen und ist bereit, 
Konsequenzen zu ziehen. Deshalb werden wir die Forschungs-
resultate ergebnisoffen diskutieren und bewerten. Im Rah-
men dieses Projekts soll auch zur Vita des ersten GEW-Vorsit-
zenden Max Traeger geforscht werden.“

Ulf Rödde,
Redaktionsleiter der „Erziehung und Wissenschaft“

Die Literaturliste finden Sie auf der GEW-Website unter:  
www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/  
gew-arbeitet-ihre-geschichte-auf/

GEW arbeitet 
ihre Geschichte auf
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// ArbeiterKind.de hilft Schülerin­
nen und Schülern, die nicht aus 
Akademikerhaushalten kommen, 
als Erste in ihren Familien zu stu­
dieren. Bundesweit sind mehr als 
7 000 Ehrenamtliche im Einsatz. 
Linda Förster zum Beispiel unter­
stützt eine junge Frau in Berlin, 
die aus Syrien nach Deutschland 
flüchtete. //

Die Studierenden haben viel gelacht, 
vor ein paar Jahren an der Universität 
von Aleppo, doch irgendwann war es 
nicht mehr lustig für Hiba Mulki. Zwei-
mal wäre sie fast ums Leben gekommen 
an ihrer Hochschule, einmal bei einem 
Bombenangriff, das andere Mal bei ei-
ner Schießerei. 2012 schickte ihr Vater 
Tochter und Frau nach Deutschland zu 
Verwandten. Mulkis Oma lebt in Berlin, 
sie und ihre Mutter haben inzwischen 
deutsche Pässe. Nun sitzt die junge 
Frau am Besprechungstisch von Arbei-
terKind.de in einem grauen Gründer-
zeithaus in der Sophienstraße in Berlin-
Mitte – ganz ruhig, fast zerbrechlich, 
und erzählt von einem Leben, in dem in 
23 Jahren mehr passiert ist als bei ande-
ren ihres Alters.
Die gemeinnützige Unternehmensge-
sellschaft ArbeiterKind.de hat sich zur 
Aufgabe gemacht, jungen Menschen, 
deren Eltern keine Akademiker sind, 
zum Sprung an die Universität zu ver-
helfen. In nur acht Jahren hat sich die 
kleine Initiative aus Gießen zur größten 
gemeinnützigen Organisation für Stu-
dierende der ersten Generation entwi-
ckelt: Bundesweit arbeiten heute in 75 
lokalen Gruppen mehr als 7 000 ehren-
amtliche Helferinnen und Helfer mit. 
Sie halten jährlich Hunderte Vorträge 
an Schulen, präsentieren die Initiative 
auf Messen, sitzen nachmittags am In-
fotelefon und betreuen eine Website 
mit Hunderttausenden Zugriffen. Unter 
www.ersteanderuni.de erzählen zudem 
zahlreiche Menschen, die als Erste in 
ihrer Familie studiert haben, von ihren 
Erfahrungen: Lehrerinnen, Geschäfts-
führer, Journalisten, Bundestagsabge
ordnete, Ministerinnen wie Andrea 

Nahles, Barbara Hendricks (beide SPD) 
und Johanna Wanka (CDU) oder der 
SPD-Chef Sigmar Gabriel.

Hilfe beim Studium
Die Ehrenamtlichen von ArbeiterKind.
de reden mit Schülerinnen, Schülern und 
Eltern, beraten beim Studium und hel-
fen mitunter, ein Stipendium zu ergat-
tern. Hilfe, die bitter nötig ist: Während 
laut einer 2013 veröffentlichten Studie* 
des Deutschen Studentenwerks (DSW) 
77 Prozent der Kinder aus Akademiker-
familien auf eine Hochschule gehen, 
sind es in Nichtakademikerfamilien nur 
23 Prozent. Diese haben zudem meist 
größere Probleme, in der universitären 
Welt klarzukommen und Geld für den 
Lebensunterhalt aufzutreiben. Vieles ist 
ihnen fremd und nicht selbstverständ-
lich. „Gäbe es ArbeiterKind.de nicht“, 
sagt Dieter Timmermann, Präsident des 
DSW, „man müsste es erfinden.“
Studentin Mulki erhält hier ebenfalls 
Hilfe, auch wenn sie kein klassischer Fall 
ist. Sie wurde im japanischen Nagoya 
geboren, wo ihre Eltern damals studier-
ten. Als sie sechs Jahre alt war, zog die 
Familie zurück nach Syrien. Sie besuch-

te dort die Schule, mit 19 die Universi-
tät von Aleppo. Mulki wollte gern Ärztin 
werden und möchte es immer noch. 
Doch der Krieg zwang sie zu fliehen. Sie 
bewarb sich an vielen deutschen Unis, 
bekam schließlich einen Studienplatz 
an der Medizinischen Hochschule Han-
nover. Zurzeit verbringt sie ein Urlaubs-
semester bei ihrer Familie in Berlin, um 
ihr Leben zu überdenken und vielleicht 
neu zu organisieren. Mit ihrer Mentorin 
Linda Förster, die nur vier Jahre älter ist 
und zurzeit ein Trainee-Programm beim 
Radio Berlin-Brandenburg (RBB) absol-
viert, bespricht Mulki viele Fragen: Mal 
geht es ums BAföG oder einen Studi-
enkredit bei der KfW, der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, mal um ein Erasmus-
Austauschjahr. Eine Cousine gab Mulki 
den Tipp, es mal bei ArbeiterKind.de zu 
probieren. Sie rief dort einfach an. Die 
Initiative hat sich inzwischen auch auf 
zugewanderte Familien eingestellt. Die 
Töchter und Söhne Geflüchteter haben 
ähnliche Nöte wie Arbeiterkinder – ihre 
Mütter und Väter kennen sich nicht aus 
im deutschen Hochschulsystem, selbst 
wenn sie, wie Mulkis Eltern, im Ausland 
studiert haben. 
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Hiba Mulki (rechts) aus Aleppo in Syrien studiert heute in Deutschland. Doch ohne 
die Hilfe ihrer Mentorin Linda Förster von der Initiative ArbeiterKind.de wäre sie bei 
vielen Fragen des Studiums überfordert.
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TOUCHDOWN
          Eine Ausstellung mit und über 
Menschen mit Down-Syndrom
              bis 12. März 2017 in Bonn

Kunst- und Ausstellungshalle 
der Bundesrepublik Deutschland
Friedrich-Ebert-Allee, 453113 Bonn, 
T +49 228 9171–200
www@bundeskunsthalle.de 
#Touchdown21

Eine Kooperation mit 
dem Forschungsprojekt 
www.touchdown21.info
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In unserem Ferienhotel fi nden Sie ein eigenes Freischwimmbad beheizt von Anfang Mai bis Ende 
Oktober (kostenlos), Liegewiese, Tischtennisanlage, zwei Sportplätze, Sonnenterrasse, Aufzug, 
Discopub, Fernsehraum, Sauna, Dampfsauna, Solarium und Whirlpool. Alle Zimmer mit Dusche 
und WC.

S C H Ü L E R -  U N D  F A M I L I E N R E I S E N  Z U  T O P - P R E I S E N

F Ü R  K I N D E R ,  J U G E N D L I C H E  U N D  S C H U L K L A S S E N

Fam. Reichegger Alois · I-39030 Lappach · Südtirol · Tel. 0039 0474 685000
Fax 0039 0474 685018 · www.rinsbacherhof.com · rinsbacherhof@rolmail.net

Je 15 Personen ein Freiplatz

PREISE WINTER 2016 · 2017
Gruppen
von 10 – 300 Personen

Skipass
Speikboden

5 Tage Vollpension mit 4 Tage Skipass EUR 208,50

7 Tage Vollpension mit 6 Tage Skipass EUR 287,50

Weihnachten Vollpension pro Tag EUR  28,00

Jänner bis Ostern Vollpension pro Tag EUR  26,50

PREISE SOMMER 2017
April bis Oktober Vollpension pro Tag EUR  24,50

Juli und August Vollpension pro Tag EUR  26,00

Seit einigen Monaten unterstützt 
Förster die junge Deutsch-Syrerin, 
sich an der Hochschule zurechtzu-
finden. „Sie hat mir ein Wollknäuel 
auf den Tisch geworfen, und ich 
muss es entwirren“, meint Förster 
und Mulki lächelt: „Linda ist ein 
Engel,“ erklärt sie, „sie macht alles 
wieder heil.“
Es ist verrückt: Bei Mulki zu Hau-
se reden alle arabisch, fluchen 
japanisch, sprechen englisch und 
deutsch durcheinander. Aber an 
der Behördensprache scheitern 
sie. „Ich weiß nicht, wie die Din-
ge laufen, und habe Angst, etwas 
falsch zu machen“, gesteht die Stu-
dentin. Förster und sie haben sich 
im Februar kennengelernt. „Wir 
haben kurz telefoniert und uns bei 
der studentischen Beratungsstelle 
der Humboldt-Uni getroffen.“ Förs-
ter hilft Mulki nicht nur, Anträge 
auszufüllen, sie plaudern auch 
manchmal über „Mädchenkram“. 
„Wir Mentoren sind die Schulter 
zum Anlehnen“, sagt die junge 
Frau.
Sie kann Mulkis Unsicherheit gut 
verstehen. „Als ich an die Uni 
kam, hatte ich keine Ahnung von 
Curricula und Studienordnungen – 
aber auch keine Hemmungen, blö-
de Fragen zu stellen.“ Förster ist 
selbst ein „Arbeiterkind“: der Vater 
Monteur, die Mutter Verkäuferin. 
„Aber meine Eltern haben mich 
immer machen lassen. Ihre einzi-
ge Bedingung war: eine Uni ohne 
Studiengebühren. Das Geld, diese 
zu bezahlen, hätte gefehlt.“ Förster 
hat Abitur in Bitterfeld gemacht, 
zog nach Berlin, heute hat sie einen 
Master in Public History. 2011 kam 
sie zu ArbeiterKind.de. Sie hatte 
in der Mensa im „Werkblatt“ des 
Berliner Studentenwerks über die 
Initiative gelesen, fand sich darin 
wieder und ging zu deren nächs-
tem Stammtisch ins Kreuzberger 
Café „Pfeiffers“. 

Aus eigener Erfahrung
Katja Urbatsch sitzt in einem en-
gen Raum, der mit Schreibtischen 
und Computern vollgestellt ist. Die 
37-Jährige ist die Leiterin von Ar-

beiterKind.de, sie hat die Initiative 
aufgrund eigener Erfahrungen ins 
Leben gerufen: Als die Einser-Ab-
iturientin aus Ostwestfalen in der 
Hauptstadt an die Uni kam, war 
auch sie die „erste Studentin“ ihrer 
Familie. „Mir wurde sehr früh klar, 
dass es Unterschiede zwischen 
Kommilitonen aus Akademiker-
familien und mir gibt“, berichtet 
sie. „Es ist viel schwieriger, wenn 
man keine Vorbilder und auch kei-
ne finanziellen Rücklagen hat und 
sich im Elternhaus für ein Studium 
rechtfertigen muss.“ Da rät einem 
niemand zu einem Stipendium. 
Sie hat darüber ein Buch geschrie-
ben: „Ausgebremst: Warum das 
Recht auf Bildung nicht für alle 
gilt“**. Ihre Erfahrungen wollte 
sie aber nicht nur schriftlich wei-
tergeben. Als sie einen Werbespot 
von „Startsocial“ entdeckte, dem 
Hilfsprogramm für Helfer, das von 
großen Unternehmen und Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) un-
terstützt wird, bewarb sie sich mit 
ihrer Idee. Prompt bekam sie den 
Zuschlag. 2008 ging ArbeiterKind.
de an den Start. Innerhalb kürzes-
ter Zeit verbreitete sich die Initia-
tive bundesweit. Heute ist sie eine 
gemeinnützige Unternehmensge-
sellschaft, die mit renommierten 
Preisen ausgezeichnet wurde und 
von vielen Stellen Fördergelder be-
kommen hat. Mittlerweile halten 
14 Kolleginnen und Kollegen auf 
10,5 Stellen das Netzwerk am Lau-
fen. Doch abgesichert ist das Pro-
jekt noch nicht. „Wir kämpfen nach 
wie vor um die Finanzierung“, sagt 
Urbatsch. Derzeit macht ihr Team 
eine Fundraising-Schulung. Das 
„Arbeiterkind“ hat noch viel vor.

Sven Heitkamp, 
freier Journalist

*www.studentenwerke.de/de/
content/20-sozialerhebung-des%C2 
%A0deutschen-studentenwerks
**Literaturhinweis: „Ausgebremst: 
Warum das Recht auf Bildung nicht 
für alle gilt“ von Katja Urbatsch, 
2011 im Heyne Verlag erschienen
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// „Die AKP-Regierung betreibt eine Hexenjagd 
gegen alle ihre Kritiker“, sagt die Eğitim-Sen-Gewerk­
schafterin und Kurdin Sakine Yılmaz im Interview. //

E&W: Frau Yılmaz, Sie leben seit August in Deutschland und 
haben Asyl beantragt. Warum? 
Sakine Yılmaz: Eines vorweg: Ich wäre viel lieber in meinem 
Land als hier. Ich habe die Türkei verlassen, um mich vor Re-
pressalien zu schützen und nicht im Gefängnis zu landen. Am 
8. April erfuhr ich, dass ich wegen Teilnahme an einer Kundge-
bung zu drei Jahren und vier Monaten Haft verurteilt worden 
bin. Ich wusste, was mir bevorsteht. Ich war ja schon mehr-
mals im Gefängnis. Daher bin ich noch am selben Tag unter-

getaucht; bis ich das Land verlassen konnte, dauerte es noch 
ein paar Monate, durch den Putschversuch am 15. Juli verzö-
gerten sich die Pläne. Mit mir zusammen sind inzwischen rund 
290 Mitglieder der Lehrergewerkschaft Eğitim-Sen im Exil. 
E&W: Warum sind Sie verurteilt worden? 
Yılmaz: Ich bin nur eine von vielen, der unterstellt wird, eine 
Terrororganisation zu unterstützen. Die AKP-Regierung (AKP, 
Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung) betreibt eine He-
xenjagd gegen alle ihre Kritiker. Demokraten, Sozialisten, La-
izisten und Kurden – allen, die sich für eine friedliche Lösung 
des Kurdenkonflikts engagieren, wird das Leben sehr, sehr 
schwer gemacht. Die Menschen werden schikaniert und mit 
allen Mitteln daran gehindert, ihre Stimme gegen die Ma-
chenschaften von Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan zu 
erheben. Wer sich für den Frieden mit den Kurden einsetzt, 
gilt als Anhänger der PKK (Arbeiterpartei Kurdistans), als Un-
terstützer einer terroristischen Organisation und Staatsfeind. 
E&W: Wie schätzen Sie die aktuelle Lage in der Türkei ein?
Yılmaz: Ich habe kein Vertrauen mehr in den türkischen Staat. 
Inzwischen ist dort alles möglich. Auch die Verhaftung von 
demokratisch gewählten Politikern wie von kurdischen Bür-
germeistern, Parlamentsabgeordneten und nicht zuletzt der 
Vorsitzenden der kurdischen HDP (Demokratische Partei der 
Völker). Damit schwindet meine Hoffnung, in die Türkei zu-

rückkehren zu können. Offen gestanden sehe ich nur noch 
schwarz. Erdoğan zettelt einen Bürgerkrieg an und steuert 
Schritt für Schritt in Richtung Faschismus. 
E&W: Überrascht Sie das? 
Yılmaz: Nein, es war abzusehen. Alle Repressalien, die dem 
gescheiterten Putsch folgten, waren lange geplant. Unter dem 
Deckmantel des Kampfes gegen den Terrorismus und der Auf-
arbeitung des Putschversuches werden diese nun umgesetzt.
E&W: Warum vermuten Sie das? 
Yılmaz: Das lässt sich anhand von Fakten schnell rekonstru-
ieren. Meine Gewerkschaft hatte für den 29. Dezember 2015 
zu einem landesweiten Streik aufgerufen. Wir wollten auf 
unsere Forderung aufmerksam machen, dass die türkische 
Regierung den Friedensprozess mit den Kurden fortsetzen 
solle. Das Ergebnis war, dass gegen 11 000 Beamtinnen und 
Beamte im Schuldienst*, die an dem Streik teilnahmen und 
Mitglieder unserer Gewerkschaft sind, ermittelt wurde. Unter 
den rund 70 000 Lehrerinnen und Lehrern, die der Staat nach 
dem Putschversuch suspendierte, sind etwa 13 000 Eğitim-
Sen-Mitglieder – darunter auch die 11 000 Lehrkräfte, die sich 
am Streik beteiligt hatten. Für ihre Suspendierungen suchte 
die AKP-Regierung nach einer Rechtfertigung. Was auffällt: 
Betroffen ist das Personal aus den kurdischen Gebieten. 
E&W: Gibt es genaue Zahlen? 
Yılmaz: Derzeit dürfen 11 275 Lehrkräfte nicht unterrichten, 
davon sind 9 400 Eğitim-Sen-Mitglieder; rund 800 Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter sind ohne jegliche Un-
tersuchungsverfahren entlassen worden. Zu ihnen gehört 
übrigens auch mein Mann. Aus der Gewerkschaftszentrale 
habe ich erfahren, dass in den vergangenen Wochen mehr als 
5 000 Menschen ihre Mitgliedschaft gekündigt haben – ver-
mutlich aus Angst vor Repressalien.
E&W: Wenn so viele Lehrende aus den Schulen geschasst 
worden sind, wie kann dennoch Unterricht stattfinden? 
Yılmaz: Es gibt rund 350 000 Lehrkräfte, die keine Stellen 
bekommen haben, ein Teil wird nunmehr als Honorarkräfte 
eingesetzt. Der Schulbetrieb läuft also weiter, wie gut der Un-
terricht ist, ist eine andere Frage. 

Interview: Canan Topçu,
Journalistin, Dozentin

*Alle Zahlen hat die Lehrergewerkschaft 
Eğitim-Sen dokumentiert.

„Ich sehe nur noch schwarz“
Zur Person
Sakine Yılmaz, 39, war von 2011 bis 2014 Frauensekre-
tärin bei Eğitim-Sen, danach bis zu ihrer Flucht Gewerk-
schaftssekretärin. Zuvor arbeitete sie als Lehrerin in Izmir 
und Adiyaman. � C. T.

Sakine Yılmaz 
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STUDIEN- UND ERLEBNISREISEN IM WINTER & FRÜHJAHR 2017

Es gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Veranstalters. Katalogbestellung sowie Beratung und Buchung zu diesen Reisen in Ihrem Reisebüro oder beim Veranstalter:

IKARUS TOURS GmbH ∙ Am Kaltenborn 49-51 . 61462 Königstein
Tel. 0800 - 46 36 452 (kostenfrei) ∙ Fax: 06174 - 2 29 52 . E-Mail: gew@ikarus.com ∙ www.ikarus.com

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ
713213-01 10.04.17-23.04.17 €  1.530,–
713213-02 08.05.17-21.05.17 €  1.490,–

Einzelzimmer-Zuschlag:  + €  250,–
innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Mindestteilnehmerzahl:  8 Personen

Große Marokko-Rundreise
14-tägige umfassende Erlebnisreise zu den imposanten Königsstädten Rabat, Meknès, 
Fès und Marrakesch, zu Kasbahs, durch Canyons, Flusstäler und Palmenoasen
Casablanca – Rabat – Meknès – Fès – Erfoud – Straße der Kasbahs – Ouarzarate – Taroudant – Tafraoute 
Agadir – Essaouira – Marrakesch

Leistungen: 
• Linienflüge mit LUFTHANSA ab/bis Frankfurt 
 inkl. Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ****-Hotels
 mit Halbpension
• Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs-  
 und Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
• durchgehende, deutsch spr. Reiseleitung 
 ab Casablanca / bis Marrakesch

Große Sizilien-Rundreise
2-Wochen-Studienreise zu den vielfältigen Kulturdenkmälern und den vielen natürlichen 
Attraktionen der herrlichen Mittelmeerinsel

Leistungen: 
• Linienflüge mit LUFTHANSA ab/bis Frankfurt 
 inkl. Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ****-Hotels
 zumeinst mit Halbpension
• Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs-  
 und Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
• Reisehandbuch nach Wahl
• durchgehende, deutsch spr. Studienreiseleitung
• Audio-Kopfhörersystem

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ 
703413-01 09.04.17-22.04.17 €  2.390,–
703413-02 23.04.17-06.05.17 €  2.370,–
703413-03 14.05.17-27.05.17 €  2.390,–

Einzelzimmer-Zuschlag:   + €  400,–
innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Mindestteilnehmerzahl:  12 Personen

Palermo – Monreale – Marsala – Selinunt – Agrigent – Ragusa – Syrakus – Taormina – Messina 
Liparische Inseln – Stromboli – Cefalù

Myanmar kompakt
12-tägiges Burma-Reiseerlebnis mit den fantastischen landschaftlichen und kulturellen 
Höhepunkten im Norden und Süden des Landes

Leistungen: 
• Linienflüge mit THAI AIRWAYS ab/bis Frankfurt 
 inkl. Steuern und Gebühren
• Inlandsflüge in Myanmar  
 inkl. Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ***+-Hotels  
 mit Frühstück
• Transfers, Rundfahrten-, Besichtigungs- und  
 Erlebnisprogramm inkl. Eintrittsgelder
• Reisehandbuch nach Wahl
• durchgehende, deutsch spr. Reiseleitung  
 ab Mandalay / bis Yangon

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ

723308-02 19.02.17-02.03.17 €  2.495,– 
723308-03 05.03.17-16.03.17 €  2.495,–
723308-04 09.04.17-20.04.17 €  2.595,–

Einzelzimmer-Zuschlag:  + € 395,–
Innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €  86,–
Visum (E-Visum): +   USD 50,–
Mindestteilnehmerzahl:  6 Personen

Mandalay – Bagan – Inle See – Yangon

FERNE WELTEN
entdecken!

Weitere spannende Reisen im Frühjahr und zu Ostern 2017
(PREISE JE PERSON IM DOPPELZIMMER)

WANDERN AUF DER GROSSEN MAUER IN CHINA
735003-01 07.04.17-16.04.17 € 2.098,–
735003-02 19.05.17-28.05.17 € 1.998,–

DAS BESTE CHINAS
733302-01 09.04.17-23.04.17 € 2.598,–
733302-02 14.05.17-28.05.17 € 2.498,–

COSTA RICA AKTIV
745401-01 11.02.17-26.02.17 € 2.990,– 
745401-02 08.04.17-23.04.17 € 2.990,– 
 
GROSSE RUNDREISE SULTANAT OMAN
713030-02 11.03.17-23.03.17 € 3.460,–
713030-03 08.04.17-20.04.17 € 3.460,–

INDIEN ZUM KENNENLERNEN
723107-01 12.02.17-23.02.17 € 1.650,–
723107-02 12.03.17-23.03.17 € 1.650,–
723107-03 09.04.17-20.04.17 € 1.590,–

Durchführung der Touren
weitestgehend gesichert

Nennen Sie bei Buchung die Codierung 
„GEW1216“ und Sie erhalten eine  
Bonus-Ermäßigung von € 30,- je Person
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Zu viele Lehrkräfte leiden in den Kollegien unter 
permanenter Überlastung. 

// An Schulen nimmt der Druck 
zu. Viele Lehrkräfte fürchten um 
ihre Gesundheit. Überlastungs­
anzeigen machen auf zu große 
Belastungen durch die Arbeits­
bedingungen aufmerksam. //

Auf seinem Schreibtisch stapeln sich die 
Klassenarbeiten, mit dem Eintragen der 
Noten ist er schon viel zu spät dran und 
den Unterricht für die nächste Stunde 
hat er auch noch nicht vorbereitet: Der 
Physiklehrer Kai Schwarz kommt mit der 
Arbeit kaum hinterher. Und nicht nur 
er. „Wir leiden alle unter permanenter 
Überlastung“, berichtet der Personal-
rat der Otto-Hahn-Schule in Frankfurt 
a. M. „Das ist ein Dauerzustand.“ Die 
Folge: Kolleginnen und Kollegen seien 
häufig krank, so Schwarz, einige fielen 
dauerhaft aus, „stressbedingt“. Ande-
re reduzierten ihre Stelle, damit ihnen 
die Arbeit nicht über den Kopf wächst. 

Doch ständig kämen neue Aufgaben 
hinzu. Für den Personalrat der Gesamt-
schule im Stadtteil Nieder-Eschbach mit 
rund 100 Lehrkräften war irgendwann 
klar: „So kann es nicht weitergehen.“ 
Deshalb hat das Kollegium offiziell eine 
Überlastungsanzeige gestellt. 
Es ist nicht der einzige Hilferuf dieser Art. 
In den vergangenen zwei Jahren haben 
nach Angaben des GEW-Bezirksverbands 
Frankfurt Lehrkräfte aus 16 Frankfurter 
Schulen ihre Überlastung beim Kultusmi-
nisterium angezeigt – aus jeder zehnten 
Schule der Stadt. „Es muss möglich sein, 
voll zu arbeiten und gesund zu bleiben“, 
sagt der langjährige Gesamtpersonal-
rat Rainer Koch. „Sonst ist irgendetwas 
faul.“ Aus ganz Hessen gingen beim Kul-
tusministerium im vergangenen Jahr 53 
Überlastungsanzeigen ein. 
Laut Paragraf 15 und 16 des Arbeits-
schutzgesetzes sind Beschäftigte ver-
pflichtet, dem Arbeitgeber unmittelbare 

erhebliche Gefahren für die Gesundheit 
und Sicherheit anzuzeigen.* Der GEW-
Rechtsexperte Volker Busch erklärt: 
„Das ist ein Schutzmechanismus zuguns-
ten der Arbeitnehmer.“ Dabei gebe es 
keine Vorschriften, wie so eine Anzeige 
auszusehen hat. Doch es sei sinnvoll, die 
Arbeitsvorgänge so konkret wie mög-
lich zu beschreiben. Es müsse klar wer-
den, wodurch die Überlastung entsteht. 
Rechtlicher Hintergrund: Die Beschäftig-
ten seien verpflichtet, ihre Arbeit so zu 
erledigen, wie „Treu und Glauben“ es er-
fordern. Ein sehr dehnbarer Begriff, fügt 
der Jurist hinzu. Rechtlich sei es schwie-
rig zu definieren, wann der Arbeitgeber 
aktiv werden muss. 

Preis der Sparpolitik
Für den Personalrat der Otto-Hahn-
Schule steht fest, dass die Lehrkräfte 
ihrem Bildungsauftrag nicht mehr ge-
recht werden können. „Wir haben eine 

Hilferuf aus dem Kollegium
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Verantwortung uns selbst gegenüber“, 
sagt Schwarz, „aber auch gegenüber 
den Schülerinnen, Schülern und Eltern.“ 
Hessen sei das Land mit der höchsten 
Lehrerarbeitszeit und habe das Ergeb-
nis der jüngsten Tarifrunde im öffentli-
chen Dienst nicht auf die Beamtinnen 
und Beamten übertragen („Nullrunde“, 
E&W berichtete). Diese Sparpolitik habe 
ihren Preis, betont der Personalrat. Die 
Lehrkräfte sähen sich nicht mehr in der 
Lage, ihre Arbeit so zu erledigen, wie es 
nötig sei. Deshalb heißt es in der Anzei-
ge: „Wir reklamieren hiermit Haftungs-
freistellung, falls aufgrund unserer Ar-
beitsüberlastung Schäden entstehen 
sollten.“

Problem: Zusatzaufgaben 
Sein Kollege Jochen Kral fügt hinzu: „Es 
soll nicht der Eindruck entstehen, wir 
würden unsere Arbeit nicht mögen.“ 
Im Gegenteil: „Wir würden uns gerne 
wieder mehr auf die Kernaufgaben kon-
zentrieren.“ Das Problem sei nicht der 
reguläre Unterricht, sondern es seien 
die vielen zusätzlichen Aufgaben, die 
„so scheinbar nebenbei“ anfallen – wie 
Förderpläne oder Lernstandserhebun-
gen (s. S. 44). Anderes Beispiel: Seit 
Jahren gebe es an der Schule keinen 
technischen Assistenten mehr. Die Fol-
ge: Wenn der Overheadprojektor nicht 
funktioniert, muss sich eine Lehrkraft 
darum kümmern. Nebenbei. Auch In-
klusion werde vor allem als Sparmaß-
nahme umgesetzt, klagt der Lehrer. 
Und so weiter. Die Liste sei lang.
Der Personalrat hat alles gesammelt, 
was Lehrkräften die tägliche Arbeit er-
schwert – und einen Entwurf für eine 
Überlastungsanzeige verfasst. Das Kol-
legium hat das vierseitige Dokument auf 
einer Personalversammlung einstimmig 
verabschiedet. Das war im März. Bislang 
kam keine Reaktion aus Wiesbaden. „Es 
ist auch weniger ein Schreiben, auf das 
wir sehnlichst eine Antwort erwarten“, 
sagt Schwarz, „sondern es soll mehr ein 
politisches Signal sein.“ Die Öffentlich-
keit müsse erfahren, was an Schulen los 
ist, und unter welchen Bedingungen die 
Lehrkräfte arbeiteten. 
Andere Schulen haben auf ihre Über-
lastungsanzeige einen freundlichen 
Brief zurückbekommen. Die Ziehen-
schule, ein Gymnasium in Frankfurt-

Eschersheim zum Beispiel. „Wir haben 
sehr, sehr lange gewartet“, berichtet 
Personalrat Klaus Hirsch. Als nach 
neun Monaten die Antwort kam, war 
die Enttäuschung groß. Das Kultusmi-
nisterium hatte die Anzeige ans Staatli-
che Schulamt der Mainmetropole wei-
tergereicht. Veränderungen müssten 
hingenommen werden, lautet lapidar 
der Tenor des Schreibens: „Dass sich 
in einer immer weiter entwickelnden 
Gesellschaft Aufgabenfelder verän-
dern und an den Einzelnen teilweise 
höhere Anforderungen gestellt wer-
den als noch vor zehn oder zwanzig 
Jahren, ist – auch wenn man es bedau-
ern mag – eine Begleiterscheinung der 
Postmoderne und betrifft alle Berufs-
zweige“, heißt es. Eine klare Abfuhr. 
Der Personalrat ist geknickt. 
Auch an der Ziehenschule beklagen 
die 100 Lehrkräfte, dass zu viel Zeit 
für „Papierkram“ draufgeht. Zudem 
müssten die Kolleginnen und Kollegen 
immer mehr Erziehungsarbeit leisten, 
sagt Hirsch. Die Schülerschaft habe sich 
stark verändert, sei heterogener gewor-
den. Die Kinder und Jugendlichen be-
nötigten mehr individuelle Förderung. 
Doch in den Klassen säßen weiterhin 
30 Schülerinnen und Schüler. Die Hoff-
nung sei groß gewesen, dass sich durch 
die Überlastungsanzeige etwas ändert. 
„Wenigstens irgendwas“, fügt er hinzu, 
„damit man sich nicht so abgebügelt 
fühlt.“

Begrenzte Wirkung
Bundesweit spielen Überlastungsan-
zeigen an Schulen bislang keine große 
Rolle. Andreas Gehrke, für Tarif- und 
Beamtenpolitik verantwortliches GEW-
Vorstandsmitglied, berichtet, dass es 
sich in erster Linie um individuelle Maß-
nahmen einzelner Lehrkräfte handele. 
Dadurch hätten sie eine sehr begrenzte 
Wirkung. Anders sei es, wenn das Kolle-
gium die Anzeigen kollektiv organisiere. 
„Wenn, dann muss man es so machen“, 
meint Gehrke. Die Belastung habe in 
den vergangenen Jahren erheblich zu-
genommen, stellt der GEW-Experte 
fest. Darauf reagierten sehr viele Lehr-
kräfte, indem sie in Teilzeit gehen. Das 
sei mit materiellen Verlusten verbun-
den. Zudem ändere sich dadurch nichts, 
so Gehrke. Die Überlastungsanzeigen 

seien aber ein Mittel, um das Problem 
öffentlich zu machen – und so politisch 
Einfluss zu nehmen. 
Diese Erfahrung haben auch die Lehr-
kräfte in der Mainmetropole gemacht. 
Als die Überlastungsanzeigen aus meh- 
reren Schulen publik wurden, berich-
teten lokale Medien darüber. „Von 
offizieller Seite darf man nicht zu viel 
erwarten“, sagt Personalrat Koch. Die 
Antworten des Kultusministeriums 
seien in der Regel belanglos. Doch die 
Kolleginnen und Kollegen machten 
sich bei dem Vorgang selbst bewusst, 
was sie täglich leisten. „Das wird oft 
unterschätzt“, so Koch. Meist seien 
die Anzeigen von großen Teilen des 
Kollegiums unterschrieben oder auf 
Personalversammlungen beschlossen. 
Dadurch seien die Lehrkräfte keine Ein-
zelkämpfer mehr. „Das bringt viel fürs 
Kollegium“, ist der Gewerkschafter 
überzeugt. 
Dieser Meinung ist auch der Personal-
rat der Otto-Hahn-Schule. Fast vier 
Monate hätten sie an der Anzeige ge-
arbeitet, betont Schwarz, das habe viel 
Kraft gekostet. „Aber allein, es getan zu 
haben, ist eine Hilfe.“ So sei jedem klar, 
dass die eigene Überlastung kein indivi-
duelles, sondern ein strukturelles Pro
blem ist. Zudem dokumentiere man die 
unhaltbare Situation nach außen.

Kathrin Hedtke, 
freie Journalistin

*Aus dem Arbeitsschutzgesetz: 
Paragraf 15, Absatz 1: 
„Die Beschäftigten sind verpflichtet, 
nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß 
der Unterweisung und Weisung des 
Arbeitgebers für ihre Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu 
tragen. Entsprechend Satz 1 haben die 
Beschäftigten auch für die Sicherheit 
und Gesundheit der Personen zu sorgen, 
die von ihren Handlungen oder Unter­
lassungen bei der Arbeit betroffen sind.“
Paragraf 16, Absatz 1: 
„Die Beschäftigten haben dem Arbeitge­
ber oder dem zuständigen Vorgesetzten 
jede von ihnen festgestellte unmittelba­
re erhebliche Gefahr für die Sicherheit 
und Gesundheit […] unverzüglich zu 
melden.“
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// Karin Fehres, im Vorstand des 
Deutschen Olympischen Sport­
bundes (DOSB) für Sportentwick­
lung verantwortlich, betont die 
„Internationalität als Wesens­
merkmal des Sports“. Sport sei 
nicht vereinbar mit rechtsex­
tremen Tendenzen, sagt sie im 
Interview, mit dem die E&W-
Redaktion die Serie „Allianz für 
Weltoffenheit“* beendet. //

E&W: Frau Fehres, der DOSB gehört zu 
den Trägern der „Allianz für Weltoffen-
heit“, die sich angesichts zunehmender 
Ressentiments gegen Geflüchtete An-
fang des Jahres gegründet hat. Was ver-
spricht sich Ihre Organisation davon?
Karin Fehres: Wir wollen, dass Deutsch-
land eine weltoffene Gesellschaft 
bleibt. Das ist das Wichtigste. Der Sport 
steht für die Begegnung von Men-
schen  – ob schwarz oder weiß, männ-
lich oder weiblich, behindert oder nicht 
behindert. Internationalität ist ein We-
sensmerkmal des Sports. Deswegen 
ist Sport nicht vereinbar mit rechtsex-
tremen Tendenzen. Für uns ist wichtig, 
dass wir in der Allianz in einem großen 
Team sind, das in die gleiche Richtung 
geht. Mit vielen der beteiligten Religi-
onsgemeinschaften, Gewerkschaften 
oder Wohlfahrtsverbänden arbeiten 
wir seit vielen Jahren intensiv zusam-
men. Wir bringen die Perspektive des 
Sports in die Initiative ein.
E&W: In welcher Form? 
Fehres: Der Sport ist seit Jahrzehnten 
ein wichtiger Träger der Integrationsar-
beit. Er bietet sich gerade für Menschen 
an, die die Sprache noch nicht gut kön-
nen und Freude und Lebenskraft tanken 
wollen. Gerade geflüchtete Kinder und 
Jugendliche in den Massenunterkünf-
ten brauchen ein Freizeitangebot und 
darüber eine Verbindung zu anderen 
Menschen. Wir haben unsere Mitglieds-

vereine aufgefordert, den Aufruf der 
Allianz zu unterstützen. Dem sind viele 
gefolgt, um damit ein gesellschaftspoli-
tisches Signal zu setzen. Innerhalb des 
Bündnisses sind wir noch im Gespräch, 
welche konkreten Initiativen wir ge-
meinsam realisieren wollen. 
E&W: Welche Aktivitäten gibt es in den 
Vereinen?
Fehres: Viele geflüchtete Menschen 
waren in ihren Herkunftsländern sport-
lich engagiert, zum Teil können sie 
eine Sportart gut ausüben. Einige Lan-
dessportbünde bieten Zugewanderten 
Ausbildungen an, damit diese wieder-

um andere Geflüchtete trainieren kön-
nen. Die Vereine erlassen ihnen Mit-
gliedsgebühren, die Landessportbünde 
übernehmen die Kosten für den Versi-
cherungsschutz. Bei den Olympischen 
Spielen gab es sogar eine Flüchtlings-
mannschaft. Ein wichtiges Signal. Aus 
Deutschland nahm die junge syrische 
Schwimmerin Yusra Mardini daran teil, 
die in einem Berliner Schwimmverein 
trainiert.

E&W: Rechtsextreme stellen Demo-
kratie und Rechtsstaat radikal in Frage. 
Was kann der Sport dem entgegenset-
zen?
Fehres: Zentrale Elemente im aktiven 
Sport sind klare Regeln, die einzuhal-
ten und zu akzeptieren sind, dazu Res-
pekt gegenüber anderen Menschen 
und gegenüber der Leistung anderer 
Sportlerinnen und Sportler. Das ist 
etwas, was man im Sport von klein an 
spielerisch lernt. Eine gute Ausrüstung 
für ein vernünftiges Demokratiever-
ständnis. Auf jedem Fußballplatz oder 
im Handball bedeutet das zwar auch, 
dass sich die Sportler mit ihrer eigenen 
Mannschaft identifizieren und gegen 
einen Gegner kämpfen. Aber am Ende, 
wenn das Ergebnis steht, gehen sie auf 
einander zu und geben sich die Hand. 
Das ist ein elementarer Bestandteil 
des Sports. Dazu gehört auch, Regeln 
zu hinterfragen. Aber auch das muss 
in geeigneten Bahnen verlaufen. Im 
Sport ist das möglich. 
E&W: Kann Sport auch außerhalb des 
Trainings etwas zur demokratischen Er-
ziehung beitragen?
Fehres: Der DOSB ist das Dach von 
mehr als 90 000 Vereinen mit 27 Mil-
lionen Mitgliedschaften. Wir sind wie 
alle eingetragenen Vereine demokra-
tisch legitimiert. Jeder Verein muss eine 
Mitgliederversammlung ausrichten und 
einen Vorstand wählen. Das ist ein gu-
tes Übungsfeld für junge Menschen, es 
ist Demokratiebildung im besten Sinne 
des Wortes. Übernehmen Jugendliche 
Verantwortung für eine Gruppe, lernen 
sie, deren Interessen zu vertreten. Sie 
erfahren, was es bedeutet, Mehrheiten 
zu finden, aber auch, sich Entscheidun-
gen zu beugen.
E&W: In den Sportvereinen tummeln 
sich auch Rechtsextreme.
Fehres: Die gesamte Bandbreite der  
Gesellschaft engagiert sich hier. Wir 

„Gutes Übungsfeld 
für Demokratiebildung“
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Karin Fehres, Vorstandsmitglied des 
Deutschen Olympischen Sportbundes
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ERASMUS+ COURSES  
FOR TEACHERS 

Erasmus+ application deadline:  2 Feb 2017 
Courses: 
 Language & Methodology for Teachers of English 
 Effective Use of Technology in Teaching 
 Content and Language Integrated Learning (CLIL) 
 English Language Training for Vocational Teachers 
 Intensive English Language Training 
All courses include optional pre-course e-learning  
Dates: 1 or 2 week courses from 9 Jan to 13 Nov 2017  

 
SCHOOL GROUP COURSES 

 Year-round group courses 
 English lessons + afternoon / evening activities 
 Optional  full-day guided excursions  
 Free course & homestay accommodation for a 

teacher who brings 10 students  

For further information visit: 

www.anglolang.com 
or email: communicate@anglolang.co.uk 

Scarborough, North Yorkshire, UK 

wissen von einzelnen Fällen, in de-
nen Rechtspopulisten oder Rechts
extreme den Sport instrumentali-
sieren, um ihre Ziele zu erreichen. 
In solchen Fällen hat es Ausschlüs-
se gegeben. Eine aktuelle Unter-
suchung, der sogenannte Sport-
entwicklungsbericht 2015/2016**, 
kommt zu dem Schluss, dass in 
etwa zwei Prozent der Vereine 
rechtsextreme Tendenzen nicht 
auszuschließen sind – das ist weni-
ger als in der Gesamtbevölkerung. 
Wir sind aber erst in der Auswer-
tungsphase und noch nicht sicher, 
wie diese Daten einzuschätzen 
sind. Allerdings unternehmen wir 
bereits viel gegen Strömungen von 
rechts. Die Deutsche Sportjugend 
zum Beispiel hat das Programm 
„Sport mit Courage“ gegen Rechts-
extremismus und Rassismus aufge-
legt. Die Förderung der Konfliktfä-
higkeit gehört ebenso dazu. Dafür 
gibt es Materialien und Aktivitäten 
wie die Internationale Woche ge-
gen Rassismus mit 150 bis 200 Ver-
anstaltungen jährlich.
E&W: In vielen Sporthallen sind für 
einen längeren Zeitraum Geflüch-
tete untergebracht worden. Wie 
haben Vereine reagiert?
Fehres: Wir wissen von rund 300 
Hallen im Bundesgebiet, in denen 
noch Flüchtlinge untergebracht 
sind. Die meisten Vereine haben 
das solidarisch mitgetragen, auch 
wenn sie Mitglieder verloren ha-
ben, weil diese nicht mehr trainie-
ren konnten. Viele Vereine haben 
sich zudem in der Flüchtlingsbe-
treuung engagiert, nicht nur im 
Sport, sondern auch bei der Es-
sens- oder Kleiderausgabe. Sie 
freuen sich aber jetzt, dass sie die 
Hallen Zug um Zug zurückbekom-
men. 

E&W: Was kann die Allianz tun, um 
Heranwachsende zu Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit zu erzie-
hen?
Fehres: Erziehung geschieht ja im-
mer vor Ort gemeinsam mit den 
Menschen. Die Allianz ist ziemlich 
weit weg davon. Aber sie setzt 
trotzdem ein wichtiges Signal, weil 
sie verschiedene gesellschaftspo-
litische Gruppierungen bei die-
sem Thema zusammenbringt. Das 
Bündnis – also wir – steht für ein 
weltoffenes Deutschland. Und 
„wir“, das ist nicht nur der Sport, 
das sind auch die Kirchen, die Kul-
tur, die Wohlfahrtsverbände, die 
Religionsgemeinschaften und die 
Gewerkschaften. Wir erwarten, 
dass sich alle für Weltoffenheit 
einsetzen. Und dass jeder Ver-
band, jede Organisation in seiner/
ihrer Zuständigkeit sich dafür en-
gagiert, eine gesellschaftspoliti-
sche Orientierung und Richtung 
vorzugeben, die weit entfernt von 
Rechtspopulismus und Rechtsex
tremismus ist.

Interview: Anja Krüger, 
freie Journalistin

*Unter dem Motto „Die Würde  
des Menschen ist unantastbar“ 
hat sich Anfang 2016 die „Allianz 
für Weltoffenheit, Solidarität,  
Demokratie und Rechtsstaat –  
gegen Intoleranz, Menschenfeind­
lichkeit und Gewalt“ gebildet.  
Die DGB-Gewerkschaften sind  
Mitglied der Allianz.
**www.dosb.de/de/ 
sportentwicklung/ 
strategieentwicklung- 
grundsatzfragen/ 
sportentwicklungsbericht
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// Vorbereitungen zum 28. Gewerkschaftstag  
der GEW //

Der Wahlausschuss für den 28. ordentlichen Gewerkschafts-
tag der GEW vom 6. bis 10. Mai 2017 in Freiburg im Breisgau 
hat sich am 17. Juni 2016 in Frankfurt am Main unter Vorsitz 
von Doro Moritz, Vorsitzende der GEW Baden-Württemberg, 
entsprechend der Richtlinien des Wahlausschusses konstitu-
iert. Dem Wahlausschuss gehören an:

1. Die Vorsitzenden der 16 GEW-Landesverbände
Doro Moritz (Baden-Württemberg), Anton Salzbrunn (Bay-
ern), Doreen Siebernik (Berlin), Günther Fuchs (Brandenburg), 
Bernd Winkelmann (Bremen), Anja Bensinger-Stolze (Ham-
burg), Birgit Koch (Hessen), Annett Lindner (Mecklenburg-
Vorpommern), Eberhard Brandt (Niedersachsen), Dorothea 
Schäfer (Nordrhein-Westfalen), Klaus-Peter Hammer (Rhein-
land-Pfalz), Thomas Bock (Saarland), Ursula-Marlen Kruse 
(Sachsen), Eva Gerth (Sachsen-Anhalt), Astrid Henke (Schles-
wig-Holstein), Kathrin Vitzthum (Thüringen).

2. Drei Vertreterinnen und Vertreter der  
Bundesausschüsse (BA) im Hauptvorstand:
Hans Parnickel (BA für Seniorinnen und Senioren), Bernard 
Göbel (BA Junge GEW), Matthias Schröder (BA der Studentin-
nen und Studenten).

3. Vier von den größten Landesverbänden benannte  
Kolleginnen:
Petra Kilian (Baden-Württemberg), Christiane Weißhoff (Berlin), 
Jutta Britze (Nordrhein-Westfalen), Laura Pooth (Niedersachsen).

Der Wahlausschuss wählte zu seiner Vorsitzenden Doro Mo-
ritz (Baden-Württemberg), zur stellvertretenden Vorsitzen-
den Dorothea Schäfer (Nordrhein-Westfalen) und zum Be-
richt erstattenden Mitglied Bernard Göbel (BA Junge GEW).
Der Wahlausschuss beschloss entsprechend der Richtlinien 
den folgenden Terminplan:

Die Bekanntgabe der Ämter, die durch Wahl auf dem Gewerk-
schaftstag zu besetzen sind, erfolgt in der Dezember-Ausgabe 
2016 von „E&W“ sowie in den GEW-Landeszeitungen.
Bis zum 5. Februar 2017 besteht die Möglichkeit der Einrei-
chung von Wahlvorschlägen beim Vorstand des Wahlaus-
schusses.
Vor diesem Hintergrund gibt der Wahlausschuss bekannt, 
dass gemäß geltender Satzung auf dem Gewerkschaftstag 
2017 nachstehende Ämter durch Wahl zu besetzen sind:

1. Geschäftsführender Vorstand
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
(gemäß Paragraf 20, Ziffer 1a der Satzung);
Die Mitglieder der Arbeitsbereiche 
(gemäß Paragraf 20, Ziffer 1b der Satzung)
• �Finanzen
• �Frauenpolitik
• �Tarif- und Beamtenpolitik
Vier Mitglieder für die Organisationsbereiche 
(gemäß Paragraf 20, Ziffer 1c der Satzung)
• �Jugendhilfe und Sozialarbeit
• �Schule
• �Hochschule und Forschung
• �Berufliche Bildung und Weiterbildung.
Gemäß Paragraf 20, Ziffer 4 wird aus der Mitte der Mitglieder 
des Geschäftsführenden Vorstandes nach Ziffer 1 b) und 1 c) 
der Satzung die oder der stellvertretende Vorsitzende in ei-
nem gesonderten Wahlgang gewählt. Eine der beiden Vorsit-
zenden nach Ziffer 1 a) und Ziffer 4) soll eine Frau sein.

2. Bundesschiedskommission
Drei ständige und drei stellvertretende Mitglieder der Bun-
desschiedskommission (nach Paragraf 9 der Satzung).
Gemäß den Richtlinien und Beschlüssen des Wahlausschusses 
können die GEW-Landesverbände sowie die Bundesausschüs-
se bis zum 5. Februar 2017 Wahlvorschläge bei der Vorsitzen-
den des Wahlausschusses, z. H. des Geschäftsführers, GEW-
Hauptvorstand, Postfach 90 04 09, 60444 Frankfurt am Main, 
einreichen. 
Nach Prüfung der Gültigkeit der eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Einholung der Zustimmung der Kandidatinnen und 
Kandidaten erfolgt die Bekanntgabe der Kandidaturen im 
Vormonat des Gewerkschaftstages in der April-Ausgabe 2017 
von „E&W“.

Doro Moritz, 
Vorsitzende des Wahlausschusses, 
Dorothea Schäfer, 
stv. Vorsitzende des Wahlausschusses
Bernard Göbel, 
Bericht erstattendes Mitglied 

(Stand: 10. November 2016)

Der Wahlausschuss informiert

Freiburg – Ort des Gewerkschaftstags 2017
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Populismus

Das bpb:magazin erscheint 2 Mal im Jahr

Kostenloses Abonnement unter  
www.bpb.de/magazin
Alle 10 Debatten:  
www.bpb.de/dialog/10-debatten

Mit Populisten reden – ja oder nein? –  
eine von 10 Debatten der  
10. Ausgabe des bpb:magazins

// Unter dem Motto „JA 13 –  
weil Grundschullehrerinnen es  
verdienen“ (s. E&W 11/2016) 
sind im November bundes­
weit Hunderte Lehrkräfte auf  
die Straße gegangen. Protest- 
aktionen gab es z. B. in Hanau,  
Wiesbaden und Bremen. //

Vor dem Staatlichen 
Schulamt Hanau 
(Hessen) hatten 
Grundschul- 
lehrkräfte ei- 
ne Mauer 
aus „Belas-
tungssteinen“ 
aufgebaut.  
Sie wollten 
deutlich ma-
chen: Ihre schu-
lischen Aufgaben 
werden immer umfang-
reicher. Trotz gleicher Ausbil-
dungszeit und Qualifikation be-
kommen sie jedoch weniger Geld 
als Kolleginnen und Kollegen an 
anderen Schulformen. „Von den El-
tern wird unsere Arbeit anerkannt, 
vom Staat nicht“, so eine Demons-
trantin. 
Bundesweit gehen seit November 
GEW-Mitglieder auf die Straße, um 
die Besoldung von Grundschullehr-
kräften nach A 13 statt wie bisher 
nach A 12 zu fordern. Die Aktionen 
zu „JA 13 – weil Grundschullehre-
rinnen es verdienen“ markieren 
den Auftakt der GEW-Initiative 
„Bildung. Weiter denken!“.
Mit „JA 13 für alle“-Buttons haben 
auch Grundschullehrkräfte vor 
dem Wiesbadener Landtag Lohn-
gerechtigkeit verlangt. Die Vizevor-

sitzende der GEW Hessen, Karola 
Stötzel, sagte, die ungleiche Bezah-
lung wirke sich auch auf die Berufs-
wahl aus. Hessische Grundschulen  
hätten bereits Probleme, Lehrkräf-
te zu finden. Weniger Pflichtstun- 
den und eine höhere Besoldung  
könnten „auch mehr Männer da-

zu animieren, an Grundschu-
len zu unterrichten“,  

ergänzte Ingeborg 
Keil aus dem 

GEW-Kreisver-
band Fulda. 

Auch vor der 
Bremischen 

Bürgerschaft 
forderten  

Lehrkräfte  
eine faire Be- 

zahlung nach A 13. 
GEW-Landesvor-

standssprecher Bernd 
Winkelmann übergab Bildungs-

senatorin Claudia Bogedan (SPD) 
das von der GEW in Auftrag gege-
bene Rechtsgutachten „Mittelba-
re Geschlechtsdiskriminierung bei 
der Besoldung von Grundschul-
lehrkräften nach A 12“*. Bogedan 
erwiderte, sie wisse, welche Arbeit 
in Grundschulen geleistet werde: 
„Es wird aber ein langer Weg dahin 
sein.“

Nadine Emmerich, 
freie Journalistin

*www.gew.de/ja13/gutachten
Unter www.gew.de/ja13 finden  
Sie alle Infos zu „JA 13“ und den 
Aktionen vor Ort sowie der GEW-
Initiative „Bildung. Weiter denken!“

Grundschullehrkräfte: 
„JA 13 für alle!“
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Protestkundgebung vor der Bremischen Bürgerschaft

JA13JA13
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Darf es etwas 
mehr sein?
// Was Schulen alles können sollen? Sehr viel!  
Zu viel? Auf den Schultern von Schulleitungen und 
Kollegien lasten so zahlreiche wie unterschiedliche 
neue Querschnittsaufgaben. Ein Thema, mit dem 
sich Heft 3/2016 der Zeitschrift „DDS – Die Deut­
sche Schule“ beschäftigt, die der Hauptvorstand  
der GEW herausgibt. //

„Darf es etwas mehr sein?“ Was die Bedienung hinter der 
Käsetheke vermutlich im Interesse des Geschäftes, vielleicht 
aber auch aus Überzeugung von der Qualität der Ware den 
Kunden oder die Kundin fragt, belastet einzig deren Waage. 
Wenn aber Schulen im Laufe vergangener Jahre immer mehr 
Querschnittsaufgaben zugewiesen bekamen, hat Politik sie in 
der Regel nicht einmal gefragt, ob sie das alles noch stemmen 
können. Im Gegenteil: Ihre Allzuständigkeit für gesellschaft-
lich relevante Themen scheint inzwischen selbstverständlich 
zu sein. Bildungspolitik setzt dies offenbar voraus, wenn sie in 
Schulgesetzen und Lehrplänen Aufgaben verankert, die hel-
fen sollen, aktuelle gesellschaftliche Probleme zu bewältigen.
Und was wird den Schulen – und damit den Kollegien – nicht 
alles aufgebürdet: Berufsorientierung, Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE), Demokratieerziehung, Gewaltprävention, 
Europabildung, Holocaust Education, kulturelle und interkultu-
relle Bildung, Medien- und Menschenrechtsbildung, Verkehrs-
erziehung, Gesundheits-, wirtschaftliche und Verbraucherbil-
dung (Kultusministerkonferenz (KMK) 2016)* – geht noch mehr?

„Weitere Unterrichtsinhalte“
Die KMK bezeichnet diese zusätzlichen Aufgaben lapidar als 
„weitere Unterrichtsinhalte“. Die Lehrpläne der einzelnen 
Bundesländer sprechen u. a. von „Leitperspektiven“, „schul-
art- und fächerübergreifenden Bildungs- und Erziehungszie-
len“, „übergreifenden Themen“ und „Aufgabengebieten, die 
nicht einzelnen Unterrichtsfächern zugeordnet werden kön-
nen“. In Österreich heißen sie „Unterrichtsprinzipien“ und 
„Bildungsanliegen“**, in der Schweiz schlicht „übergreifende 
Themen“***.
Gemeinsam ist diesen zusätzlichen Verantwortlichkeiten  – 
ganz gleich, wie man sie nennt –, dass sie fächerübergrei-
fend sind und sich auf alle Akteure in der Schule beziehen – 
ebenso, dass sie in das Schulleben eingreifen. Nimmt man sie 
ernst, verändern sie nicht nur Inhalte, sondern auch Schul
strukturen, Unterricht sowie soziale Beziehungen.
Denn wie kann beispielsweise Demokratieerziehung glaub-
würdig sein, wenn die Institution Schule hierarchische Struk-
turen hat, die für die Beteiligten – vor allem für die Schülerin-
nen und Schüler – vielfach nicht transparent sind?
Oder wie lässt sich Gesundheitsbildung als Querschnittsauf
gabe organisieren, wenn die Arbeits- und Lernbedingungen 

für Schüler wie Lehrkräfte häufig ungesund sind, aufgrund zu 
hoher Stressbelastung oder zu kleiner Klassenräume?
Oder wie können Gewaltpräventionsprogramme greifen, 
wenn gewaltfördernde Strukturen bestehen bleiben, latent 
Gewalt ausgeübt und über bestimmte Formen der Aggressi-
on, etwa Mobbing, stillschweigend hinweggegangen wird?
Der Staat, der – durchaus berechtigt – erwarten kann, dass 
gesellschaftlich relevante Kompetenzen und Fähigkeiten be-
reits im Schulalter erworben werden, muss sich jedoch fragen 
lassen, ob die Lehrkräfte, die er beschäftigt, und die Einrich-
tungen, die er finanziert, überhaupt „fit“ genug sind, die gro-
ßen Ansprüche, die er an sie richtet, auch umzusetzen.
Denn eines ist klar: Querschnittsaufgaben zu realisieren, be-
deutet an vielen Stellen der Schule Einschnitte – in Inhalte wie 
Strukturen, in Prinzipien wie Beziehungen.

Sylvia Schütze, 
Geschäftsführerin der DDS

Bestellmöglichkeiten über: www.dds-home.de
*KMK (2016): „Weitere Unterrichtsinhalte“:  
www.kmk.org/themen/allgemeinbildende-schulen/ 
weitere-unterrichtsinhalte.html
**Bundesministerium für Bildung und Frauen Österreich 
(BMBF) 2016: Unterricht und Schule:  
www.bmbf.gv.at/schulen/unterricht/index.html
***Deutschschweizer Erziehungsdirektoren-Konferenz  
(D-EDK) 2016: Lehrplan 21. http://v-ef.lehrplan.ch/
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Exklusive Kultur-Leserreisen
Musik und Literatur an besonderen Orten erleben

www.gew.de/Verlagsreisen

Nordsee/Norddeich
Freizeitgruppenhaus

Für Selbstversorger (max. 28 Pers.), ideal für
Klassenfahrten/Freizeiten/Seminare, tolle Frei-
zeitangebote, kompl. eingerichtet, Strandnähe.
www.selbstversorgerhaus-
nordsee.de    Tel. 04941 / 68865

52902_2014_10_Sandhorst.indd   1 28.08.2014   15:37:35

Klassenfahrten London

mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

london@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Ihre Reiseleiter in PARIS für Klassenfahrten und Gruppenreisen

Tel.: +33 6 52 22 30 30
www.vinculum-mundi.com

erfahren
agenturunabhängig
preisgünstig

Stadtrundfahrten
Ausflugsprogramme

Rundreisen

74030_2014_09_Lauber.indd   1 11.08.2014   17:54:04

RÜGEN für Naturfreunde!
Ferienwohnungen und -häuser unter Reet 
in idyllischer und ruhiger Alleinlage nahe 
Putbus, Lauterbach und dem Bodden.
www.in-den-goorwiesen.de

76568_2016_12_Riad.indd   1 02.11.2016   17:01:38

Osterferien und Pfingsten

Wanderwoche in den Cevennen
Wandern in einzigartiger Natur 

Transfer ab Köln und Lyon möglich 
ab 690 Euro inkl. Vollpension

www.cevennenwandern.de

76566_2016_12_Setz.indd   1 02.11.2016   17:40:41
 

www.wusgermany.de

„Jeder hat das Recht auf Bildung...“     
Artikel 26 (1) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

World University Service (WUS) ist eine internationale, politisch und kon-
fessionell nicht gebundene Organisation von Studierenden, Lehrenden 
und Mitarbeitenden im Bildungssektor. WUS-Deutschland setzt sich mit 
seinen Projekten für das Menschenrecht auf Bildung ein.

Wer wir sind

     Förderung des 
Globalen Lernens und 
Bildung für nachhaltige 
Entwicklung

     Unterstützung 
von ausländischen 
Studierenden aus Afrika, 
Asien und Lateinamerika

So leben 
Lehrer/innen leichter
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// Die GEW hilft verfolgten Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern – überall auf der Welt. //

Es war keine leichte Entscheidung für Sakine Esen Yılmaz, 
Heimat, Familie und Freunde zurückzulassen und sich auf die 
gefährliche Flucht nach Deutschland zu begeben. Die bishe-
rige Generalsekretärin der türkischen Bildungsgewerkschaft 
Eğitim-Sen ist eine von vier Lehrkräften, die in jüngster Zeit 
aus der Türkei und dem Iran nach Deutschland geflohen sind, 
weil sie dort aufgrund ihrer gewerkschaftlichen Arbeit poli-
tisch verfolgt werden (s. S. 36). Gegen sie ist Anklage wegen 
Terrorismus und Spionage erhoben worden, in ihren Heimat-
ländern droht ihnen bei einer Verurteilung lange Haft oder 
sogar – wie im Iran – die Todesstrafe. 
Es ist damit zu rechnen, dass künftig noch weitere gewerk-
schaftlich aktive Lehrerinnen und Lehrer aus anderen Län-
dern nach Deutschland fliehen, um der Bedrohung und Krimi-
nalisierung zu entkommen. 

Unterstützt werden die Hilfesuchenden über den Heinrich 
Rodenstein Fonds der GEW, der u. a. die Kosten für die An-
wälte Geflüchteter übernimmt. 
Weltweit engagiert sich die GEW über den Rodenstein 
Fonds für Menschen- und Gewerkschaftsrechte und leistet 
humanitäre Hilfe für Menschen in Not. Dafür bitten wir um 
Spenden: 

Heinrich Rodenstein Fonds
Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale
IBAN: DE88 5005 0000 0084 0001 24
BIC: HELADEFF 
Stichwort: Hilfe für verfolgte Gewerkschafter

www.gew.de/heinrich-rodenstein-fonds/
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Auf der Flucht

GEW bittet 
um Spenden

Erziehung und Wissenschaft  | 12/2016

45GEW-INTERN



„Falsches Beispiel“
(E&W 10/2016, Seite 32 f.: „Arbeitslos 
im Sommer“)
Als Schulleiter habe ich mich immer 
dafür eingesetzt, dass Kolleginnen und 
Kollegen mit befristeten Verträgen auch 
in den Sommerferien bezahlt worden 
sind. Deshalb  – und auch als Gewerk-
schafter – unterstütze ich die Intention 
des o. g. Artikels sehr. Aber die Redak-
tion hat sich das falsche Beispiel aus-
gesucht: Denn der Interviewte ist kein 
vollausgebildeter Lehrer, da ihm das 
Zweite Staatsexa-
men fehlt. Damit 
verfügt er nicht 
über die für den 
Beruf notwendige 
Qualifikation. Ihn 
unbefristet einzu-
stellen, wäre ein 
Schlag ins Gesicht 
all jener qualifizierten Kolleginnen und 
Kollegen, die sich den Mühen der zwei-
ten Ausbildungsphase unterzogen und 
diese erfolgreich abgeschlossen haben. 
Von „meiner“ GEW erwarte ich auch, 
dass sie unseren Berufsstand schützt.
Edgar Ingrisch (Schulleiter i. R.), Sontra

„Wie ist das möglich?“
Ich bin Spanier, 40 Jahre alt, unterrich-
te seit neun Jahren Sport und Spanisch 
an Gymnasien in Bayern. Immer vollbe-
schäftigt (26 Unterrichtsstunden), aber 
stets mit Jahresverträgen. Allerdings 
war ich nie „Arbeitslos im Sommer“. 
Meine Fragen blieben dennoch unbe-
antwortet: Ich habe das Referendariat 
nachgeholt  – auf Deutsch –, aber die 
Note zählt offensichtlich nicht?!
Ich kenne persönlich Fälle, in denen man 
Lehrkräfte ohne Zweites Staatsexamen 
festangestellt hat. Ein Sport-, Spanisch- 
und Geographielehrer beispielsweise 
wurde Beamter, ohne das Referenda-
riat absolviert zu haben. Wie kann das 
möglich sein? In einer Realschule sind 
im vergangenen Schuljahr 13 Lehrkräfte 
in Rente gegangen. Nur zwei der neuen 
Kolleginnen und Kollegen wurden verbe-
amtet, elf hingegen lediglich angestellt. 
Warum? Nun ziehe ich fast die gleiche 
berufliche Konsequenz wie der Kollege 
im E&W-Beitrag. Denn meine berufliche 
Perspektive ist und bleibt unsicher. 
Franco Marino (per E-Mail)

„Nichts Gutes“
(E&W 10/2016, Seite 38 f.: „Haupt
thema ist das Coming-out“)
Ein Hauptthema in der Schule soll die 
sexuelle Orientierung der Lehrkraft 
sein? Man stelle sich vor: Ein Lehrer 
steht vor seiner Klasse und erzählt die-
ser von seiner Heterosexualität. Nur 
damit die Schülerinnen und Schüler 
über seine geschlechtliche Identität in-
formiert sind und sich reichlich Gedan-
ken darüber machen können. Vielleicht 
gibt‘s dann dazu auch mal eine Klas-
senarbeit. ... Wie bitte? Um was geht‘s 
eigentlich in der Schule?!? Vielleicht 
auch um Wissensvermittlung sowie um 
Werte wie Ehrlichkeit, Mut, Höflichkeit 
und Respekt? Lassen wir die Sexualität 
eines Menschen doch dort, wo sie hin-
gehört – in seine Privatsphäre. Mit der 
Tendenz in den Medien sowie auch in 
den Schulen, sexuelle Themen breitzu-
treten, tun wir unseren Kindern sicher 
nichts Gutes.
Matthias Bolduan (per E-Mail)

„Rollenbilder überprüfen“
So sehr ich das Interview mit Bodo 
Busch über die Herausforderungen und 
Schwierigkeiten von LSBTI-Menschen 
schätze, fehlt mir doch die kritische 
Betrachtung der Rollenbilder hetero
sexueller Menschen. Der heimliche 
Lehrplan an Schulen, nach dem sich 
heterosexuelle Jugendliche, wie Busch 
beobachtet, irgendwann als „erfolg-
reiche Mädchen definieren, wenn sie 
einen Freund haben“ und als „erfolg-
reiche Jungen, wenn sie überlegen sind, 
vor allem den Mädchen gegenüber“, 
kann meiner Meinung nach nicht un-
kommentiert stehenbleiben. Selbst wenn 
der Interviewte bestätigt, dass solche 
Rollenbilder Druck erzeugen können.
Hinter einer „Identität der Überlegen-
heit“, sei es aufgrund von Geschlecht, 
Herkunft, sexueller oder religiöser Ori-
entierung, stehen immer ein diskrimi-
nierendes Menschenbild und ein Man-
gel an Respekt und Toleranz.
Bei der Dringlichkeit, Rollenbilder auf 
ihr Toleranz- bzw. Diskriminierungspo-
tenzial hin zu überprüfen, müsste auf 
jeden Fall Heterosexualität ganz oben 
auf der Agenda sein, um frei sagen zu 
können: Wir schreiben das Jahr 2016.
Karin Pfaffmann, Friedberg

„Übergriffig“
Wann ist der richtige Zeitpunkt für einen 
Heranwachsenden, seine sexuelle Orien-
tierung zu erkennen bzw. von anderen in 
seiner jeweiligen geschlechtlichen Iden-
tität (an-)erkannt zu werden? Pubertie-
rende stehen unter enormem Stress, ihre 
Rolle zu finden. Welche Menschen wann 
und wie ihre geschlechtliche Neigung 
„erkennen“ und sich entsprechend „ou-
ten“ wollen, bedarf keiner theoretischen 
Steilvorlage. Das verwirrt unnötig. Daher 
empfinde ich es als übergriffig, dieses 
Thema im Unterricht zu behandeln.
Astrid Meyer, Oldenburg

„Wohin mit der Wut?“
(E&W 11/2016, Seite 23: „Ja 13 für alle!“)
Ich bin Grundschullehrerin und seit 1994 
verbeamtet. Bei dem  
Artikel bin ich über 
einen Punkt gestol- 
pert: Nicht jede  
Grundschullehre- 
rin wird in allen  
Bundesländern  
als Beamtin nach  
Besoldungsgruppe
A 12 bezahlt. Ich sowie viele meiner Kolle-
ginnen, die noch im Osten studiert haben,  
erhalten die Besoldungsgruppe A 11. Ge-
rechtfertigt wird das mit unserer „schlech-
teren Ausbildung“! Mein Problem: Ich habe 
mich nach zwölf Schuljahren für die Lehr
tätigkeit mit Grundschulkindern entschie-
den und ein inhaltsreiches, methodisch und 
didaktisch gut durchdachtes, aber leider 
„nur“ ein Fachschulstudium gewählt. Im 
Schulalltag wird jedoch nicht danach ge-
fragt, ob ich in der 5. oder 6. Klasse Musik 
unterrichten möchte. Nun weiß ich nicht 
recht, wohin ich mich mit meiner nun wie-
der hochkommenden Wut wenden soll. 
Vielleicht kann mir die GEW weiterhelfen, 
denn „JA“, ich bin auch für „A 13 für alle“!
Uta Liebenrodt, Land Brandenburg/Hennigsdorf
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Insel Rügen: Ferienwohnungen mit mo-
derner Ausstattung in Putbus, für 2-4 Pers., 
mit Balkon, 2 Schlafzimmer, von privat, 
ruhig, sonnig, Natur pur, Tel. 038301 60289

www.alte-tischlerei-putbus.de
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Behutsam die Welt entdecken

A m e r i k A  ·  A s i e n  ·  A u s t r A l i e n

Alternativ-Tours
Tel. (030) 21 23 41 90

Otto-Suhr-Allee 59
10585 Berlin

✓ Fernreisen weltweit
✓ Studien- und  

Begegnungsreisen
✓ preiswerte Flugtickets 

für Schüleraustausch

www.Alternativ-Tours.de

Nordsee Klassenfahrten
Eure Hallig-Gruppenunterkunft im

Weltnaturerbe Wattenmeer für Frei-
zeiten, Projektfahrten, Seminare...

Telefon: 04849 / 90 99 60
www.ferienwarft.de
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Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

versailles@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

MEDIAN Privatklinik Berggarten Deidesheim · Fachklinik für Psychosomatik und klinische 
Psychotherapie · Im Oberen Grain 1 · 671 46 Deidesheim · Telefon +49 6326 7008-0
kontakt.berggarten@median-kliniken.de · www.median-kliniken.de

Wenn Engagement krank macht …

Unser Konzept: Individuelles Programm, Schwerpunkt Einzel therapie 
Selbstfürsorge stärken und neue Orientierung finden

Bei der Klärung der Kostenübernahme sind wir lhnen gerne behilflich.

• Depressionen • Essstörungen • Abhängigkeiten 
• Burn-Out und Stresserkrankungen • Lebenskrisen  
• Angsterkrankungen • Bipolare Störungen

Die Wollmarshöhe

Akutfachkrankenhaus für 
psychosomatische Medizin

www.wollmarshoehe.de

Kurzzeittherapie bei Burn-out
und Stressfolgeerkrankungen

Für Privatversicherte, Beihilfe -
 be rechtigte, Selbstzahler

Stationär, teilstationär, ambulant

Therapeutisch-ganzheitliches
Konzept - moderne Diagnostik
und Therapieplanung

Neurologische und psycho -
kardio logische Abklärung

Zeitgemäße Einrichtung und 
Ausstattung, schönes Ambiente,
nähe Bodensee (Bodnegg)

Gerne senden wir Ihnen 
unser Exposé.

info@klinik-wollmarshoehe.de

Information / Auskunft: 
07520 927-0

Klinik 
Wollmarshöhe

GEW_Kleinanzeige 2014_GEW-print  07.      

WIR HELFEN IHNEN WEITER

WENDELSTEIN KLINIK
Reutlinger Str. 20 . 72501 Gammertingen

0 75 74 - 845
www.wendelsteinklinik.de

beihilfefähiges privates
Akut-Fachkrankenhaus

Krankenhaus für Neurologie, Psychiatrie,
Innere Medizin und Psychosomatik

Depressionen
Schmerzstörungen
Ängste
Posttraumatische
Belastungsstörungen

Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de

75652_2014_03_Mueller.indd   1 21.01.2014   16:51:57

SAMOS - GRIECHENLAND
Familie Taleporou verwöhnt Sie!

8 DZ, NR-Haus, exzellenter
Service und super Frühstück!

www.pension-ermioni-samos.de

63551_2016_12_Ermioni.indd   1 17.10.2016   17:53:25

Mona Meister
Leitung

Tel 040-12 34 56 78
mobil 0123-12 34 56 78
info@hifp.de
www.hifp.de

Hamburger
Institut für 
Pädagogik

Modulare Fortbildungen
Pädagogik bei

Krankheit

 Hamburger Institut
 für Pädagogik
info@hifp.de    www.hifp.de

76577_2016_12_hifp.indd   1 08.11.2016   10:23:01

Besuchen Sie jetzt www.lesefreude.net

 Lesefreude für
 Ihren Unterricht
•	spielerisch-handelnder
 Umgang mit Buchstaben
•	senso-motorische
 Lernerlebnisse
•	verständnisorientiertes
 Lernen
•	Online-Unterrichtshilfen
 und Videos

Besuchen Sie jetzt 

Neue Website

mit vielen

Unterrichtshilfen

und Videos!

Mit Hand und Verstand!

Das Original
Made in Germany

71374_2015_09_Hahn.indd   1 29.07.2015   12:28:38

Infos: 040 / 280 95 90  www.agaria.de  prag@agaria.deia.de

Prag? Nur mit uns!
Geprüft: Alles, was wir anbieten, 
testen wir vorher selbst.
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